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Liebe Kollegin, lieber Kollege!

Als Mitglied der Verkehrs- und Dienstleistungsgewerkschaft vida haltst du deinen aktuellen Kollektiv-
vertrag (KV) in der Hand. Doch was hat es damit eigentlich auf sich?

Viele Menschen glauben, dass Lohn- und Gehaltserhdhungen gesetzlich festgeschrieben waren. Mit-
nichten! Dass es regelmafige Lohnerhéhungen, bezahlten Urlaub oder das 13. und 14. Gehalt gibt, ist
das Ergebnis von oft harten Verhandlungen.

Bei den Kollektivvertragsverhandlungen sind Verhandlungsgeschick und -taktik wichtig. Gewerkschaft
und Betriebsrat erganzen sich hier durch jahrzehntelange Erfahrung. Doch was noch viel mehr zahlt,
das sind gut organisierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer innerhalb der Gewerkschaftsbewe-

gung.

Je mehr Mitglieder hinter den Verhandlungsteams stehen, desto mehr Gewicht haben unsere Forde-
rungen.

Du als Gewerkschaftsmitglied hast es deshalb in der Hand. Gehe auf deine Kolleginnen und Kollegen
zu, damit auch sie wissen:

Je mehr wir sind, desto mehr kdnnen wir gemeinsam bewegen.

Mach mit uns vida stark: www.vida.at/mitgliedwerben

Herzlichen Dank fur deine Unterstitzung.

Roman Hebenstreit Mag.? Anna Daimler, BA
Vorsitzender Generalsekretarin
Gewerkschaft vida Gewerkschaft vida
Gerald Mjka Farije Selimi
Vorsitzender Fachbereich Sekretarin Fachbereich
Gesundheit Gesundheit
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KOLLEKTIVVERTRAG

fur die Arbeiterinnen und Arbeiter der Krankenfiirsorgeanstalt der
Bediensteten der Stadt Wien (KFA)

(KV Arb)

In der Fassung der 17. Anderung

1. HAUPTSTUCK

Abschnitt |
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Geltungsbereich
(1) Dieser Kollektivvertrag gilt:
raumlich: Fir den Bereich des Bundesgebietes Osterreich;
fachlich: Fur die Krankenflrsorgeanstalt der Bediensteten der Stadt Wien;

personlich: Fur Arbeiter, die in Betrieben, sonstigen Einrichtungen und Verwaltungsstellen der KFA
beschaftigt sind.

(2) Mit einzelnen Arbeitern kann der Vorstand von den Vorschriften dieser Dienstordnung abwei-
chende Vereinbarungen abschliel3en, wenn sie fir den/die Arbeiter/in nicht unglnstiger sind als dieser
Kollektivvertrag (§ 3 Abs. 1 des Arbeitsverfassungsgesetzes).

§ 2 Chancengleichheit

(1) Gemeinsames Ziel ist es, die Gleichstellung von Mannern und Frauen zu verwirklichen.

(2) Die Verwirklichung der Chancengleichheit ist Aufgabe der KFA und des Betriebsrates. Dazu wird —
unter Wahrung der Grundsatze der Qualifikation — schrittweise ein gleicher Anteil von Mannern und
Frauen in leitenden Funktionen angestrebt.

(3) Die KFA schreibt eine Ist-Analyse standig fort, in der die Anteile von Mannern und Frauen an den
Beschaftigten der KFA nach den leitenden Funktionsbereichen und nach Lohngruppen aufgeschlis-
selt sind.

(4) Bei der Abfassung von Stellenausschreibungen fir Stellen in leitenden Funktionsbereichen, in de-
nen Frauen unterreprasentiert sind, sollen Frauen gezielt durch den Zusatz angesprochen werden:
,Die KFA strebt an, den Frauenanteil in diesem Funktionsbereich zu erhéhen®.

(5) Uber MalRnahmen zur Verbesserung der Chancengleichheit finden Beratungen der KFA mit dem
Betriebsrat statt.

(6) Zur Forderung der innerbetrieblichen Gleichstellung und zur Verbesserung von Aufstiegs- und
Qualifikationsmaoglichkeiten fur Mitarbeiterinnen kann — gemeinsam mit dem Betriebsrat — ein Fortbil-
dungsprogramm entwickelt werden.
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(7) Bei Postenbesetzungen (Beforderungen) ist besonderer Augenmerk auf die Chancengleichheit zu
legen, insbesondere darf eine Postenbesetzung nicht davon abhangig gemacht werden, ob auf eine/n
Arbeiter/in die Bestimmungen des 2. bzw. 3. Hauptstucks dieses Kollektivvertrages anwendbar sind
oder von einem Wechsel der Anwendbarkeit des 2. bzw. 3. Hauptstluckes dieses Kollektivvertrages
auf eine Anwendung des 1. Hauptstlckes dieses Kollektivvertrages.

§ 3 Anstellungsgesuche

Die Stellenbewerber haben ihre allgemeine und besondere Befahigung fur die angestrebte Stellung
darzulegen und unter Beibringung der erforderlichen Zeugnisse und sonstigen Bestatigungen nachzu-
weisen.

§ 4 Einstellungserfordernisse

Die Voraussetzungen fur die Einstellung sind im Allgemeinen

1. die zur Erflllung der dienstlichen Aufgaben erforderliche persdnliche Eignung einschliel3lich der er-
forderlichen Kenntnisse in der deutschen Sprache

2. die fur die Verwendung erforderliche Berufsberechtigung.

§ 5 Personalakt

(1) Fur jede/n Arbeiter/in sind Aufzeichnungen in einem Personalakt Uber alle das Dienstverhaltnis be-
treffenden wesentlichen Umstande zu fuhren. Diese Aufzeichnungen haben insbesondere zu enthal-
ten:

1. Personalien und Wohnadresse des/der Arbeiters/in und seiner nachsten Familienangehdrigen;

2. Angaben Uber die berufliche Vorbildung, Studien, Sprach- und andere flr den Dienst wichtige
Kenntnisse und Fachprifungen, erforderlichenfalls auch Umfang der Berechtigung zur Berufsaus-
ubung;

3. Angaben uber das Dienstverhaltnis, die Dienstzuteilung, die Art der Verwendung sowie die Einrei-
hung und Einstufung in das Lohnsschema;

4. erworbene Rechte und anrechenbare Vordienstzeiten;
5. erteilte Sonderurlaube;

6. Anerkennung fur besondere Dienstleistungen, fur auerordentliche Arbeiten und Verdienste um die
KFA oder auf fachlichem Gebiet, Befahigung fur qualifizierte und leitende Stellen;

7. Dienstbeschreibung;
8. Disziplinarakten (Ordnungs- und Disziplinarstrafen), soweit sie nicht zu vernichten sind.

(2) Die Arbeiter sind verpflichtet, die zur Anlegung und ordnungsgemalfen Fuhrung der Personalakten
notwendigen Daten nachzuweisen und Veranderungen unverziglich anzuzeigen.

(3) Die KFA ist verpflichtet, dem/der Arbeiter/in auf Verlangen Auskunft Gber die erworbenen Rechte
und die anrechenbaren Vordienstzeiten zu geben.

(4) Zur Qualitatssicherung und Transparenz der Verwendung personenbezogener Daten der Arbeiter
beim Einsatz von Informations- und Kommunikationssystemen (elektronischer Personalakt) kann eine
Betriebsvereinbarung abgeschlossen werden.
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§ 6 Verstdandigung der Arbeiter

Von der Einstellung, der Stellenbesetzung, jeder Einreihung und der Beendigung des Dienstverhaltnis-
ses ist der/die Arbeiter/in schriftlich in Kenntnis zu setzen, wobei die Verstandigung — mit Ausnahme
bei Beendigung des Dienstverhaltnisses — auch per elektronischer Post (e-mail) erfolgen kann.

Abschnitt Il
Dienstrecht

§ 7 Allgemeine Pflichten

(1) Die Arbeiter haben sich mit den fur ihre dienstliche Tatigkeit erforderlichen gesetzlichen und sons-
tigen einschlagigen Vorschriften vertraut zu machen und sie einzuhalten. Sie sind verpflichtet, die In-
teressen und das Ansehen der KFA in jeder Hinsicht zu wahren und zu férdern, ihren Dienst gewissen-
haft und punktlich zu versehen sowie den dienstlichen Weisungen ihrer Vorgesetzten nachzukommen.

(2) Verstoldt eine Weisung eines Vorgesetzten offensichtlich gegen die Interessen der KFA, gegen ge-
setzliche oder sonstige einschlagige Vorschriften, haben die Arbeiter darauf aufmerksam zu machen
und, wenn diesen Vorstellungen nicht Folge gegeben wird, dem nachsthéheren Dienstvorgesetzten,
gegebenenfalls dem/der leitenden Angestellten, zu berichten bzw., wenn eine solche Weisung von
diesem/dieser gegeben wurde, dem Prasidenten/der Prasidentin schriftlich Mitteilung zu machen.

(3) Arbeiter haben die vorgeschriebenen Dienststunden genau einzuhalten und sie ausschlief3lich den
Dienstverrichtungen zu widmen.

(4) Arbeiter sind zur Wahrung des Dienstgeheimnisses verpflichtet. Diese Verpflichtung besteht auch
nach Beendigung des Dienstverhaltnisses. Unter Wahrung des Dienstgeheimnisses ist insbesondere
zu verstehen: die Unterlassung von Mitteilungen Uber Einrichtungen und Vorkommnisse, wenn diese
Mitteilungen das Interesse oder das Ansehen der KFA oder beteiligter Personen gefahrden kdénnen,
ferner von Mitteilungen Uber das Verhaltnis der Mitglieder und deren Dienstgeber sowie der Leistungs-
empfanger an Personen, die zur Entgegennahme solcher Mitteilungen nicht berufen sind sowie die
Einhaltung der Bestimmungen des Datenschutzgesetzes. Die Pflicht zur Wahrung des Dienstgeheim-
nisses gilt fur alle Angelegenheiten, die Arbeiter in Ausibung ihres Dienstes oder im Zusammenhang
damit erfahren. Die KFA kann in Einzelfallen von dieser Verpflichtung entbinden.

(5) Arbeiter sind zu tadellosem Verhalten in und auf3er Dienst, zu Anstand und Zuvorkommenheit im
Verkehr mit Parteien sowie zu kollegialem und hilfsbereitem Verhalten zueinander verpflichtet. Arbeiter
durfen in Austbung ihres Dienstes Mitglieder und Leistungsempfanger oder ihre Dienstgeber nicht be-
vorzugen oder benachteiligen. Sie durfen flr ihre Dienstleistungen weder Geschenke annehmen,
noch sich einen sonstigen Vorteil mittelbar oder unmittelbar zuwenden oder zusichern lassen.

(6) Orts- oder landesubliche Aufmerksamkeiten von geringem Wert gelten nicht als Geschenk im
Sinne des Abs. 5.

(7) Arbeiter sind verpflichtet, die KFA in Kenntnis zu setzen, wenn gegen sie eine Voruntersuchung im
Sinne der Strafprozessordnung (StPO) eingeleitet oder — ohne Durchfihrung einer Voruntersuchung —
Anklage erhoben (§ 210 StPO), ein Strafantrag gestellt (§ 484 bzw. § 451 StPO) oder sie wegen einer
gerichtlich strafbaren Handlung rechtskraftig verurteilt wurden.

(8) Arbeiter sind verpflichtet, die KFA in Kenntnis zu setzen, wenn eine Dienstverhinderung auf einen
Unfall oder auf ein sonstiges schadigendes Ereignis, welches eine Haftung Dritter begriinden kdnnte,
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zuruckgeht; in weiterer Folge hat er die KFA laufend Uber die schadenersatzrechtliche Abwicklung des
Falles zu informieren.

(9) Alle Vorgesetzten sind verpflichtet, den/die Arbeiter/in mit Anstand und Achtung zu begegnen und
ihre Tatigkeit gewissenhaft und gerecht zu beurteilen. Sie haben fur eine gerechte und entsprechende
Verteilung der Arbeit zu sorgen.

(10) Jeder Verstol gegen die in den Abs. 1 bis 9 enthaltenen Regelungen ist eine Dienstpflichtverlet-
zung.

(11) Uber die Einflihrung einer betrieblichen Disziplinarordnung wird eine Betriebsvereinbarung abge-
schlossen werden.

(12) Arbeiter/innen sind verpflichtet, den Verlust einer fur den Dienst erforderlichen Berufsberechti-
gung unverzuglich der KFA zu melden.

§ 8 Diensterfindung

Die KFA hat Anspruch auf Anbietung einer vom Arbeiter/in wahrend des Bestandes des Dienstverhalt-
nisses gemachten Diensterfindung im Sinne des § 7 Abs. 3 PatG. Sie muss dazu innerhalb einer Frist
von vier Monaten vom Tage der Anbietung an Stellung nehmen und erklaren, ob sie sie fur sich in An-
spruch nehmen will; bis zur Anmeldung der Patentrechte ist die KFA zur absoluten Geheimhaltung der
Erfindung verpflichtet. Sie hat im Fall der Inanspruchnahme die im Gesetz vorgesehene Entschadi-
gung an den Erfinder zu entrichten und alle auflaufenden Patentgeblhren zu bezahlen. Auf Verlangen
des/der Arbeiters/in muss der Erfinder bei der Eintragung in das Patentregister genannt werden, auch
dann, wenn die KFA als Anmelder erscheint. Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des PatG, die in
diesem Zusammenhang abgeschlossenen Betriebsvereinbarungen sowie die gemall dem PatG ge-
troffenen Einzelvereinbarungen.

§ 9 Normalarbeitszeit der dem AZG unterliegenden Arbeiter/in

(1) Sofern nachfolgend nicht Abweichendes bestimmt wird, betragt die Normalarbeitszeit 40 Stunden
wochentlich bzw. 8 Stunden taglich. In jeder Woche muss eine 36-stindige ununterbrochene Ruhezeit
gesichert sein.

(2) Die wochentliche Arbeitszeit der im Strahlendienst (Rontgen, Gammatron, Isotopen usw.) einge-
setzten Arbeiter/innen, welche nicht dem KA-AZG unterliegen, betragt 39 Stunden.

(3) Durch Betriebsvereinbarung kann eine andere Verteilung der Normalarbeitszeit innerhalb eines
Durchrechnungszeitraumes von 17 Wochen festgelegt werden (Bandbreitenmodell). Dabei kann die
Arbeitszeit in einzelnen Wochen auf bis zu 48 Stunden ausgedehnt werden, im Durchschnitt darf
die wdochentliche Normalarbeitszeit von 40 Stunden nicht Uberschritten werden. Durch Betriebsverein-
barung kann der Durchrechnungszeitraum auf héchstens 26 Wochen verlangert werden. Eine Verbin-
dung mit einer Gleitzeitvereinbarung ist nicht moglich.

(4) Die tagliche Normalarbeitszeit gemall Abs. 1 kann gemall § 4 Abs. 1 AZG auf héchstens zehn
Stunden ausgedehnt werden.
Geltende Fassung / 8. Anderung

(5) Die Verteilung der wochentlichen Normalarbeitszeit auf die einzelnen Wochentage, sowie der Be-
ginn und das Ende der taglichen Normalarbeitszeit werden fur die einzelnen Betriebsteile (Betriebe,
sonstigen Einrichtungen und Verwaltungsstellen der KFA) durch Betriebsvereinbarung festgelegt. So-
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fern ein Dienstplan erstellt wird, ist dieser spatestens zwei Wochen vor Inkrafttreten fur einen Zeitraum
von mindestens einem Monat zu erstellen und zu vereinbaren.

(6) Nach MalRgabe des § 5 Abs. 1 Z2 AZG kann durch Betriebsvereinbarung die wochentliche Normal-
arbeitszeit auf bis zu 60 Stunden ausgedehnt werden.

(7) Durch Betriebsvereinbarung kann Gleitzeit festgelegt werden. Diese Vereinbarung hat mindestens
zu enthalten:

1. Regelungen uber die Dauer der Gleitzeitperiode,

2. Regelung uUber den Gleitzeitrahmen,

3. Regelungen lber das HochstausmaR von Ubertragungsmdglichkeiten von Zeitguthaben und Zeit-
schulden in die nachste Gleitzeitperiode,

4. Regelungen Uber die Dauer und die Lage der fiktiven Normalarbeitszeit,
5. Regelungen Uber die Abrechnung von Zeitguthaben und Zeitschulden bei Beendigung des Dienst-

verhaltnisses.
Die tagliche Normalarbeitszeit darf zehn Stunden nicht Uberschreiten.

(8) Fur Arbeiter, welche dem Bundesgesetz Uber die Beschaftigung von Kindern und Jugendlichen
(KJBG) unterliegen, betragt die wochentliche Arbeitszeit 40 Stunden und darf 8 Stunden taglich nicht
Uberschreiten. Zur Erreichung einer glinstigeren Wochenfreizeit darf die Normalarbeitszeit auf 9 Stun-
den taglich ausgedehnt werden.

(9) Besteht im Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses ein Guthaben des/der Arbeiters/in
an Mehrarbeitszeit oder Uberstunden, fiir die Zeitausgleich gebiihrt, ist das Guthaben abzugelten.

(10) Fur Guthaben an Normalarbeitszeit gebuhrt bei

1. unbegrindetem vorzeitigem Austritt des/der Arbeiter/in,

2. Entlassung aus Verschulden des/der Arbeiter/in,
kein Zuschlag im Sinne des § 19e Abs. 2 AZG.

§ 10 Normalarbeitszeit der dem KA-AZG unterliegenden Arbeiter/in

(1) Fur Arbeiter, die aufgrund ihrer Tatigkeit dem Krankenanstaltenarbeitszeitgesetz (KA-AZG) unter-
liegen (§ 1 Abs. 2 KA-AZG) betragt die wochentliche Normalarbeitszeit 40 Stunden innerhalb des
Durchrechnungszeitraumes von bis zu vier Wochen, wobei die Tagesarbeitszeit — einschlie3lich der
Dienstibergabe — 13 Stunden und die Wochenarbeitszeit

1. innerhalb des Durchrechnungszeitraumes im Durchschnitt 48 Stunden und

2. in den einzelnen Wochen des Durchrechnungszeitraumes 60 Stunden

nicht Uberschreiten darf. Ist aufgrund personeller oder organisatorischer Gegebenheiten ein Durch-
rechnungszeitraum von 4 Wochen nicht ausreichend, kann dieser durch Betriebsvereinbarung auf
bis zu 17 Wochen ausgedehnt werden.

(2) Die Verteilung der wochentlichen Normalarbeitszeit auf die einzelnen Wochentage, sowie der Be-
ginn und das Ende der taglichen Normalarbeitszeit werden fir die einzelnen Betriebsteile (Betriebe,
sonstigen Einrichtungen und Verwaltungsstellen der KFA) durch Betriebsvereinbarung festgelegt.

(3) § 10 Abs. 7 gilt fir die dem KA-AZG unterliegenden Arbeiter/in sinngemaf mit der MaRgabe, dass
die tagliche Normalarbeitszeit 13 Stunden nicht GUberschreiten darf.
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(4) Der Dienstplan muss spatestens zwei Wochen vor Inkrafttreten fur einen Zeitraum von mindestens
einem Monat erstellt und vereinbart sein. Die Diensteinteilung laut Dienstplan hat so zu erfolgen, dass
die wochentliche Normalarbeitszeit von den Arbeitern/innen innerhalb des Durchrechnungszeitrau-
mes erfullt werden kann. Auf Wunsch des/der Arbeiters/in kdnnen Zeitguthaben oder Zeitschuld in
den nachsten Durchrechnungszeitraum tbertragen werden. Ein mehrmaliges Ubertragen dieser Zeit-
differenz ist verboten. In begriindeten Einzelfllen ist eine zweimalige Ubertragung von Guthaben un-
ter Bertcksichtigung der Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes nach Zustimmung durch die Verwal-
tungsdirektion moglich.

(5) Besteht im Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhaltnisses ein Guthaben des/der Arbeiters/in
an Mehrarbeitszeit oder Uberstunden, fiir die Zeitausgleich gebiihrt, ist das Guthaben abzugelten.
(6) FUr Guthaben an Normalarbeitszeit gebuhrt bei

1. unbegrindetem vorzeitigen Austritt des/der Arbeiters/in,

2. Entlassung aus Verschulden des/der Arbeiters/in,
kein Zuschlag im Sinne des § 19e Abs. 2 AZG.

§ 11 Verldngerter Dienst
(1) Nach MaRgabe des § 4 KA-AZG koénnen fur die im Sanatorium Hera beschaftigten Arbeiter/innen
durch Betriebsvereinbarung verlangerte Dienste zugelassen werden, wobei
1. die tagliche Arbeitszeit 25 Stunden,

2. die Wochenarbeitszeit innerhalb eines Durchrechnungszeitraumes von 17 Wochen im Durchschnitt
48 Stunden,

3. die Arbeitszeit in den einzelnen Wochen des Durchrechnungszeitraumes 72 Stunden

nicht Uberschreiten darf. Ist aufgrund personeller oder organisatorischer Gegebenheiten ein Durch-
rechnungszeitraum von 17 Wochen nicht ausreichend, kann dieser durch Betriebsvereinbarung auf
bis zu 26 Wochen ausgedehnt werden.

(2) Fur die Zeit der Nichtinanspruchnahme ist ein geeigneter Raum mit einer besonderen Ruhemadg-
lichkeit zur Verfigung zu stellen.
Geltende Fassung / 8. Anderung

§ 12 Teilzeitarbeit

(1) In Einzelféallen ist die Vereinbarung einer gegenltber der Normalarbeitszeit verkirzten Arbeitszeit
zulassig. Fur einzelne Gruppen von Arbeitern/innen kdnnen unter Beachtung des § 19d AZG durch
Betriebsvereinbarung einheitliche Bedingungen fur Teilzeitarbeit festgelegt werden, wie zum Beispiel:

1. Regelungen uber den Ein- und Ausstieg einzelner Mitarbeiter in die bzw aus der Teilzeitarbeit.
2. Regelungen uber eine allfallige Staffelung der Stundenanzahl.

3. Regelungen liber das Recht des Dienstgebers zur Anordnung von Mehr- bzw Uberstunden.
4. Regelungen uber Kundigung und Nachwirkung einer solchen Betriebsvereinbarung.

(2) Unbeschadet einer Vereinbarung gem. Abs. 1 kann einem/einer Arbeiter/in im Anschluss an
1. eine Karenz gemal §§ 15 bis 15d MSchG bzw gemal} §§ 2 bis 6 VKG,
2. einen Sonderurlaub gemal} § 26 Abs. 2

3. eine bis langstens zum vollendeten dritten Lebensjahr des Kindes vereinbarte Bildungskarenz ge-
mafk § 11 AVRAG,
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4. eine Teilzeitbeschaftigung geman §§ 15h bis 151 MSchG bzw gemal} §§ 8 bis 8a VKG

nach Maldgabe des Abs. 4 eine Teilzeitbeschaftigung im Ausmal’ der Halfte der Normalarbeitszeit ge-
maf §§ 10 und 11 gewahrt werden, wenn und solange das Kind, zu dessen Pflege der Sonderurlaub
oder die gesetzliche Teilzeitbeschaftigung in Anspruch genommen worden ist, dem Haushalt des/der
Arbeiters/in angehort und der/die Arbeiter/in dieses Kind uberwiegend selbst betreuen will.

(3) Eine Teilzeitbeschaftigung gemal Abs. 2 soll spatestens drei Monate vor Ablauf der Karenz oder
des Sonderurlaubes unter Verzicht auf die Dienstbeziige oder der Bildungskarenz oder der gesetzli-
chen Teilzeitbeschaftigung beantragt werden; gleichzeitig ist die Dauer der Teilzeitbeschaftigung zu
bestimmen, welche ein Jahr oder das Vielfache eines Jahres oder die Zeit bis zum Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem das Kind, welches Uberwiegend betreut werden soll, das vierte Schuljahr beendet
hat, umfassen darf. Eine solche Teilzeitbeschaftigung endet grundsatzlich mit dem Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem das Kind das vierte Schuljahr beendet hat.

(4) Eine Teilzeitbeschaftigung gemal Abs. 2 ist nicht zu gewahren, wenn der/die Arbeiter/in infolge der
Herabsetzung der Normalarbeitszeit gemal §§ 10 und 11 aus wichtigen dienstlichen Grinden weder
zu seiner/inrer bisherigen noch zu einer gleichwertigen anderen Tatigkeit herangezogen werden
konnte.

(5) Die Lage der Teilzeitbeschaftigung gemal Abs. 2, d.h. die stundenmalige Festlegung der Zeitrau-
me, in denen der/die Arbeiter/in Dienst zu versehen hat, ist zwischen ihm/ihr und der KFA zu verein-
baren. Dabei ist auf die personlichen Verhaltnisse des/der Arbeiters/in, vor allem auf die Erfordernisse
der Betreuung des Kindes insoweit Rucksicht zu nehmen, als nicht wichtige dienstliche Interessen ent-
gegenstehen.

(6) Im Rahmen einer Teilzeitbeschaftigung gemal’ Abs. 2 darf ein/e Arbeiter/in Uber die fur ihn/sie gel-
tende regelmalige Arbeitszeit hinaus zur Dienstleistung nur herangezogen werden, als dies zur Ver-
meidung eines Schadens unverzlglich notwendig ist.

(7) Eine Teilzeitbeschaftigung gemal Abs. 2 ist auf Antrag des/der Arbeiter/in vorzeitig zu beenden,
wenn diese/r eine Teilzeitbeschaftigung gemal §§ 15h bis 15i MSchG bzw. gemal §§ 8 bis 8a
VKG in Anspruch nimmt.

§ 13 Ruhepausen und Ruhezeiten

(1) Die gemaf § 11 Abs. 1 AZG bzw. § 6 KA-AZG zu gewahrenden Ruhepausen sind —im Ausmalf von
bis zu 30 Minuten taglich — auf die Arbeitszeit anzurechnen.

(2) Fur die dem § 9 unterliegenden Arbeiter/innen betragt die ununterbrochene Ruhezeit nach Been-
digung der Tagesarbeitszeit (§ 12 Abs. 2 AZG) mindestens zehn Stunden; sie kann auf bis zu acht
Stunden verkurzt werden, wenn am nachstfolgenden Arbeitstag eine zusatzliche Ruhepause von ei-
ner halben Stunde gewahrt wird, welche zur Géanze auf die Normalarbeitszeit anzurechnen ist. Im Ub-
rigen gilt § 12 AZG.

(3) Hinsichtlich der Ruhezeit nach verlangerten Diensten gilt § 7 Abs. 3 KA-AZG.

§ 14 Feiertage und dienstfreie Werktage

(1) Feiertage sind die bundesgesetzlichen Feiertage nach dem Arbeitsruhegesetz.

(2) Der 24. und 31. Dezember sind dienstfrei. Dienstleistungen an diesen Tagen sind als Uberstunden
zu behandeln.
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§ 15 Wochentliche Ruhezeit und Feiertagsruhe

(1) Hinsichtlich der wochentlichen Ruhezeit und der Feiertagsruhe gelten, soweit im Folgenden nichts
anderes bestimmt wird, die Vorschriften des Arbeitsruhegesetzes.

(2) FUr Arbeiter, deren Beschaftigung zur Aufrechterhaltung des Betriebes im Sanatorium Hera unum-
ganglich notwendig ist, kann im Einvernehmen mit dem Betriebsrat

1. die wdchentliche Ruhezeit so festgesetzt werden, dass innerhalb eines Zeitraumes von acht aufei-
nanderfolgenden Kalenderwochen eine ununterbrochene Ruhezeit von durchschnittlich 36 Stunden
erreicht wird, wobei zur Berechnung nur mindestens 24stundige Ruhezeiten heranzuziehen sind,

2. die Lagerung der Ersatzruhe abweichend von § 6 des Arbeitsruhegesetzes festgelegt werden.
Geltende Fassung / 13. Anderung

(3) Wenn es in Ausnahmefallen zur Aufrechterhaltung des Betriebes der in Abs. 2 angefuhrten Kran-
kenanstalten notwendig ist, kann der Arbeiter wahrend der wochentlichen Ruhezeit beschaftigt wer-
den. Wird fur eine solche Dienstleistung keine Ersatzruhe gewahrt, so gebuhrt dem Arbeiter/in eine
Abgeltung in dem in der Anlage 4 (Abgeltung der Ersatzruhe) festgesetzten Ausmald.

(4) Arbeiter, die auf Grund der festgelegten Arbeitszeiteinteilung am Samstag und/oder Sonntag be-
schaftigt werden, haben (abweichend von § 7 Abs. 4 ARG) Anspruch auf einen Ersatzruhetag, wenn
ein nach der Arbeitszeiteinteilung freier Tag (Montag bis Freitag) mit einem gesetzlichen Feiertag zu-
sammenfallt und im Durchrechnungszeitraum die Normalarbeitszeit erbracht wird. Kann dieser Ersatz-
ruhetag aus betrieblichen Grinden nicht gewahrt werden, gebuhrt eine Abgeltung in dem in der An-
lage 4 (Abgeltung der Ersatzruhe) festgesetzten Ausmald.

(5) Fur die Beschaftigung von Arbeitern/innen bei Gesundheitstagen, Messen und ahnlichen Veran-
staltungen wahrend der Wochenend- und Feiertagsruhe qilt § 17 ARG.
§ 15a Altersteilzeit

(1) Nach MalRgabe der §§ 27 und 28 AIVG kann mit der/dem Bediensteten eine Teilzeitvereinbarung
(Altersteilzeit) abgeschlossen werden. Die naheren dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen Ein-
zelheiten (Bedingungen, Auswirkungen u.a.) sind in der Anlage 6 geregelt.

(2) Bei Erfullung der Voraussetzungen des § 27a AIVG (erweiterte Altersteilzeit) kann mit der/dem Be-

diensteten eine Teilzeitvereinbarung abgeschlossen werden. Die naheren dienst-, besoldungs- und

pensionsrechtlichen Einzelheiten (Bedingungen, Auswirkungen u.a.) sind in der Anlage 7 geregelt.
§ 16 Dienstverhinderung

(1) Der/die Arbeiter/in darf ohne Bewilligung vom Dienst nicht fernbleiben, es sei denn, dass er/sie er-
krankt, verungllickt oder durch andere wichtige, seine/ihre Person betreffende Griinde an der Dienst-
leistung verhindert ist.

(2) Bei angezeigtem und nachgewiesenem Eintritt folgender Ereignisse ist dem/der Arbeiter/in ohne
Schmalerung des monatlichen Entgeltes Freizeit zu gewahren, und zwar

1. im AusmabR von je 16 Stunden

a) bei eigener Eheschliellung (bzw. Begrindung einer eingetragenen Partnerschaft) oder der der Kin-
der im Sinne des § 40 Abs. 1 Z 1 bis 6

b) bei Niederkunft der Ehegattin, Lebensgefahrtin oder eingetragenen Partnerin

c) bei Wohnungswechsel,
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d) bei Ableben der/des Ehegattin/Ehegatten, Lebensgefahrtin/Lebensgefahrten, eingetragenen Part-
nerin/Partners, der Kinder (lit. a), der Schwiegerkinder (Kinder eingetragener Partnerinnen), der Eltern,
Stief , Adoptiv, Grol3- oder Schwiegereltern (Eltern eingetragener Partnerlnnen), der Geschwister,

2. im AusmaR von 8 Stunden anlasslich eines Dienstjubilaums gemaR §§ 45 und C 53.
Geltende Fassung / 14. Anderung

(3) Sofern nicht bereits Anspruch nach Abs. 1 oder 2 besteht, kann Freizeit ohne Schmalerung des
monatlichen Entgeltes gewahrt werden

1. in wichtigen und dringenden Fallen im notwendigen Ausmal;

2. Arbeitern/innen, die Osterreich in internationalen Wettkdmpfen als Mitglieder einer National- oder
Olympiamannschaft zu vertreten haben, fur die Dauer der Vorbereitung und Teilnahme an solchen Ver-
anstaltungen, langstens jedoch bis zu 24 Arbeitstagen innerhalb eines Kalenderjahres.

(4) Im Falle einer notwendigen Abwesenheit vom Dienst bis zu einem Tag ist die Zustimmung des
hiezu bevollmachtigten Vorgesetzten, bei langerer Abwesenheit die des/der leitenden Angestellten er-
forderlich.

(5) Ungerechtfertigtes Fernbleiben vom Dienst oder wiederholtes unentschuldigtes Versaumen von
Dienststunden ist eine Dienstpflichtverletzung.

(6) Jede Dienstverhinderung und der Wiederantritt des Dienstes ist im Dienstweg (§ 26) unverziglich
zu melden; die notwendigen Nachweise sind ohne Aufforderung beizubringen.

§ 17 Nebenberufliche Erwerbstitigkeit

(1) Nebenbeschaftigung ist eine Tatigkeit, die der/die Arbeiter/in ohne unmittelbaren Zusammenhang
mit seinen ihm/ihr nach seinem Dienstposten obliegenden Dienstpflichten entfaltet.

(2) Der/die Arbeiter/in hat jede erwerbsmaRige Nebenbeschaftigung unverziglich der KFA schriftlich
zu melden. Hierbei hat er/sie insbesondere die Art und den Umfang der Nebenbeschaftigung und
den hieflr erforderlichen Zeitaufwand bekannt zu geben. Tritt wahrend der Ausubung einer Nebenbe-
schaftigung in Bezug auf die fiir inre Zul3ssigkeit entscheidenden Umsténde eine wesentliche Ande-
rung ein, so hat dies der/die Arbeiter unverzuglich schriftlich zu melden.

(3) Die Nebenbeschaftigung kann untersagt werden, wenn durch die Auslibung einer nebenberufli-
chen Erwerbstatigkeit die dienstlichen Obliegenheiten vernachlassigt werden oder das Ansehen der
KFA darunter leidet. Von der Untersagung der Nebenbeschaftigung ist der Betriebsrat zu verstandi-
gen.

(4) Die Auslubung eines akademischen Lehramtes, einer wissenschaftlichen Tatigkeit oder einer Ta-
tigkeit als Vortragender fur die Weiterbildung auflerhalb der Arbeitszeit ist gestattet.

(5) Die Nichtbeachtung dieser Bestimmungen ist eine Dienstpflichtverletzung.

§ 18 Anrechenbare Dienstzeit fiir die Einstufung in das Lohnschema sowie die Vorriickung

(1) Fur die Einreihung am Beginn des ersten Tages des Dienstverhaltnisses sind allein die Vordienst-
zeiten maldgebend.

(2) Die dem Tag der Aufnahme vorangegangenen Zeiten einer berufseinschlagigen Tatigkeit sind —
wenn diese im Einzelfall mindestens sechs Monate ununterbrochen gedauert haben — bis zu einem
Hochstausmall von zehn Jahren anrechenbar, wenn diese in einem Land, das Vertragspartei des Eu-
ropaischen Wirtschaftsraums ist oder dessen Staatsangehorige die gleichen Rechte wie Osterreichi-
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sche Staatsangehdrige auf den Zugang zu einem Beruf haben, ausgeubt worden ist. Die Berufsein-
schlagigkeit ist anhand jener Tatigkeiten zu beurteilen, die mit dem konkreten Dienstposten verbunden
sind, den der/die Arbeiter/in am Tag der Aufnahme innehat.

(3) Als Tatigkeiten im Sinne des Abs. 2 sind anrechenbar:

a) in anderen Dienstverhaltnissen als Angestellter oder Arbeiter bzw. in einem freien Dienstverhaltnis
gem. § 4 Abs. 4 ASVG zugebrachte berufseinschlagige Zeiten, wenn diese jeweils mindestens sechs
Monate ununterbrochen gedauert haben;

b) in Lehrverhaltnissen als Lehrling zugebrachte berufseinschlagige Zeiten, wenn diese den Dienstzei-
ten bei der KFA gleichwertig sind. Die Gleichwertigkeit ist anhand jener Tatigkeiten zu beurteilen, die
mit dem konkreten Dienstposten verbunden sind, den die bzw. der Bedienstete am Tag der Aufnahme
innehat. Sie ist gegeben, wenn die Tatigkeiten sowohl in qualitativer als auch in quantitativer Hinsicht
zumindest zu 75 % Ubereinstimmen;

c) einschlagige Zeiten einer selbststandigen Erwerbstatigkeit oder Beschaftigung, soweit sie als Ver-
sicherungszeiten im Sinne des § 115 Abs. 1 Z 1 und 2 und des § 116 Abs. 1 Z 1 GSVG bzw. des § 106
Abs.1Z1und 2und des § 107 Abs. 1 Z 1 BSVG gelten, wenn diese jeweils mindestens sechs Monate
ununterbrochen gedauert haben,;

d) die in einem Dienstverhaltnis mit einem o6ffentlich-rechtlichen Dienstgeber zugebrachte einschla-
gige Dienstzeit — wenn diese mindestens sechs Monate ununterbrochen gedauert hat.
Geltende Fassung / 16. Anderung

(4) Die Anrechnung von dem Tag der Aufnahme vorangegangenen Zeiten einer berufseinschlagigen
Tatigkeit im Sinn des Abs. 2 hat Uber das Hochstausmal} von zehn Jahren hinaus insoweit zu erfolgen,
als die den Dienstzeiten bei der KFA gleichwertigen oder identen Vordienstzeiten dieses Hochstaus-
mal} Ubersteigen. Die Gleichwertigkeit ist anhand jener Tatigkeiten zu beurteilen, die mit dem konkre-
ten Dienstposten verbunden sind, den der/die Arbeiter/in am Tag der Aufnahme innehat. Sie ist gege-
ben, wenn die Tatigkeiten sowohl in qualitativer als auch in quantitativer Hinsicht zumindest zu 75 %
ubereinstimmen.

(5) Der/die Arbeiter/in ist anlasslich der Aufnahme in das Dienstverhaltnis zur KFA nachweislich Gber
die Bestimmungen zur Anrechnung von Vordienstzeiten zu belehren. Sie bzw. er hat sodann alle vor
Beginn des Dienstverhaltnisses zuruckgelegten Vordienstzeiten mitzuteilen. Die Dienstgeberin hat
aufgrund dieser Mitteilung und bei Vorliegen entsprechender Nachweise die Dauer der anrechenbaren
Vordienstzeiten festzustellen.

(6) Teilt der/die Arbeiter/in eine Vordienstzeit nicht innerhalb von drei Monaten nach dem Beginn des
Dienstverhaltnisses mit, ist ein spaterer Antrag auf Anrechnung dieser Vordienstzeit unzulassig. Der
Nachweis Uber eine Vordienstzeit ist spatestens bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Tag der Auf-
nahme zu erbringen. Erfolgt die Belehrung gemal Abs. 5 erst nach Beginn des Dienstverhaltnisses,
beginnen die in diesem Absatz genannten Fristen mit dem Tag der Belehrung. Wird der Nachweis nicht
fristgerecht erbracht, ist die Vordienstzeit nicht anrechenbar.

(7) Die mehrfache Anrechnung ein und desselben Zeitraumes ist nicht zulassig.
Geltende Fassung / 15. Anderung
§ 19 Besondere Bestimmungen tiber die Anrechnung von Zeiten fiir die Vorriickung

(1) Die Anrechnung gemaf} § 18 hat in der Verwendungsgruppe zu erfolgen, in die der/die Arbeiter/in
aufgenommen wird. Dabei ist von der Lohnsstufe 1 auszugehen. Sodann ist die besoldungsrechtliche
Stellung des/der Arbeiters/in um die angerechnete Zeit zu verbessern.
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(2) Wird ein/eine Arbeiter/in in eine andere Verwendungsgruppe befordert, so konnen ihm zusatzlich
Zeiten flr die Vorrlickung angerechnet und seine/ihre besoldungsrechtliche Stellung nach der Befor-
derung verbessert werden, um Harten zu beseitigen, die dadurch entstehen, dass der/die Arbeiter in
seine neue Verwendungsgruppe beférdert und nicht aufgenommen wird.

(3) Die Anrechnung gemal § 18 (Anrechenbare Dienstzeit fiir die Vorrickung) und die Verbesserung
der bezugsrechtlichen Stellung gemafy Abs. 1 werden mit dem Tag der Anstellung, die Anrechnung
und die Verbesserung der bezugsrechtlichen Stellung gemaR Abs. 2 jedoch mit dem Tag der Uberstel-
lung wirksam.

(4) Diese Einstufung erfolgt entsprechend dem vom Vorstand beschlossenen Dienstpostenplan und
gemald den besonderen Bestimmungen der Anlage 1 (Verwendungsgruppen).

(5) Die dem Tag der Anstellung nachfolgenden Zeiten, in denen die/der Arbeiter/in aufgrund einer Ster-
bebegleitung, der Begleitung von schwerstkranken Kindern oder einer Pflegekarenz gemal den
§§ 14a, 14b und 14c des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz — AVRAG, BGBI. Nr. 459/1993
idF BGBI. | Nr. 100/2018, freigestellt wurde, sind fur die Vorrlickung zur Ganze anzurechnen.

§ 20 Urlaub

(1) Hinsichtlich des Urlaubes gelten die Bestimmungen des Urlaubsgesetzes, sofern die §§ 20 und 21
nichts anderes bestimmen, mit der MaRgabe, dass als Urlaubsjahr das Kalenderjahr gilt.

(2) Der Arbeiterin/dem Arbeiter gebuhrt fur jedes Kalenderjahr ein ununterbrochener bezahlter Erho-
lungsurlaub. Das Urlaubsausmal} betragt

1. ab Vollendung des 33. Lebensjahr. ... 216 Stunden
2. ab Vollendung des 43. Lebensjahr. ... 240 Stunden
3. ab Vollendung des 57. Lebensjahr. ... 264 Stunden
4. ab Vollendung des 60. Lebensjahr. ... 280 Stunden

Der Anspruch auf das hohere Urlaubsausmal} entsteht mit jenem Kalenderjahr, in dem das in Z 1 bis 4
genannte Lebensjahr vollendet wird.

(3) Der Urlaub ist bis Ende Marz eines jeden Jahres unter Rucksichtnahme auf die Erfordernisse des
Dienstes und die Erholungsmoglichkeiten der Bediensteten zu vereinbaren. Im Einvernehmen mit dem
Betriebsrat kdnnen hiervon abweichende Vereinbarungen getroffen werden.

Geltende Fassung / 14. Anderung

§ 21 Zusatzurlaub fiir versehrte Arbeiter/Arbeiterinnen

(1) Dem/der versehrten Arbeiter/in gebuhrt auf Antrag ein Zusatzurlaub. Als versehrte Arbeiter gelten

1. Arbeiter, deren Erwerbsfahigkeit wegen einer oder mehrerer der nachstehend angefuhrten Gesund-
heitsschadigungen insgesamt um mindestens 20 % vermindert ist und die deswegen Anspruch auf
Rente haben oder deren Rente abgefunden worden ist:

a) Arbeitsunfall oder Berufskrankheit nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, BGBI.
Nr. 189/1955,

b) Dienstunfall oder Berufskrankheit nach dem Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz,
BGBI. Nr. 200/1967, oder nach einem Landesgesetz Uber Unfallfirsorge,

c¢) Dienstbeschadigung nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBI. Nr. 152, oder nach dem
Heeresversorgungsgesetz, BGBI. Nr. 27/ 1964,

d) Gesundheitsschadigung nach dem Opferfursorgegesetz, BGBI. Nr. 183/ 1947,
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e) Impfschaden nach dem Impfschadengesetz, BGBI. Nr. 371/1973;

2. Arbeiter, fur die Z 1 nicht gilt, wenn sie begunstigte Behinderte im Sinn des Behinderteneinstellungs-
gesetzes, BGBI. Nr. 22/1970, sind.

(2) Der Zusatzurlaub betragt jahrlich bei einer Minderung der Erwerbsfahigkeit (einem Grad der Behin-
derung) von insgesamt mindestens

20 % 16 Stunden,

40 % 32 Stunden,

50 % 40 Stunden.

(3) Dem/der Arbeiter/in, der/die hochgradig sehbehindert oder blind im Sinn des § 4a Abs. 4 oder 5 des
Wiener Pflegegeldgesetzes, LGBI. fur Wien Nr. 42/1993, ist, gebUhrt der Zusatzurlaub in dem sich aus
Abs. 2 ergebenden Hochstausmald.

(4) Das Ausmal} des Zusatzurlaubes richtet sich

1. bei Arbeiter/innen gemal’ Abs. 1 Z 1 nach der Minderung der Erwerbsfahigkeit, die dem letzten Be-
scheid (Urteil) Gber die Rente oder dem Bescheid (Urteil) Uber die Abfindung der Rente zugrunde liegt;
hat der/die Arbeiter Anspruch auf mehrere Renten und ergibt sich der Grad der gesamten Minderung
der Erwerbsfahigkeit nicht aus einem der Bescheide (Urteile), so ist der Grad der gesamten Minderung
der Erwerbsfahigkeit unter sinngemalfer Anwendung des § 7 Abs. 3 des Unfallfirsorgegesetzes 1967,
LGBI. fir Wien Nr. 8/1969, festzustellen;

2. bei Arbeiter/innen gemal} Abs. 1 Z 2 nach dem Grad der Behinderung, der dem letzten Bescheid
gemald § 14 Abs. 2 des Behinderteneinstellungsgesetzes zugrunde liegt.

(5) Der (erhdhte) Zusatzurlaub gebuhrt erstmals fur das Urlaubsjahr, in dem der/die Arbeiter den An-
trag einbringt. Der/die Arbeiter hat jede Anderung der Umsténde, die das AusmaR des Zusatzurlaubes
vermindern, unverzuglich der KFA zu melden; die Verminderung des Zusatzurlaubes tritt mit dem
nachsten Urlaubsjahr ein. Zusatzurlaube werden bei Teilzeitbeschaftigung im Sinne des § 12 aliquo-
tiert.

Geltende Fassung / 14. Anderung
§ 22 Urlaub ohne Beziige (Sonderurlaub)

(1) Dem/der Arbeiter/in kann auf Antrag aus wichtigen personlichen oder familiaren Grunden oder aus
einem sonstigen besonderen Anlass ein Sonderurlaub ohne Bezlige gewahrt werden.

(2) Der Sonderurlaub darf nur gewahrt werden, wenn keine zwingenden dienstlichen Erfordernisse
entgegenstehen, und darf die dem Anlass angemessene Dauer nicht Ubersteigen.

(3) Ein/e Arbeiter/in hat nach einer Karenz gemaf} §§ 15 bis 15d MSchG bzw. gemal §§ 2 bis 6 VKG
oder nach einer Bildungskarenz gemal § 11 AVRAG, frihestens aber nach Ablauf des 15. Lebensmo-
nates des Kindes, Anspruch auf einen Sonderurlaub unter Verzicht auf die Dienstbezlige bis langstens
zum vollendeten dritten Lebensjahr des Kindes. Dieser Anspruch ist bis spatestens drei Monate vor
Beginn des Sonderurlaubes geltend zu machen. Der/die im Sonderurlaub befindliche Arbeiter/in hat
der KFA bis spatestens drei Monate vor Ablauf des Sonderurlaubes mitzuteilen, ob das Dienstverhalt-
nis nach dem Ende des Sonderurlaubes fortgesetzt wird.

(3a) Bei vorubergehender Berufsunfahigkeit im Sinne des § 273 ASVG und Anspruch auf Rehabilita-
tionsgeld gemaR § 143a ASVG wird das Dienstverhaltnis ab dem Monatsersten nach der Zustellung
des Bescheids auf Zuerkennung des Rehabilitationsgeldes bis zum Ende des Anspruchs auf Rehabi-
litationsgeld karenziert.
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(4) Durch einen Sonderurlaub ohne Bezige gemal den Abs. 1, 3 und 3a wird der Lauf der Dienstzeit
gehemmt. Durch die Karenz gemaf § 15 bis 15d MSchG bzw. gemal §§ 2 bis 6 VKG wird der Lauf der
Dienstzeit nicht gehemmt.

(5) Einer Arbeiterin/einem Arbeiter, die bzw. der eine Leistung gemal dem Familienzeitbonusgesetz
(FamZeitbG) bezieht, ist ein Sonderurlaub fir die Dauer des Bezuges zu gewahren. Der KFA ist die
beabsichtigte Inanspruchnahme unverzuglich bekanntzugeben und die Bestatigung der Antragstel-
lung sowie die Mitteilung Uber den Leistungsanspruch (§ 5 Abs 1 und 2 FamZeitbG) in Kopie zu Uber-
mitteln.

§ 23 Freijahr

(1) Eine Arbeiterin/ein Arbeiter, die/der zumindest finf Jahre ununterbrochen im Dienst gestanden ist,
kann auf Antrag vom Dienst freigestellt werden (Freijahr), wenn keine wichtigen dienstlichen Interes-
sen entgegenstehen.

(2) Die naheren dienst-, besoldungs-, und pensionsrechtlichen Einzelheiten (Bedingungen, Auswir-
kungen u.a.) sind in der Anlage 5 geregelt.

§ 24 Kiindigung

(1) Das auf unbestimmte Zeit eingegangene Dienstverhaltnis kann von jedem Vertragsteil schriftlich
gekundigt werden. Hat das Dienstverhaltnis bei Ausspruch der Kiindigung mindestens funf Jahre ge-
dauert so kann der Dienstgeber nur aus nachfolgenden Grunden kundigen:

1. wenn der/die Arbeiter/in seine Dienstpflichten groblich verletzt, sofern nicht die Entlassung in Frage
kommt. Insbesondere stellt der von dem/der Arbeiter/in verschuldete Verlust einer fur den Dienst
notwendigen Berufsberechtigung eine grobliche Dienstpflichtverletzung dar.

2. wenn der/die Arbeiter/in fur die Erflllung seiner/ihrer Dienstpflichten gesundheitlich ungeeignet ist;
3. wenn der/die Arbeiter/in handlungsunfahig wird;

4. wenn sich erweist, dass das gegenwartige oder frihere Verhalten des/der Arbeiters/in mit dem An-
sehen oder den Interessen des Dienstes unvereinbar ist, sofern nicht die Entlassung in Frage
kommt;

5. wenn der/die Arbeiter den allgemein erzielbaren Arbeitserfolg nicht erreicht;

6. wenn im Zeitpunkt der beabsichtigten Auflosung des Dienstverhaltnisses der/die Arbeiter das
65. Lebensjahr vollendet hat;

7. wenn eine Anderung des Arbeitsumfanges, der Arbeitsbedingungen oder der Organisation des
Dienstes die Klindigung notwendig macht;

8. wenn Anspruch auf Alterspension gemalf} § 253 ASVG (§ 4 APG) besteht;

9. wenn der/dem Arbeiterln eine Invaliditatspension gemaf § 254 ASVG (§ 6 APG) zw. eine Berufs-
unfahigkeitspension gemaf § 271 ASVG (§ 6 APG) zuerkannt wurde. Bei der befristeten Zuerken-
nung einer Invaliditatspension gemaf’ § 254 ASVG (§ 6 APG) bzw. einer Berufsunfahigkeitspension
gemald § 271 ASVG (§ 6 APG) besteht mit Ablauf der Frist ein Anspruch auf Wiederaufnahme in
den Dienst. Die KFA hat die/den Bezieherln einer befristeten Invaliditats- bzw. Berufsunfahigkeits-
pension spatestens vier Monate von Ablauf der Frist zur Erklarung aufzufordern, ob die Weiterge-
wahrung der Pension beantragt wird. Die/Der Arbeiterln ist verpflichtet, bis spatestens drei Monate
vor Ablauf der Frist der KFA die Antragstellung auf Weitergewahrung der gesetzlichen Pension
nachzuweisen oder seinen Anspruch auf Wiederaufnahme in den Dienst geltend zu machen. Mit
dem Antrag auf Weitergewahrung der gesetzlichen Pension ist fur die Dauer des Pensionsfeststel-
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lungsverfahrens (Pensionsversicherungstrager, Sozialgerichte) die Geltendmachung des Anspru-
ches auf Wiederaufnahme in den Dienst aufgeschoben. Eine Wiederaufnahme ist als Fortsetzung
des friheren Dienstverhaltnisses zu betrachten.

Geltende Fassung/7. Anderung

(2) Hat das Dienstverhaltnis im Zeitpunkt des beabsichtigten Endens desselben mindestens zehn
Jahre gedauert und hat der/die Arbeiter/in in diesem Zeitpunkt das 50. Lebensjahr vollendet, so ist eine
Kindigung aus dem in Abs. 1 Z 7 angeflhrten Grund nur nach Erstellung einer Betriebsvereinbarung
iSd § 97 Abs. 1 Z4iVm § 109 Abs. 1 Z 1 bis 6 ArbVG zulassig.

(3) Eine ungerechtfertigte Entlassung gilt als Kiindigung, wenn der angeflhrte Auflésungsgrund einen
Kldndigungsgrund im Sinn des Abs. 1 darstellt.

§ 25 Kiindigungsfristen

(1) Mangels einer fur den/die Arbeiter/in gunstigeren Vereinbarung kann die KFA das Dienstverhaltnis
mit Ablauf eines jeden Kalendervierteljahres durch vorgangige Kiindigung I6sen. Die Klindigungsfrist
betragt sechs Wochen und erhdht sich nach dem vollendeten zweiten Dienstjahr auf zwei Monate,
nach dem vollendeten flnften Dienstjahr auf drei, nach dem vollendeten funfzehnten Dienstjahr auf
vier und nach dem vollendeten fliinfundzwanzigsten Dienstjahr auf finf Monate.

(2) Die Kundigungsfrist kann durch Vereinbarung nicht unter die im Abs. 1 bestimmte Dauer herabge-
setzt werden; jedoch kann vereinbart werden, dass die Kiindigungsfrist am Flunfzehnten oder am Letz-
ten eines Kalendermonats endigt.

(3) Mangels einer flr ihn/sie gunstigeren Vereinbarung kann der/die Arbeiter/in das Dienstverhaltnis
mit dem letzten Tage eines Kalendermonats unter Einhaltung einer einmonatigen Kundigungsfrist 16-
sen. Diese Kindigungsfrist kann durchVereinbarung bis zu einem halben jahr ausgedehnt werden;
doch darf die von der KFA einzuhaltende Frist nicht kirzer sein als die mit dem/der Arbeiter/in verein-
barte Klindigungsfrist.

(4) Ist das Dienstverhaltnis nur fur die Zeit eines voribergehenden Bedarfes vereinbart, so kann es
wahrend des ersten Monats von beiden Teilen jederzeit unter Einhaltung einer einwochigen Kundi-
gungsfrist geldst werden.

§ 26 Dienstweg, Beschwerden gegen Vorgesetzte

(1) Die Arbeiter/innen haben Ansuchen in dienstlichen oder das Dienstverhaltnis beriihrenden persén-
lichen Angelegenheiten im Dienstweg, das ist bei ihrem unmittelbaren Dienstvorgesetzten, einzubrin-
gen.

(2) Beschwerden Uber das Verhalten von Vorgesetzten gegeniber den ihnen untergeordneten Arbei-
ter/in sind zunachst dem gemeinsamen Dienstvorgesetzten vorzubringen und unter Beiziehung des
Betriebsrates zu schlichten. Gelingt dies nicht, ist der Fall durch den leitenden Angestellten zu schlich-
ten und bei Erfolglosigkeit dem Vorstand vorzulegen. Richtet sich die Beschwerde gegen den leiten-
den Angestellten, entscheidet der Vorstand.

§ 27 Mitarbeiterlnnengesprdche

(1) Zur Forderung und Orientierung der Arbeiter/innen werden Mitarbeiterinnengesprache zwischen
dem/der Arbeiter/in und dessen/deren Vorgesetzten gefuhrt. Folgende Ziele werden damit verfolgt:
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1. Die gemeinsame Festlegung von leistungs- und humanorientierten Zielen unter Berucksichtigung
der Leistungsbedingungen und Entwicklung von gemeinsamen Wegen zur Zielerreichung und Aufga-
benerflullung,

2. die verbesserte Nutzung des Erfahrungswissens der Mitarbeiterinnen,

3. die Verbesserung der Kommunikation, des gegenseitigen Verstandnisses und der Zusammenarbeit
von Mitarbeiterlnnen und Vorgesetzten,

4. die Forderung von eigenverantwortlichem und selbstandigem Arbeiten der Mitarbeiterlnnen,
5. die Schaffung von Raum fur personliche Entfaltungs- und Entwicklungsmdglichkeiten,

6. die Intensivierung und Weiterentwicklung der Kooperation zwischen Vorgesetztem/Vorgesetzter
und Mitarbeiter,

7. die Verbesserung des Fuhrungsverhaltens des/der Vorgesetzten,

8. die gegenseitige Information,

9. die Erhdhung der Mitarbeiterinnenmotivation,

10. die L6sung von Problemen und Konflikten,

11. die Steigerung von Arbeitseffizienz, Arbeitseffektivitat und Arbeitszufriedenheit,

12. die Steigerung des gegenseitigen Vertrauens,

13. die gemeinsame Evaluierung der seit dem letzten Mitarbeiterinnengesprach vergangenen Arbeits-
periode unter Berucksichtigung der dort gemeinsam festgelegten Ziele.

(2) Das Mitarbeiterinnengesprach hat grundsatzlich vertraulich unter vier Augen stattzufinden. Auf
Wunsch des/der Arbeiter/in kann eine Vertrauensperson hinzugezogen werden, insbesondere hat
der/die Arbeiter das Recht, den Betriebsrat zum Mitarbeiterinnengesprach beizuziehen.

(3) Fur das Mitarbeiterinnengesprach ist eine ruhige, ungestorte Atmosphare in einem geeigneten
Raum zu schaffen.

(4) Der Termin fur das Mitarbeiterinnengesprach ist so zu vereinbaren, dass die Gesprachspartner
eine Frist von 14 Tagen zur Vorbereitung haben.

(5) Ein Mitarbeiterinnengesprach ist grundsatzlich einmal jahrlich zu fuhren. Auf Wunsch des/der Ar-
beiter/in oder des/der Vorgesetzten kdnnen weitere Mitarbeiterlnnengesprache gefuhrt werden.

(6) Die Mitarbeiterinnengesprache sind wahrend der Dienstzeit durchzufihren. Fir die Vorbereitung
und die Durchfuhrung des Gespraches ist die notwendige Freizeit unter Fortzahlung des Entgeltes
zu gewahren, hochstens aber 4 Stunden.

(7) Eine schriftiche Zusammenfassung des Mitarbeiterinnengesprachs, insbesondere der Ziele, For-
der- und EntwicklungsmalRnahmen, kann — unter Verwendung des im Einver-nehmen mit dem Be-
triebsrat ausgearbeiteten Leitfadens — erstellt werden. Schriftliche Aufzeichnungen sind nur insoweit
im Dienstweg (§ 30) weiterzugeben, als deren Weitergabe flr gewinschte MaRnahmen (wie etwa
Schulungen, Abteilungswechsel, etc.) unerlasslich ist.

§ 28 Personalausschuss

Zur Beratung und Antragstellung in jenen Personalangelegenheiten der Arbeiter, deren Erledigung in
den Aufgabenbereich des Vorstandes fallt, ist der geman § 32 des Kollektivvertrags flur Angestellte und
Arzte/Arztinnen der KFA vorgesehene Personalausschuss zusténdig, jedoch sind die zwei vom Be-
triebsrat bestellten Bediensteten dem Kreis der Arbeiter zu entnehmen. Werden weniger als zehn Ar-
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beiter beschaftigt, kann die Vertretung im Personalausschuss auch den Vertretern aus dem Kreise der
Angestellten Ubertragen werden.

§ 29 Ausiibung offentlicher Funktionen

(1) Dem/der Arbeiter/in ist die zur pflichtgemaen Auslibung einer 6ffentlichen Funktion sowie einer
Gewerkschafts- oder Betriebsratsfunktion erforderliche Freizeit zu gewahren; fir bestimmte Falle wird
naheres in den Abs. 2 bis 4 geregelt.

(2) Der/die Arbeiter/in, der/die Bundesprasident, Mitglied der Bundesregierung, Staatssekretar, Prasi-
dent des Rechnungshofes, Prasident des Nationalrates, Obmann eines Klubs des Nationalrates,
Amtsfuhrender Prasident des Landesschulrates (Stadtschulrates fur Wien), Mitglied der Volksanwalt-
schaft, Mitglied einer Landesregierung, Landesvolksanwalt, Mitglied des Europaischen Parlaments
oder Mitglied der Kommission der Europaischen Gemeinschaften ist, ist fur die Dauer dieser Funktion
unter Entfall der Dienstbezlge von der Dienstleistung freizustellen.

(3) Dem/der Arbeiter/in, der/die Mitglied des Nationalrates, Mitglied des Bundesrates oder Mitglied ei-
nes Landtages ist, ist die zur pflichtgemafRen Austubung dieses Mandates erforderliche Freizeit zu ge-
wahren, wobei die Dienstbezlige auf das der Dienstleistung entsprechende Ausmal3, mindestens aber
um 25 % zu kurzen sind; auf seinen/ihren Antrag ist der/die Arbeiter fur die Dauer der Mandatsaus-
ubung unter Entfall der Dienstbeztige von der Dienstleistung freizustellen.

(4) Dem/der Arbeiter/in, der/die eine nicht in Abs. 2 bis 3 genannte o6ffentliche Funktion (z.B. Burger-
meister, Bezirksvorsteher, Bezirksvorsteher-Stellvertreter, Mitglied eines Gemeindevorstandes, Mit-
glied eines Stadtsenates, Mitglied eines Gemeinderates, Mitglied einer Bezirksvertretung, Ortsvorste-
her) ausubt, ist, insoweit nicht mit Dienstplanerleichterungen (z.B. Einarbeiten, Diensttausch) das Aus-
langen gefunden werden kann, die zur pflichtgemalien Austibung dieser Funktion erforderliche Frei-
zeit zu gewahren. Nimmt der/die Arbeiter/in im Kalenderjahr mehr als 90 Stunden (als Burgermeister
mehr als 180 Stunden) Freizeit in Anspruch und ist die 6ffentliche Funktion mit einem Einkommen ver-
bunden, sind die Dienstbezlige auf das der Dienstleistung entsprechende Ausmal}, héchstens aber
um den Betrag dieses Einkommens zu kurzen, wobei die genannten Zeitraume von 90 bzw. 180 Stun-
den bei der Kurzung der Dienstbezlge aulder Betracht bleiben, wenn das Ausmal} der Dienstleistung
wenigstens der Halfte der Normalarbeitszeit entspricht; eine allfallige Kirzung der Dienstbezlge er-
folgt immer erst nach Ablauf des betreffenden Kalenderjahres im Nachhinein. Auf seinen/ihren Antrag
ist der/die Arbeiter/in fir die Dauer der Funktionsaustibung unter Entfall der Dienstbezlige von der
Dienstleistung freizustellen.

§ 30 Koalitionsfreiheit, Vertretung des/der Arbeiter/innen

(1) Die Beeintrachtigung der gesetzlich gewahrleisteten Koalitionsfreiheit durch eine/n Arbeiter/in ist
eine Dienstpflichtverletzung.

(2) Der Osterreichische Gewerkschaftsbund ist der berechtigte Vertreter der wirtschaftlichen Interes-
sen des/der Arbeiter/in.

(3) Zur Vertretung der Rechte des/der Arbeiter/in aus dem Dienstverhaltnis sowie zur Mitwirkung in al-
len Personalangelegenheiten nach MalRgabe der Bestimmungen des Arbeitsverfassungsgesetzes
und dieses Kollektivvertrages ist der Betriebsrat berufen.
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Abschnitt Il
Bezugsrecht

§ 31 Bezugsrechtliche Einteilung der Arbeiter/innen

Die einzelnen Gruppen von Arbeiter/innen werden nach ihrer Verwendung auf die Verwendungsgrup-
pen (Anlage 1) aufgeteilt.

§ 32 Lohn

(1) Der Lohn wird im Lohnschema fur Arbeiter (Anlage 2) durch die Verwendungsgruppe und in ihr
durch die Lohnstufe, bestimmt.

(2) Die Lohnsansatze sind in der Anlage 2 ,Lohnsschema*“ festgesetzt.

(3) Der Lohn beginnt mit der Lohnsstufe 1 der jeweiligen Verwendungsgruppe.

§ 33 Vorriickung in eine hohere Lohnsstufe

(1) Der/die Arbeiter/in rickt, soweit nicht anderes bestimmt ist, nach jeweils zwei Jahren, die er/sie in
einer Lohnsstufe verbracht hat, in die nachsthéhere fur ihn/sie vorgesehene Lohnsstufe vor. Vorru-
ckungsstichtag ist der Tag, mit dem die zweijahrige Frist zu laufen beginnt unter Bedachtnahme auf
die Bestimmungen des § 18.

(2) Anderungen des Monatsbezuges durch Vorriickung werden mit dem auf den Vorriickungsstichtag
folgenden Monatsersten oder, wenn der Vorrickungsstichtag der Monatserste ist, mit diesem Tag wirk-
sam.

Geltende Fassung/1. Anderung

(3) Einer Arbeiterin/einem Arbeiter konnen in Anerkennung ihrer/seiner ausgezeichneten Dienstleis-
tung aulRerordentliche Vorrtickungen in eine héhere Lohnstufe oder, wenn sie/er bereits die héchste
Lohnstufe ihrer/seiner Dienstklasse oder Verwendungsgruppe erreicht hat, Zulagen im Ausmal} des
letzten Vorrickungsbetrages dieser Dienstklasse oder Verwendungsgruppe zuerkannt werden.

Geltende Fassung/7. Anderung
§ 34 Beforderung

(1) Beforderung ist die Einreihung des/der Arbeiters/in zum/zur Arbeiter/in in eine andere Verwen-
dungsgruppe.

(2) In der neuen Verwendungsgruppe gebuhrt dem/der Arbeiter/in die besoldungsrechtliche Stellung,
die sich ergibt, wenn er/sie die fur die Vorrickung wirksame Zeit als Arbeiter/in der neuen Verwen-
dungsgruppe zuruckgelegt hatte.

§ 35 Beziige

(1) Dem/Der Angestellten gebuhren Monatsbezlge, die aus dem Gehalt, der Chargenzulage und der
Dienstalterszulage bestehen. Der Monatsbezug istim Nachhinein am Monatsletzten fallig. Eine vorzei-
tige Auszahlung ist zulassig, wenn sie aus organisatorischen Grinden, die mit der Durchflihrung der
Auszahlung im Zusammenhang stehen, notwendig ist. Die Lohnansatze sind in der Anlage 2 festge-
setzt.

Geltende Fassung / 14. Anderung
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(2) Entfalit
Geltende Fassung / 15. Anderung

(3) Neben dem Monatsbezug gebuhrt dem/der Arbeiter/in fir jedes Kalenderhalbjahr eine Sonderzah-
lung im Ausmal} des Monatsbezugs, auf den er/sie fir den Monat der Falligkeit der Sonderzahlung ge-
maf Abs. 4 Anspruch hat. Besteht nicht flir das ganze Kalenderhalbjahr, fir das die Sonderzahlung
gebuhrt, Anspruch auf den vollen Lohn, so gebuhrt der verhaltnismafige Teil der Sonderzahlung.
Durch die Gewahrung eines Zuschusses gemal} § 43 statt des Monatsbezuges wird die Hohe der Son-
derzahlung nicht beeintrachtigt.

(4) Die fUr das erste Kalenderhalbjahr geblhrende Sonderzahlung ist am 1. Juni, die fur das zweite
Kalenderhalbjahr gebuhrende Sonderzahlung ist am 1. November fallig. Scheidet ein/e Arbeiter/in au-
Rer in den Monaten Juni oder November aus dem Dienst aus, so ist die Sonderzahlung an dem Tag
fallig, mit dessen Ablauf er/sie aus dem Dienstverhaltnis ausscheidet.

(5) Als Stundenlohn fur die Normalarbeitszeit gilt der 173. Teil (fir Arbeiter mit einer Normalarbeitszeit
von 39 Stunden: der 169. Teil) des Monatsbezuges gem. Abs. 1.

(6) Dem/der teilzeitbeschaftigten Arbeiter/in gebuhrt der seiner/ihrer Arbeitszeit entsprechende Teil
des Monatsbezuges. Entsprechendes gilt bezlglich der Zulagen und Nebengebuhren.

Geltende Fassung/6. Anderung

(7) Haben arbeits- oder dienstunfahige Arbeiter (deren Hinterbliebene) aus einem die Dienstunfahig-
keit (den Tod) begrindenden Ereignis Anspruche gegen einen Dritten, so verpflichten sie sich, auf Ver-
langen diese Anspriche, soweit sie Uber das im § 2 EFZG angeflhrte Ausmal hinausgehen und nicht
bereits mit der Weiterzahlung der Dienstbeziige auf die KFA Gbergegangen sind, bis zur Hohe der wei-
tergezahlten Dienstbezuge einschlie3lich der von der KFA als Dienstgeber getragenen sonstigen Auf-
wendungen, dem Dienstgeber abzutreten; ausgenommen sind hierbei die Anspriche auf Ersatz von
Sachschaden und Heilungskosten sowie Schmerzensgeld. Dadurch werden die der KFA als Dienst-
geber zustehenden unmittelbaren Schadenersatzanspriche nicht berthrt.

§ 36 Vorschiisse und Aushilfen

(1) In begrindeten Fallen kdnnen Lohnvorschisse bis zur Hohe von sechs Monatsbezligen, héchs-
tens € 30.000,—, vom leitenden Angestellten, daruber hinausgehende Lohnvorschisse vom Vorstand
uber schriftliches Ansuchen bewilligt werden. Mit der Bewilligung ist gleichzeitig die Vorschusstilgung
zu regeln. Solange ein Vorschussrest besteht, darf kein neuer Vorschuss bewilligt werden.

(2) Sind Vorschusse oder Teile davon bei Auflosung des Dienstverhaltnisses noch nicht zurlickgezahlt,
so ist der Restbetrag auf die hierbei oder nach Beendigung des Dienstverhaltnisses entstehenden
Zahlungen (Restbezlge, Abfertigung) anzurechnen oder sonst in geeigneter Weise hereinzubringen.

(3) Zur Behebung eines unverschuldeten, glaubwuirdig nachgewiesenen Notstandes konnen Arbeiter/
innen oder ihren Hinterbliebenen Aushilfen gewahrt werden.
§ 37 Belohnungen

Der leitende Angestellte kann im Einzelfall einmalige Belohnungen fur auRerordentliche Leistungen (z.
B. fUr wissenschaftliche Leistungen, besondere Arbeitsleistungen u.dgl.), Pramien fir Verbesserungs-
vorschlage, die im Aufgabenbereich der KFA liegen, bis zu einem Monatsbezug, der Vorstand bis zum
Zweifachen der Hochstbeitragsgrundlage geman § 45 ASVG gewahren. Dem Betriebsrat steht ein Be-
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ratungsrecht zu; es kdnnen Betriebsvereinbarungen, insbesondere Uber die Voraussetzungen und
den Umfang von Belohnungen, Pramien und dgl. abgeschlossen werden.
Entfallt

Geltende Fassung / 14. Anderung

§ 39 Dienstalterzulage

(1) Eine Dienstalterszulage wird den Arbeiter/innen gewahrt, die sich mindestens vier Jahre in der
hochsten Lohnsstufe einer Verwendungsgruppe befinden.

(2) Die Dienstalterszulage gebuhrt in Hohe des Differenzbetrages zwischen den Lohnsansatzen der
hochsten Lohnsstufe und der nachstniedrigen Lohnstufe der Verwendungsgruppe, in die der/die Arbei-
ter/in eingereiht ist.

§ 40 Kinderzulage

(1) Die Kinderzulage betragt fur jedes Kind € 48,26 monatlich. § 39 Abs. 6 kommt nicht zur Anwen-
dung. Die Kinderzulage wird vierzehnmal jahrlich ausbezahlt. § 35 Abs. 3 und 4 sind sinngemal anzu-
wenden. Sie wird jeweils im Ausmal} der prozentuellen Anhebung der Zulagenbemessungsgrundlage
angehoben und gebuhrt nach MalRgabe der folgenden Bestimmungen fur Kinder, Wahl-, Stief- (§ 123
Abs. 2 Z5und Abs. 3 ASVG) und Pflegekinder (§ 123 Abs. 2 Z 6 ASVG), fur die Familienbeihilfe bezo-
gen wird.

Geltende Fassung / 17. Anderung

(2) Ein Anspruch auf Kinderzulage besteht nicht fur Kinder, fur die eine Waisenpension gemaf § C 70
des Kollektivvertrages fur Arbeiter und Arbeiterinnen der KFA geblihrt.

(3) Fur ein und dasselbe Kind gebuhrt die Kinderzulage nur einmal. Hatten mehrere Personen fir ein
und dasselbe Kind Anspruch auf eine Kinderzulage von der KFA, einem Sozialversicherungstrager
oder einem offentlichen Dienstgeber gebuhrt die Kinderzulage nur dem/der Arbeiter/in, dessen Haus-
halt das Kind angehort. Gehort das Kind jedoch dem Haushalt mehrerer Arbeiter/in an, so geht der fru-
her entstandene Anspruch dem spater entstandenen vor. Bei gleichzeitigem Entstehen der Anspriche
geht der Anspruch des/der alteren Arbeiters/in vor.

(4) Dem Haushalt des/der Arbeiters/in gehort ein Kind an, wenn es bei einheitlicher Wirtschaftsfiihrung
dessen/deren Wohnung teilt oder aus Grinden der Erziehung, Ausbildung, Krankheit oder eines Ge-
brechens woanders untergebracht ist. Durch den Prasenzdienst (§ 19 WG) bzw. Zivildienst bzw. Aus-
bildungsdienst von Frauen beim Bundesheer wird die Haushaltszugehdrigkeit nicht berthrt.

(5) Der Anspruch auf Kinderzulage beginnt, wenn er innerhalb von drei Monaten geltend gemacht wird,
mit dem Ersten des Monats, in dem die Anspruchsvoraussetzungen erfullt werden, sonst mit dem Ers-
ten des Monats, in dem er geltend gemacht wird; er endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anspruch
auf Familienbeihilfe erlischt.

(6) Entfallt

(7) Der/die Arbeiter/in ist verpflichtet, alle Tatsachen, die fiir den Anfall, die Anderung oder die Einstel-
lung der Kinderzulage von Bedeutung sind — insbesondere auch eine rickwirkende Einstellung der Fa-
milienbeihilfe —innerhalb eines Monats nach Eintritt der Tatsache, wenn er aber nachweist, dass er von
dieser Tatsache erst spater Kenntnis erlangt hat, innerhalb eines Monats nach Kenntnis, dem Dienst-
geber unaufgefordert und unter Vorlage der entsprechenden Nachweise zu melden.
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§ 41 Nebengebiihren

(1) Neben den Monatsbezligen (§ 35) gebuhren dem/der Arbeiter/in die in Anlage 3.2. festgesetzten
Nebengebtihren unter den dort angefihrten Voraussetzungen.

(2) Die Nebengebuhren geblihren verwendungsbezogen.

§ 42 Beziige bei Erkrankung

(1) Ist der/die Arbeiter/in nach Antritt des Dienstes durch Krankheit oder Unfall an der Dienstleistung
verhindert, ohne dass er die Verhinderung vorsatzlich oder durch grobe Fahrlassigkeit herbeigefuhrt
hat, so behalt er den Anspruch auf Bezlge bei einer Dauer des Dienstverhaltnisses von bis zur Dauer
von

weniger als einem Janr ... sechs Wochen volle Bezuge und
weitere 4 Wochen halbe Bezuge,
weniger als zwei Jahren ... acht Wochen volle Bezuge und
weitere 4 Wochen halbe Bezuge,
ZWEI JANIBN ... neun Wochen volle Bezuge und
weitere 3 Wochen halbe Bezuge,
drei Jahren . ... zwolf Wochen volle Bezlge,
fUnfdahren. ... vierzehn Wochen volle Bezlge,
acht Jahren ... .. o sechzehn Wochen volle Bezuge.

(1a) Der Anspruch auf Fortzahlung der Bezlge gemal} Abs 1 richtet sich nicht nach dem Arbeitsjahr,
sondern nach dem Kalenderjahr. Fur Arbeiterlnnen, die wahrend des Kalenderjahres eintreten, betragt
der Anspruch auf Entgeltfortzahlung nur bis zur Halfte der in Abs. 1 genannten Dauer, sofern die Dauer
des Arbeitsverhaltnisses im Kalenderjahr des Eintritts weniger als sechs Monate betragt.

(1b) Der jeweils hohere Anspruch nach Abs. 1 Z 2 bis Z 6 gebuihrt erstmals in jenem Kalenderjahr, in
das der Uberwiegende Teil des Arbeitsjahres fallt.

(1c) Die Anspriche der im Zeitpunkt der Umstellung im Betrieb beschaftigten Arbeiterinnen flr den
Umstellungszeitraum (Beginn des Arbeitsjahres bis Ende des folgenden Kalenderjahres) wird geson-
dert berechnet. Jedenfalls muss fur den Umstellungszeitraum der Arbeiterin/dem Arbeiter ein voller
Anspruch und ein zusatzlicher aliquoter Anspruch entsprechend der Dauer des Arbeitsjahres im Ka-
lenderjahr vor der Umstellung abzuglich jener Zeiten, fur die bereits Entgeltfortzahlung wegen Arbeits-
verhinderung wegen Krankheit (Unglicksfall) gewahrt wurde, zustehen.

(2) Fur die Bemessung der Dauer des Anspruches gemal} Abs. 1 sind Zeiten, die in friheren Dienst-
verhaltnissen oder Lehrverhaltnissen zur KFA zuriickgelegt wurden, auf die Dienstzeit anzurechnen.

(3) Bei wiederholter Dienstverhinderung durch Krankheit (Ungllcksfall) innerhalb eines Arbeitsjahres
besteht ein Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts nur insoweit, als die Dauer des Anspruches gemaf
Abs. 1 noch nicht erschopft ist.

(4) Hat der/die Arbeiter/in im Zusammenhang mit dem Dienstverhaltnis als Arbeiter/in der KFA einen
Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit im Sinn der Vorschriften Uber die gesetzliche Unfallversiche-
rung erlitten und ist er/sie dadurch an der Dienstleistung verhindert, ohne dass er/sie die Verhinderung
vorsatzlich oder durch grobe Fahrlassigkeit herbeigefiihrt hat, so behalt er/sie den Anspruch auf Be-
zuge ohne Rucksicht auf andere Zeiten einer Dienstverhinderung bis zur Dauer von 26 Wochen.
Bei wiederholten Dienstverhinderungen, die im unmittelbaren ursachlichen Zusammenhang mit einem
Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit stehen, besteht ein Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts
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innerhalb eines Arbeitsjahres nur insoweit, als die Dauer des Anspruches nach dem ersten oder zwei-
ten Satz noch nicht erschopft ist. Ist eine Arbeiterin/ein Arbeiter gleichzeitig bei mehreren Arbeitgebern
beschaftigt, so entsteht ein Anspruch nach diesem Absatz nur gegenuber jenem Arbeitgeber, bei dem
die Dienstverhinderung im Sinne dieses Absatzes eingetreten ist; gegenuber den anderen Arbeitge-
bern entstehen Anspriche nach Abs. 1.

(5) Bezuge im Sinne des Abs. 1 und 4 sind der Monatsbezug und die zum Entgelt gemal § 49 ASVG
gehorenden Nebengebuhren, Zulagen und Abgeltungen unter Zugrundelegung des Durchschnittes
des der Dienstverhinderung vorangegangenen Kalenderjahres und nach dem im Verhinderungszeit-
raum geltenden Lohnschema und Stundenlohn, wobei Zeiten, fir die kein Anspruch auf Dienstbezilge
bestand auler Acht zu lassen sind.

(6) Die Bezlige (Abs. 5) sind dem/der Arbeiter/in bis zur Dauer einer Woche zu gewahren, wenn er
nach Antritt des Dienstes durch andere wichtige, seine Person betreffende Grunde ohne sein Ver-
schulden an der Dienstleistung verhindert ist. Abs. 3 gilt sinngemaR.

(7) Nach drei Monaten eines ununterbrochenen Kranken-standes ist die/der ArbeiterIn aufzufordern,
einen Antrag auf eine Invaliditdtspension gemal § 254 ASVG bzw. eine Berufsunfahigkeitspension
gemall § 271 ASVG bzw. eine Knappschaftsvollpension gemaf § 279 ASVG oder eine berufliche Re-
habilitation gemaR § 270a iVm 669 Abs 5 ASVG zu stellen. Gleichermal3en kann eine Arbeiter*in zur
Antragstellung aufgefordert werden, wenn sie/er sich innerhalb eines Kalenderjahres, wenngleich
auch nicht drei Monate ununterbrochen, zumindest aber insgesamt 100 Kalendertage im Kranken-
stand befindet.

Geltende Fassung / 17. Anderung

(8) Die/Der Arbeiterln ist verpflichtet, einer Aufforderung nach Abs 7 Folge zu leisten und der KFA die
An-tragstellung nachzuweisen sowie die KFA unverziglich tUber die Entscheidung (Bescheid) des
Pensions-versicherungstragers zu informieren.

Geltende Fassung / 17. Anderung

§ 43 Zuschuss
entfallt / 17. Anderung / 1. Janner 2024

§ 43a Urlaubsentgelt

(1) Wahrend des Urlaubes werden die Dienstbezlige weitergezahlt, und zwar im vollen Ausmalf der
Monatsbezug und die zum Entgelt gemaR § 49 ASVG gehdrenden Nebengebuhren, Zulagen und Ab-
geltungen unter Zugrundelegung des Durchschnittes des der Dienstverhinderung vorangegangenen
Kalenderjahres und nach dem im Verhinderungszeitraum geltenden Lohnschema und Stundenlohn,
wobei Zeiten, fur die kein Anspruch auf Dienstbezlige bestand auReracht zu lassen sind.

§ 44 Uberstunden

(1) Die Leistung notwendiger Uberstunden ordnet die/der leitende Angestellte bzw. eine/ein von ihr/
ihm beauftragte/r Bedienstete/r — tunlichst nach Anhérung des Betriebsrates — an. Wenn aufgrund
von Terminvorgaben oder des angeordneten Arbeitsumfanges eine termingerechte Erledigung inner-
halb der Normalarbeitszeit nicht méglich erscheint, hat die Arbeiterin/der Arbeiter die/den Vorgesetzte/
n darauf hinzuweisen. Fir den Zeitraum von angeordneten Uberstunden ist die Gleitzeit aufgehoben.
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(2) Uberstunden liegen vor, wenn die festgelegte Normalarbeitszeit (iberschritten wird. Bei Teilzeitbe-
schaftigten liegen Uberstunden auch dann vor, wenn das Ausmaf der taglichen oder wochentlichen
Normalarbeitszeit fur die Vollzeitbeschaftigten des Betriebes (Betriebsteiles) Uberschritten ist.

(3) Die Vergiitung von Uberstunden erfolgt durch einen Mehrarbeitszuschlag zum einfachen Stunden-
lohn, der

1. fur Bedienstete des 1. Hauptstiickes, fiir nach dem 01.01.2018 erbrachte Uberstunden und zwar flr
Uberstunden bei Tag 50%, fir Uberstunden an Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen sowie bei
Nacht (22 Uhr bis 6 Uhr) 100% des Stundenlohnes gemaf Abs. 4,

2. fiir Bedienstete des 2. und 3. Hauptstiickes fiir Uberstunden bei Tag 50%, fiir Uberstunden an
Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen sowie bei Nacht (20 Uhr bis 6 Uhr) 100% des Stundenloh-
nes gemal} Abs. 4 betragt.

(4) Als Stundenlohn im Sinne des Abs. 3 gilt

1. fur Bedienstete des 1. Hauptstickes der 173. Teil der standigen Bezlge gemaf § 35,

2. fur Bedienstete des 2. Hauptstlickes der 166. Teil der standigen Bezlige gemall § C 34 Abs. 27 1,
5, 6 und 7 sowie der Verwendungszulage gemal § C 42 und der Gefahrenzulage gemal § C 43.

(5) Uberstunden kdnnen in beiderseitigem Einvernehmen zwischen der KFA und dem/der Angestellten
auch in Freizeit abgegolten werden. Zeitpunkt und Ausmal} des Zeitausgleiches sind zu vereinbaren.

(6) Die Abgeltung von Uberstunden kann auch in Form einer monatlichen Uberstundenpauschale ver-
gutet werden. Durch die Pauschalierung durfen Angestellte nicht schlechter gestellt werden, als Ange-
stellte mit Anspruch auf Einzelentlohnung. Abs. 1 ist sinngemaf anzuwenden.

(7) Die Vergiitung fiir die im laufenden Monat geleisteten Uberstunden ist bei sonstigem Ausschluss
innerhalb von sechs Monaten ab dem in den §§ 35 Abs. 1 und C 49 Abs. 1 genannten Zahlungster-
minen geltend zu machen.

§ 45 Zuwendungen bei Dienstjubilden

(1) Dem/der Arbeiter/in gebuhrt aus Anlass eines Dienstjubilaums eine Zuwendung, und zwar

1. nach Vollendung von 25 Dienstjahren im Ausmal} eines Monatsbezuges gemal § 35;

2. nach Vollendung von 35 Dienstjahren im Ausmal} von zwei Monatsbeziigen gemaf § 35 (Bezlge);
3. nach Vollendung von 40 Dienstjahren im Ausmalf} von zwei Monatsbezigen gemaf § 35 (Bezlge).

Zusatzlich zu den Voraussetzungen gemalf Z 1 bis 3 muss die Dienstzeit bei der KFA zumindest
15 Jahre gedauert haben.

(1a) Fallt das Dienstjubilaum in einen Sonderurlaub gemal} § 22, so gebuhrt die Zuwendung am Mo-
natsersten nach Beendigung des Sonderurlaubes auf Basis des zu diesem Zeitpunkt gebuhrenden
Monatsbezuges gemal} Abs. 1.

(1b) Fallt das Dienstjubilaum in eine Teilzeitbeschaftigung geman §§ 15h bis 151 MSchG bzw. gemaf
§§ 8 bis 8a VKG wird die Zuwendung aus Anlass des Dienstjubilaums unter Zugrundelegung der regel-
mafigen Arbeitszeit (Vollzeit oder Teilzeit) vor Beginn dieser Teilzeitbeschaftigung auf Basis des Lohn-
schemas zum Zeitpunkt des Dienstjubilaums berechnet.

(2) Zeiten einer Dienstfreistellung unter Entfall der Dienstbezlige gemal} § 33 Abs. 2 oder 4 gelten fur
die Feststellung des Anspruches auf Zuwendungen bei Dienstjubilden nicht als Dienstzeiten im Sinne
des § 18 Abs. 1 Z 1.
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(3) Dem Tag der Anstellung in der KFA vorangegangenen Dienst- oder Ausbildungszeiten, werden auf
die fur das Erreichen der Dienstjubilden notwendigen Dienstjahre nicht angerechnet. Die Dienstjahre
setzen sich sohin unter Berucksichtigung des Abs 2 — ausschlieRlich aus Zeiten zusammen, die als
Arbeiter*in der KFA tatsachlich in einem Betrieb der KFA verbracht wurden.

Geltende Fassung / 17. Anderung

§ 46 Reisekosten- und Aufwandsentschddigung

(1) Bei Dienstreisen gebuhrt dem/der Arbeiter/in der Ersatz der verausgabten Fahrtkosten. Fur Bahn-
fahrten bis zu zwei Stunden gebuhrt der Kostenersatz fur die 2. Wagenklasse, bei Dienstreisen daru-
ber hinaus gebuhrt der Kostenersatz gegen Nachweis fur die 1. Wagenklasse. Ist aus terminlichen
Grunden eine Fahrt wahrend der Nacht notwendig, werden die Kosten des Schlafwagens gegen
Nachweis ersetzt. Ebenso besteht Ersatzanspruch fur allféllige Zuschlage und Platzreservierungen.
Bestehende ErmaRigungsanspriche sind zu nutzen. Werden keine entsprechenden Nachweise er-
bracht oder wird trotz zumutbarer Bahnverbindung ein anderes Verkehrsmittel benutzt, gebuhrt der Er-
satz der Fahrtspesen 2. Klasse, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt wurde.

(2) FUr Dienstreisen mit anderen als den vorgenannten Verkehrsmitteln ist die jeweilige Bewilligung
des Dienstgebers einzuholen. Diese Bewilligung ist vor Reiseantritt einzuholen. Diesfalls werden
die notwendigen Kosten ersetzt. Bei Flugreisen ist vor Reiseantritt das Einvernehmen mit dem Dienst-
geber Uber die Art des Fluges (insb. Flugklasse) herzustellen. Das beabsichtigte Reisemittel ist zu be-
antragen. Von Fluglinien gewahrte Boni und Vergunstigungen (wie etwa ,Punkte” und ,Flugmeilen®)
sind Anspriche des Dienstgebers gegenuber der Fluglinie und kommen nicht dem/der Arbeiter/in zu-
gute.

(3) Gegen vor Reiseantritt einzuholende Bewilligung des Dienstgebers kdnnen Dienstreisen mit dem
Privatfahrzeug durchgefiihrt werden. Diesfalls gebuhrt fir die Fahrt das amtliche Kilometergeld. Wird
die Mitnahme zusatzlicher Personen im Rahmen einer Fahrgemeinschaft bewilligt, gebuhrt der festge-
setzte Zuschlag zum amtlichen Kilometergeld. Fur die mitgenommenen Dienstnehmer besteht kein
Anspruch auf Fahrtkostenersatz im Sinne dieser Bestimmungen.

(4) Uberdies gebiihrt dem/der Arbeiter/in bei Dienstreisen eine Mehraufwandsentschadigung, beste-
hend aus einem Tages- und Nachtigungsgeld. Die Hohe und die Anspruchsvoraussetzungen dieser
Reiseaufwandsentschadigung richtet sich nach den entsprechenden steuerfreien Satzen gemal
dem Einkommensteuergesetz in der jeweils gultigen Fassung. Kein Anspruch auf Ersatz des Mehrauf-
wandes besteht, soweit dem/der Arbeiter/in die volle Verpflegung oder die Unterkunft vom Dienstgeber
oder von anderer Seite unentgeltlich zur Verfigung gestellt werden und soweit Reisekosten von ande-
rer Seite getragen werden.

(5) Daruber hinaus gebuhrt dem/der Arbeiter/in der Ersatz aller von ihm/ihr im Interesse des Dienstge-
bers oder Uber dessen Auftrag entstandenen Mehrauslagen. Diese sind durch Belege nachzuweisen.

(6) Erkrankt ein/e Arbeiter/in wahrend einer Dienstleistung au3erhalb des Dienstortes, sind die nach-
gewiesenen Kosten fur die notwendige arztliche Behandlung, Krankenpflege und fur die Heilbehelfe
zu verguten, sofern sie nicht durch die gesetzliche Krankenversicherung gedeckt sind. Zu diesen Kos-
ten zahlen auch jene fir den Transport des erkrankten Angestellten nach seinem Wohnort.

(7) Im Falle des Todes eines/einer Arbeiter/in wahrend einer Dienstleistung aul3erhalb des Dienstortes
werden die nachgewiesenen Kosten der Uberfiihrung zum letzten Wohnort von der KFA getragen.
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§ 47 Unterkunft, Verpflegung, Dienstkleidung

(1) Den Arbeiter/innen kann Dienstkleidung zur Verfugung gestellt werden. Die Dienstkleidung bleibt
Eigentum der KFA.

(2) Entfallt / 13. Anderung

(3) Eine Unterkunft kann, wenn es das Dienstinteresse erfordert, auch den in Verwaltungsdienststellen
beschaftigten Arbeiter/innen zur VerflUgung gestellt werden; hierdurch wird kein Mietverhaltnis begrin-
det. FUr die beigestellte Unterkunft ist ein Kostenersatz in der Hohe jenes Betrages zu leisten, der sich
in Anwendung der vom Bundesminister fur Finanzen fur die Wohnraumbewertung jeweils festgesetz-
ten und im Einzelfall in Betracht kommenden Quadratmeterpreise ergibt. Abs. 1 gilt sinngemal.

(4) Entfallt / 13. Anderung

(5) Die Hohe der nach Abs. 2, 3 und 4 zu ersetzenden Kosten ist von der KFA im Einvernehmen mit
dem Betriebsrat festzusetzen.

§ 48 Schadenshaftung

Die Arbeiter/innen haften der KFA unbeschadet ihrer disziplinaren und strafrechtlichen Verantwortlich-
keit fur jeden aus ihrem festgestellten Verschulden entstandenen Schaden nach Malgabe der gesetz-
lichen Bestimmungen. Die KFA kann, soweit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist, auf den
Ersatz des Schadens ganz oder teilweise verzichten, wobei insbesondere auf Art und Grad des Ver-
schuldens Rucksicht zu nehmen ist.

$§ 49 Einmalzahlung 2008

(1) Dem oder der Arbeiter/in der KFA, der oder die am 1. Mai 2008 Anspruch auf Lohn hat, gebuhrt —
sofern er oder sie nicht in einem Lehr- oder Ausbildungsverhaltnis zur KFA steht und sofern auf ihn/sie
nicht das 2. Hauptstuck dieses Kollektivvertrages anzuwenden ist und in den Abs. 3 und 4 nicht ande-
res bestimmt wird — eine einmalige Entschadigung. Der Anspruch auf Zuschuss gemaf § 43 oder auf
Wochengeld ist dem Anspruch auf Lohn gleichzusetzen.

(2) Die einmalige Entschadigung gemald Abs. 1 betragt fur den/die vollbeschaftigte/n Arbeiter/in
175 €. Dem oder der teilzeitbeschaftigten Arbeiter/in gebuhrt die einmalige Entschadigung im aliquo-
ten Ausmal3. Entsprechendes gilt fur den/die Arbeiter/in, dessen/deren Lohn aus anderen Grunden ge-
kirzt ist. Darf eine Arbeiterin am 1. Mai 2008 gemaf § 3 Abs. 1 bis 3 oder § 5 Abs. 1 des Mutterschutz-
gesetzes 1979 nicht beschaftigt werden, ist von jenem Beschaftigungsausmal} auszugehen, das fur
die Arbeiterin vor Beginn des Beschaftigungsverbotes gegolten hat.

(3) Ergibt sich der Anspruch auf die einmalige Entschadigung bereits aus einem Sondervertrag, be-
steht kein Anspruch gemaf Abs. 1 und 2.

(4) Ferialaushilfen, die am 1. Mai 2008 in einem Dienstverhaltnis zur KFA stehen und deren Dienstver-
haltnis ununterbrochen mindestens einen Monat dauert, gebuhrt die einmalige Entschadigung bei Voll-
beschaftigung im Ausmalfd von 50 Cent je Kalendertag des Dienstverhaltnisses im Jahr 2008, wobei
volle Kalendermonate mit 30 Tagen zu rechnen sind. Bei Teilzeitbeschaftigung gebuhrt sie im aliquo-
ten Ausmal.

(5) Die einmalige Entschadigung gemal Abs. 1, 2 und 4 ist am 1. Mai 2008 fallig.
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Abschnitt IV
Schlussvorschriften

$§ 50 Giiltigkeitsdauer dieses Kollektivvertrages

(1) Mit 1. Mai 2007 treten in Kraft:
§§ C 1 bis C 189 sowie die Anlagen C 1 bis C 9.

(2) Mit 1. Janner 2008 treten in Kraft:
§§ 1 bis 49 sowie die Anlagen 1 bis 4.

(3) Dieser Kollektivvertrag kann von jeder Kollektivvertragspartei zur Ganze oder auch teilweise auf-
gekundigt werden, wobei sich die Teilkindigung sowohl auf einzelne Betriebe der KFA beziehen kann
(Zentrale, Sanatorium Hera u. a.) als auch auf einzelne Abschnitte.

Geltende Fassung / 13. Anderung

§ 51 Inkraftreten der 1. Anderung

(1) Mit 1. Mai 2007 treten in Kraft:
§§ 10, 18, 33, 35, 40 Abs. 6, 50, Anlage 2, 3, 4, §§C 19a, C 32a Abs. 4, C 48, C 73 Abs. 3 und Abs. 6,
C 83a, C 132 Abs. 1, C 135, C 138, C 161, C 184, Anlage C1.

§ 52 Inkrafttreten der 2. Anderung

§§ C 12 Abs. 1a,40a Abs. 1Z 1 und 2 und Abs. 2, C 73 Abs. 6, C 83a Abs. 4, C 87 Abs.2aZ 8, C 161
Abs. 16, C 190 sowie die Anlagen 2 und 3 und C 1 in der Fassung der 2. Anderung treten mit 1. Janner
2010 in Kraft und finden auf davor liegende Zeitraume keine Anwendung.

§ 53 Inkrafttreten der 3. Anderung

Mit 1. Janner 2011 treten in Kraft:
§ 40 Abs. 1 und 6, die Anlagen 2 und 3 sowie §§ C 37 Abs. 11, C 39 Abs. 1 und Abs. 2, C 40a Abs. 1,2
und 3, C 43 Abs. 1, 2, 3 und 4, C 44b Abs. 1, C 46 und Anlage C 1.

§ 54 Einmalbetrag 2011 bis 2014

(1) Den Arbeiterinnen/den Arbeitern und Lehrlingen gebuhrt nach Maligabe der folgenden Absatze in
den Jahren 2011, 2012, 2013 und 2014 ein Einmalbetrag, welcher jeweils mit dem Dezemberbezug
ausbezahlt wird, bei einem vorzeitigen Austritt in den Jahren 2012 bis 2014 in dem Monat, in dem
die Endabrechnung erfolgt. Die Hohe betragt im Jahr 2011 210,- EUR und wird in den Folgejahren
mit dem Prozentsatz der jeweiligen Lohnerhéhung angepasst.

(2) Voraussetzung fur den Anspruch nach Abs. 1 ist, dass in dem betreffenden Jahr Uber einen Zeit-
raum von mehr als drei Monaten und — flr den Anspruch auf Auszahlung eines Einmalbetrages fur das
Jahr 2011 — fir den Monat Dezember 2011 Lohn bzw. Lehrlingsentschadigung bezogen wird.

(3) Das Erfordernis eines Bezuges gemal} Abs. 2 gilt als erfullt, wenn der Bezug aus einem der folgen-
den Grunde nicht anfallt:

» Beschaftigungsverbot gemal § 3 MSchG;

» Dienstverhinderung wegen Unfalls oder Krankheit, welche nicht vorsatzlich oder durch grobe Fahr-
lassigkeit herbeigeflhrt worden ist;

www.vida.at


http://www.vida.at

 Dienstverhinderung aus anderen wichtigen, die Person der Arbeiterin/des Arbeiters oder Lehrlings
betreffenden Grinden, welcher kein Verschulden der Arbeiterin/des Arbeiters oder Lehrlings zu-
grunde liegt.

(4) Arbeiterinnen/Arbeitern, welche in einem Teilzeitbeschaftigungsverhaltnis stehen, gebuhrt der Ein-
malbetrag in jenem Ausmal}, das dem Verhaltnis ihres geringeren Beschaftigungsausmalles zum Be-
schaftigungsausmall gemal der Normalarbeitszeit entspricht. In den in Abs. 3 angefuhrten Verhinde-
rungsfallen ist von jenem Beschaftigungsausmal auszugehen, in dem die/der betreffende Arbeiterin/
Arbeiter unmittelbar vor Beginn des Zeitraumes des Beschaftigungsverbotes oder der Dienstverhinde-
rung gestanden ist.

(5) Der Einmalbetrag wird in das Lohnschema nicht einbezogen und begriindet nach dem Dienstrecht
auch keine sonstigen bezugs- oder pensionsrechtlichen Auswirkungen; aus steuerrechtlicher Sicht gilt
er als Sonderzahlung.

§ 55 Ubergangsbestimmung zur 4. Anderung des Kollektivvertrages

(1) Eine Neufeststellung des historischen Vorrtiickungsstichtages auf Grund des § 18 in der Fassung
der 4. Anderung zu diesem Kollektivvertrag erfolgt nur auf Antrag. Solche Antréage kénnen nur bis spa-
testens 31.12.2012 eingebracht werden. Antrage von Arbeiterinnen/Arbeitern, deren bestehende be-
soldungsrechtliche Stellung nicht durch den historischen Vorrickungsstichtag bestimmt wird, sind un-
zulassig. Verspatet eingelangte Antrage sind rechtsunwirksam.

(2) Auf Arbeiterinnen/Arbeiter, die keinen Antrag nach Abs. 1 stellen oder deren Antrag gemaf Abs. 1
abzuweisen ist, ist § 18 Abs. 1 bis 4 weiterhin in der vor der 4. Anderung zu diesem Kollektivvertrag
geltenden Fassung anzuwenden.

(3) Fur Arbeiterinnen/Arbeiter, die am Tag des Inkrafttretens dieser Bestimmung des Kollektivvertrages
in einem Dienstverhaltnis zur KFA stehen, ist eine Neufeststellung der Gesamtdienstzeit fur das Aus-
maR des Erholungsurlaubes nach den Bestimmungen der 4. Anderung dieses Kollektivvertrages nur
auf Antrag durchzufuhren. Solche Antrage konnen nur bis spatestens 31.12.2012 eingebracht werden.
Verspatet eingelangte Antrage sind rechtsunwirksam. Die Neufeststellung hat fur die Jahre ab 2011 zu
erfolgen.

§ 56 Inkrafttreten der 4. Anderung

(1) Mit 1. Janner 2011 treten in Kraft:

1.8§§ 7 Abs. 7, 16 Abs. 2, 18 Abs. 1, Abs. 4 und 4a, 20 Abs. 3, 23, 40 Abs. 1 und 6, 42 Abs 2, 54, 55,
Anderungen der Anlage 1, Anlage 5

2.8§ C 12 Abs. 1, Abs. 1Taund 2, C 15 Abs. 1, C 36 Abs. 1 und 3, C 55 Abs 1, C 65a, C 124 Abs. 4,
C 83 Abs. 1, C 83a Abs. 3, C 156 Abs 1, C 192

(2) Mit 1. Janner 2011 treten aulRer Kraft:
§§ C 37, C 48 und Anlage C 6.

§ 57 Inkrafttreten der 5. Anderung

(1) Mit 1. Janner 2012 treten in Kraft:
1. § 40 Abs. 1, Anlage 2, Anlage 3, Anlage 4,

2.§C 75, §C82Abs.3,§C 88, §C 161 Abs. 14, § C 193, § C 194, Anlage C 1, Anderungen der
Anlage C 7
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(2) Mit 1. Janner 2012 tritt aul3er Kraft:
§ 40 Abs. 6.

§ 58 Inkrafttreten der 6. Anderung
(1) Mit 1. Juli 2013 treten in Kraft:
1. §§ 16 Abs. 2 Z 2, 35 Abs. 6, 40 Abs. 1, 42 Abs. 5, 43a, 44 sowie Anlagen 2, 3 und 4
2. §§ C 39 Abs. 4, C 87a, Anlage C 1

(2) Mit 1. Janner 2013 tritt in Kraft:
§§ 22a

(3) Mit 1. Juli 2013 treten aulRer Kraft:
§§ C 34 Abs. 9, C 47, C 47a.

§ 59 Inkrafttreten der 7. Anderung

(1) Mit 1. Janner 2014 treten in Kraft:

1. §§ 24, 33, 40, 44 sowie die Anlagen 2, 3 (Pkt. 3.1 bis 3.2 5. sowie Pkt 3.3) und 4,

2. §§ C 32,C73,C 83a, C 84a, C 117a, C 133, C 135, C 138, C 161, C 163, C 184, C 195 sowie die
Anlagen C 1 und C 4, Anhang 1 und Anhang 2.

(2) Mit 1. Juni 2014 tritt in Kraft:

1. Anlage 3 Pkt 3.2.6.

(3) Mit 1. Janner 2015 treten in Kraft:
1. §§ C 87 sowie C 87a.

(4) Mit 1. Janner 2014 treten aulBer Kraft:
1.8§§ C 36 Abs 8, C 83a Abs 2,C 83a Abs 3 Z 2a, C 83a Abs 3 Z 4 litf, C 83a Abs 5 sowie C 162 Abs 1.

§ 60 Inkrafttreten der 8. Anderung
(1) Mit 1. April 2015 treten in Kraft:
1. §§ 9, 11, 16, 22, 40, 42, 45 sowie die Anlagen 2, 3 und 5,

2. §§C 8h, C 11a, C 42, C 53, C 131 C 195, C 196, C 197, C 198 sowie die Anlagen C 1 und C 5,
Anhang 1 und Anhang 2.

§ 61 Inkrafttreten der 9. Anderung

(1) Mit 1. Janner 2016 treten in Kraft:

1. §§ 20, 21 sowie die Anlagen 2 und 3;
2. §§ C 13, C 18 sowie die Anlage C 1;
3. Anhange 1 und 2.

§ 62 Inkrafttreten der 10. Anderung

(1) Mit 1. Janner 2017 treten in Kraft:
1. §§ 154, 20, 22 sowie die Anlagen 2, 3, 4, 6 und 7;

www.vida.at


http://www.vida.at

2. Anlage C 1
3. Anhange 1 und 2.

(2) Mit 1. Janner 2018 tritt in Kraft:
1. §44

(3) Mit 31. Dezember 2016 treten aulier Kraft:
1. § 22a
2. § C 8h sowie Anlage C 5

(4) Mit 31. Dezember 2017 tritt aul3er Kraft:
1. Anlage 3, Pkt. 3.3.

§ 63 Inkrafttreten der 11. Anderung

(1). Mit 1. Janner 2018 treten in Kraft:
1. die Anlagen 2, 3, 4

2. Anlage C 1

3. Anhange 1 und 2.

§ 64 Ubergangsbestimmung zu § 35 Abs 1, dritter Satz

§ 35 Abs 1, dritter Satz in der am 31.12.2018 geltenden Fassung bleibt fur Arbeiterinnen und Arbeiter,
deren Bezlige gemal § 35 Abs 1, dritter Satz der am 31.12.2018 geltenden Fassung bis zum Stichtag
31.12.2018 bereits im Voraus ausbezahlt wurden, unverandert aufrecht.

§ 65 Inkrafttreten der 12. Anderung

(1) Mit 1. Janner 2019 treten in Kraft:

1. § 19 Abs. 5, § 35 Abs. 1, § 64 sowie die Anlagen 2, 3 und 4
2. Anlage C 1

3. Anhange 1 und 2.

§ 66 Inkrafttreten der 13. Anderung
(1) Mit 1. Janner 2020 treten in Kraft:
1. §§ 15, 35, 40, 47, 50, C 199
2. Anlagen 2, 3 und 4
3. Anlage C 1.

§ 67 Inkrafttreten der 14. Anderung

(1) Mit 1. Janner 2021 treten in Kraft:

1. § 16, 20, 21, 35 sowie Anlagen 2, 3 und 4,

2. §§ C 18, C 35, C 49, C 200 sowie Anlage C 1,
3. Anhange 1 und 2.

(2) Mit 1. Janner 2021 tritt § 38 auller Kraft.
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§ 68 Inkrafttreten der 15. Anderung

(1) Mit 1. Janner 2022 treten in Kraft:
1. §§ 18, 40 sowie Anlagen 2, 3 und 4,
2. § C 201 sowie Anlage C 1,

3. der Anhang 1.

(2) Mit 1. Janner 2022 tritt § 35 Abs. 2 aulRer Kraft.

§ 69 Teuerungsprimie gemdf § 124b Z408 EstG 1988 - Einmalzahlung

(1) Den Arbeiterinnen und Arbeitern gebuhrt nach MalRgabe der folgenden Absatze fur das Jahr 2022
eine Teuerungspramie gemaf § 124b Z 408 EstG 1988 (Einmalbetrag), welcher jeweils mit dem Jan-
ner- oder Februarbezug 2023 ausbezahlt wird. Die Hohe betragt 200,— EUR.

(2) Die Teuerungspramie gebuhrt den Arbeiterinnen und Arbeitern, sofern sie am Stichtag 1. 12. 2022
in einem aufrechten Arbeitsverhaltnis zur KFA gestanden sind und im Kalenderjahr 2022 zumindest fur
einen Kalendermonat ein Gehalt bezogen haben.

(3) Fur Arbeiterinnen und Arbeiter, die nicht das gesamte Kalenderjahr 2022 in einem aufrechten Ar-
beitsverhaltnis zur KFA gestanden sind, wird die Teuerungspramie aliquot den tatsachlich angestellten
Kalendertagen im Jahr 2022 berechnet.

(4) Arbeiterinnen und Arbeitern, welche in einem Teilzeitbeschaftigungsverhaltnis stehen, gebuhrt der
Einmalbetrag in jenem Ausmal, das dem Verhaltnis ihres geringeren Beschaftigungsausmalies zum
Beschaftigungsausmald gemal der Normalarbeitszeit entspricht.

(5) Der Einmalbetrag wird in das Lohnschema nicht einbezogen und begriindet nach dem Dienstrecht
auch keine sonstigen bezugs- oder pensionsrechtlichen Auswirkungen.

§ 70 Inkrafttreten der 16. Anderung

(1) Mit 1. Janner 2023 treten in Kraft:

1. §§ 18, 40, 42, 69 sowie die Anlagen 2, 3 und 4;
2. §§ C 202, C 203 sowie die Anlage C 1;

3. der Anhang 1.

§ 71 Inkrafttreten der 17. Anderung

(1) Mit 1. Janner 2024 treten in Kraft:

1. §§ 40, 42, 45 sowie die Anlagen 2, 3 und 4;
2. §§ C 53, C 204 sowie die Anlage C 1;

3. der Anhang 1 und Anhang 2.

(2) Mit 1. Janner 2024 treten § 43 und § C 48a auller Kraft.
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Abschnitt V
Anlagen

Anlage 1: Verwendungsgruppen

Verwendungsgruppe
Aufsichtsorgane, Arbeiter in besonders gehobener Verwendung, Vorarbeiter 1
Facharbeiter mit FUhrungsaufgaben, Spezialfacharbeiter, Facharbeiter nach
zehnjahriger Einreihung in die Verwendungsgruppe 3P, Kraftwagenlenker nach
zehnjahriger Verwendung 2
Bedienstete, die als Facharbeiter/Facharbeiterin im erlernten Beruf verwendet
werden 3P

Kraftwagenlenker/innen nach funfjahriger Verwendung, Portiere, Portierinnen
nach zehnjahriger Verwendung, Facharbeiterhilfskrafte, Desinfektoren/Desin-
fektorinnen 3A
Kraftwagenlenker/innen, Portiere/Portierinnen, Telefonisten/Telefonistinnen
Raumpfleger/innen, Hausarbeiter/innen

Mitarbeiter/innen Stationsservice

A bW
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Anlage 2: Lohnschema

glltig ab 1. Janner 2024

Gehalts- Verwendungsgruppe
stufe 1 2 3P 3A 3 4
€ € € € € €
1 2.597,54 2.554,37 2.511,57 2.382,97 2.367,56 2.326,18
2 2.640,32 2.588,67 2.541,63 2.416,64 2.396,84 2.349,18
3 2.682,95 2.622,83 2.571,58 2.450,55 2.425,65 2.372,08
4 2.725,60 2.657,24 2.601,62 2.484,09 2.454 67 2.394,78
5 2.768,40 2.691,43 2.631,70 2.517,74 2.483,71 2.417,30
6 2.811,17 2.725,60 2.661,76 2.551,52 2.512,61 2.440,18
7 2.853,83 2.760,03 2.691,71 2.585,31 2.941,77 2.463,03
8 2.896,61 2.79419 2.721,77 2.618,99 2.570,91 2.485,87
9 2.939,24 2.828,40 2.751,70 2.652,92 2.599,70 2.508,61
10 2.981,90 2.862,68 2.781,88 2.686,94 2.628,88 2.531,63
11 3.024,69 2.896,98 2.816,45 2.720,60 2.658,04 2.554,37
12 3.067,46 2.931,28 2.841,88 2.754,39 2.686,94 2.577,21
13 3.185,42 2.965,46 2.871,81 2.788,03 2.716,10 2.599,70
14 3.303,55 2.999,63 2.901,89 2.821,71 2.744,75 2.622,70
15 3.422,95 3.033,93 2.988,21 2.855,36 2.774,16 2.645,44
16 3.542,49 3.124,87 3.074,64 2.889,27 2.802,84 2.668,55
17 3.662,31 3.213,76 3.162,50 2.927,18 2.835,70 2.694,24
18 3.782,52 3.303,27 3.250,73 2.965,21 2.868,45 2.719,94
19 3.901,64 3.394,77 3.339,57 3.003,12 2.901,36 2.745,63
20 4.020,82 3.486,24 3.429,11 3.041,38 2.934,11 2.771,34

3.1 Entfallt

Anlage 3: Zulagen, Nebengebiihren und Uberstunden

Gultig ab 1. Janner 2024

Geltende Fassung / 14. Anderung
3.2. Nebengebuhren

1. Besondere Infektions (Strahlengefahrdungs)zulage

fur Arbeiterinnen und Arbeiter, welche bei einer standigen Verwendung an Instituten (Stationen) sowie
in Laboratorien ionisierenden Strahlen ausgesetzt sind oder auf ihrem Arbeitsplatz besonders infek-
tionsgefahrdet sind oder standig mit Infektionskrankheiten in Beruhrung kommen oder stéandig mit in-
fektiosem Material arbeiten als Entschadigung fur die mit dieser Dienstleistung verbundene besondere

Infektions- und Strahlengefahrdung

monatlich

2. Zulage fiir Stationsservice

fur Arbeiterinnen und Arbeiter, die im Stationsservice im Sanatorium Hera eingesetzt werden
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(10 2 =1 11 60,97 €

3. Nachtdienstzulage
fur Arbeiterinnen und Arbeiter fur die Zeit von 22 Uhr bis 6 Uhr
J NaCAIENS . . 53,40 €

4. Sonn- und Feiertagszulage

fur Arbeiterinnen und Arbeiter bei mehrschichtigen Dienst, Turnus- oder Wechseldienst, sofern diese
Bediensteten regelmafig und turnusmaRig an Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen Dienst zu leis-
ten

(10 2 =1 1 1 80,19 €
JEVOIE StUNAE ... 10,00 €

5. Leistungszulage
fur Arbeiterinnen und Arbeiter der Verwendungsgruppe 1 zur Abgeltung qualitativer Mehrleistungen

nach 1 Dienstjahr monatlich ....... ... e 163,29 €
nach 3 Dienstjahren monatlich .......... ... 204,06 €
fur Arbeiterinnen und Arbeiter der Verwendungsgruppe 2 zur Abgeltung qualitativer Mehrleistungen

nach 1 Dienstjahr monatlich ....... ... e 163,29 €
nach 3 Dienstjahren monatlich .......... ... 204,06 €
fur Arbeiterinnen und Arbeiter der Verwendungsgruppe 3P zur Abgeltung qualitativer Mehrleistungen
nach 1 Dienstjahr monatlich............. o 142,08 €
nach 3 Dienstjahren monatlich.............. 181,35 €
nach 10 Dienstjahren monatlich........... ... e 204,06 €
fur Arbeiterinnen und Arbeiter der Verwendungsgruppe 3A zur Abgeltung qualitativer Mehrleistungen
nach 1 Dienstjahr monatlich....... ... 22,56 €
nach 3 Dienstjahren monatlich........... ... 86,70 €
fur Arbeiterinnen und Arbeiter der Verwendungsgruppe 3 zur Abgeltung qualitativer Mehrleistungen

nach 1 Dienstjahr monatlich. ...... ... 22,56 €
nach 3 Dienstjahren monatlich........... ... 86,70 €
fur Arbeiterinnen und Arbeiter der Verwendungsgruppe 4 zur Abgeltung qualitativer Mehrleistungen

nach 1 Dienstjahrmonatlich ... 22,56 €
nach 3 Dienstjahren monatlich ....... ... 4541 €
nach 6 Dienstjahren monatlich.......... .. 86,70 €

6. Gefahrenzulage

fur Arbeiterinnen und Arbeiter, welche in standiger Verwendung in Operationssalen eingesetzt werden,
zur Abgeltung der mit dieser Dienstleistung verbundenen Gefahren

10 = 1 1T 88,07 €

7. Erschwerniszulage

fur Arbeiterinnen und Arbeiter, welche in standiger Verwendung auf den Stationen eingesetzt werden,
zur Abgeltung der mit dieser Dienstleistung verbundenen Erschwernis

NON AT N L e 60,97 €
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3.3. Uberstunden
Gultig ab 1. Janner 2017

. . Normal- Uberstunde an Werktagen sonstige Uberstunde
in den Dienstklassen stundensatz von 6 bis 22 Uhr (100 % Zuschlag)
(50 % Zuschlag)
1 (Gehaltsstufen 01 —12) 10,75 16,13 21,50
1 (Gehaltsstufen 13 — 20) 14,14 21,21 28,27
2 (Gehaltsstufen 01 — 15) 10,58 15,87 21,16
2 (Gehaltsstufen 16 — 20) 12,83 19,24 25,65
3P (Gehaltsstufen 01 — 15) 10,28 15,42 20,56
3P (Gehaltsstufen 16 — 20) 12,59 18,89 25,18
3A 10,19 15,29 20,39
3 9,93 14,89 19,86
4 9,48 14,23 18,97
Inkl. ADZ
1 (Gehaltsstufen 01 — 12) 11,74 17,61 23,49
1 (Gehaltsstufen 13 — 20) 15,13 22,69 30,26
2 (Gehaltsstufen 01 — 15) 11,57 17,36 23,15
2 (Gehaltsstufen 16 — 20) 13,82 20,73 27,64
3P (Gehaltsstufen 01 — 15) 11,27 16,91 22,55
3P (Gehaltsstufen 16 — 20) 13,58 20,38 2717
3A 11,19 16,78 22,37
3 10,92 16,38 21,84
4 10,48 15,71 20,95

Anlage 4: Abgeltung fiir Ersatzruhe

Die Abgeltung fur die Ersatzruhe gemal § 15 (wochentliche Ruhezeit und Feiertagsruhe) betragt
€ 128,42.

Anlage 5: Einzelheiten zum Freijahr

1. Voraussetzungen:

Der/Die Arbeitnehmerln muss zumindest fiinf Jahre ununterbrochen im Dienst gestanden sein, wobei
Zeiten einer Bildungsfreistellung gemaf § 119 ArbVG sowie Zeiten eines drei Monate nicht Uberstei-
genden Sonderurlaubes gemal’ §§ 22 auf diese Frist nicht anzurechnen sind; die Frist wird durch fol-
gende Zeitraume unterbrochen:

3. Zeiten des Bezuges von Wochengeld aus der gesetzlichen Sozialversicherung,

4. Zeiten einer Karenz gemal} §§ 15 bis 15d MSchG bzw. gemal §§ 2 bis 6 VKG,

5. Zeiten einer Bildungskarenz gemal} § 11 AVRAG,

6. Zeiten eines drei Monate ubersteigenden Sonderurlaubes gemaf §§ 22,

7. Zeiten einer Dienstfreistellung unter Entfall der Dienstbezlige gemald § 29 Abs. 2 bis 4,

8. Zeiten des Prasenzdienstes (§ 19 WG), des Zivildienstes oder des Ausbildungsdienstes von Frauen
beim Bundesheer, Abs. 2 bis 4,
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9. im Ruhestand verbrachte Zeiten.

Ein Freijahr kann hochstens dreimal in Anspruch genommen werden.
Der Antrag ist spatestens drei Monate vor dem gewunschten Beginn der Rahmenzeit zu stellen.
2. Modelle:

10. Die Arbeiterlnnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von funf Jahren die Méglichkeit, vier Jahre
entsprechend ihrer regelmafigen Arbeitszeit tatig (Arbeitsphase) und ein Jahr vom Dienst freigestellt
(Freijahr) zu sein. (Modell 1)

11. Die Arbeiterlnnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von zweieinhalb Jahren die Mdglichkeit, zwei
Jahre entsprechend ihrer regelmaRigen Arbeitszeit tatig (Arbeitsphase) und ein halbes Jahr vom
Dienst freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 2)

12. Die Arbeiterlnnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von funf Jahren die Mdglichkeit, viereinhalb
Jahre entsprechend ihrer regelmaligen Arbeitszeit tatig (Arbeitsphase) und ein halbes Jahr vom
Dienst freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 3)

13. Die Arbeiterlnnen haben innerhalb einer Rahmenzeit von zweieinhalb Jahren die Moglichkeit,
zweieinviertel Jahre entsprechend ihrer regelmafigen Arbeitszeit tatig (Arbeitsphase) und ein viertel
Jahr vom Dienst freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 4)

3. Beginn:

Das Freijahr darf immer nur am Ende der Rahmenzeit verbraucht werden.
14. Fir Modell 1 bedeutet dies: frlhestens nach vier Jahren Rahmenzeit;
15. fir Modell 2: frihestens nach zwei Jahren Rahmenzeit;

16. fur Modell 3: frihestens nach viereinhalb Jahren Rahmenzeit;

17. fir Modell 4: frhestens nach zweieinviertel Jahren Rahmenzeit.

4. Dauer:

Das Freijahr dauert bei Modell 1 ein Jahr, bei den Modellen 2 und 3 ein halbes Jahr, bei Modell 4 ein
viertel Jahr.

5. Anderung der Arbeitszeit, Sonderurlaub:
Wahrend der Rahmenzeit sind Anderungen der regelmaBigen wochentlichen Arbeitszeit (z.B. von
Vollzeitbeschaftigung auf Teilzeitbeschaftigung oder umgekehrt) sowie Sonderurlaube unzulassig.

6. Nebenberufliche Erwerbstatigkeit:

§ 17 gilt auch wahrend des Freijahres.

Eine vor Beginn des Freijahres erteilte Genehmigung zur Austbung einer auf Erwerb gerichteten Ne-
benbeschaftigung bleibt wahrend des Freijahres aufrecht und kann nur aus denin § 17 Abs. 3 genann-
ten Grunden widerrufen werden.

7. Vorzeitige Beendigung der Rahmenzeit:

Die Rahmenzeit (einschlie3lich des Freijahres) endet vorzeitig durch

1. ein Beschaftigungsverbot gemal § 3 MSchG,

2. eine Karenz gemal} §§ 15 bis 15d MSchG bzw. gemal} §§ 2 bis 6 VKG

3. eine Bildungskarenz gemal} § 11 AVRAG,

4. eine Teilzeitbeschaftigung gemal §§ 15h bis 151 MSchG bzw. gemal} §§ 8 bis 8a VKG,
5. eine Dienstfreistellung unter Entfall der Dienstbezlige gemaR § 29 Abs. 2 bis 4,

www.vida.at


http://www.vida.at

6. den Prasenzdienst (§ 19 WG), den Zivildienst oder den Ausbildungsdienst von Frauen beim Bun-
desheer,

7. die Auflésung des Dienstverhaltnisses (auch: Versetzung in den Ruhestand).

Die/Der Arbeiterin/Arbeiter kann bis langstens drei Monate vor Beginn des Freijahres aus wichtigen
personlichen Grinden, welche der KFA glaubhaft zu machen sind, von der Vereinbarung zuricktreten.

8. Anrechnung auf die Dienstzeit:

Die Arbeitsphase ist fur alle von der Dauer der Dienstzeit abhangigen Rechte (z.B. Zeitvorrickungen,
Frist fur den erhohten Kuindigungsschutz) in vollem Ausmald anzurechnen; das Freijahr ist auf die zur
Erlangung des erhohten Kundigungsschutzes (der Unkindbarkeit) vorgesehene Frist nicht, fur alle an-
deren von der Dauer der Dienstzeit abhangigen Rechte in vollem Ausmal} anzurechnen.

9. Urlaub:

In den vom Freijahr berthrten Kalenderjahren verringert sich der Urlaubsanspruch einschlieRlich der
Zusatzurlaube im Verhaltnis der Dauer des Freijahres zum Kalenderjahr, wobei Teile von Werktagen
auf volle Werktage aufzurunden sind.

10. Entgelt, Gebiihren:

Die Dienstbeztge gemal § 35 Abs. 1, § C 34 Abs. 2 Z 1 (Lohn) geblhren wahrend des Rahmenzeit-
raumes (einschliellich des Freijahres) bei den Modellen 1 und 2 im Ausmalf von 80 %, bei den Model-
len 3 und 4 im Ausmalf} von 90 %; das gilt auch fur die aus diesen Bezugsarten resultierenden Teile des
Urlaubszuschusses bzw. der Weihnachtsremuneration.

Kinderzulagen stehen fur die Rahmenzeit (einschliellich des Freijahres) nach MalRgabe des § 40
Abs. 6, § C 37 Abs. 11 ungeschmalert zu — auch im Rahmen des 13. und 14. Bezuges.
Zuwendungen bei Dienstjubilaen gemal § 45, § C 53 werden auf Basis der vor Beginn des Modells
geltenden Regelarbeitszeit berechnet.

Nebengebuhren und die Dienstbeziige gemafl § C 34 Abs. 2 Z 5 und 8 sowie Abs. 3 sowie die entspre-
chenden Teile der Sonderzahlungen gebuhren wahrend der Arbeitsphase in ungeschmalertem Aus-
malfd; flr die Zeit des Freijahres entfallt der Anspruch auf diese Bezlge.

Die AulRendienstzulage ist wahrend der Arbeitsphase in ungeschmalertem — Ausmal} zu gewahren;
sie entfallt flr die Zeit des Freijahres.

Wird die Rahmenzeit vorzeitig beendet, so ist das Entgelt unter Berucksichtigung der vollen Bezlge
wahrend der Arbeitsphase und des Entfalles der Bezuge wahrend des Freijahres neu zu berechnen;
das Guthaben ist dem/der Arbeiterln nachzuzahlen.

11. Pensionsbeitrag:
Der Pensionsbeitrag ist vom (fiktiven) vollen Monatsbezug zu entrichten, wobei im Freijahr hinsichtlich
der nicht gebUhrenden Bezugsarten der Durchschnitt der Arbeitsphase heranzuziehen ist.

12. Anwendung des Kollektivvertrages:

Mit Ausnahme jener Bestimmungen, die mit der Arbeitspflicht zusammenhangen (z.B. § 16 Dienstver-
hinderung), ist der Kollektivvertrages wahrend des Freijahres anzuwenden; das gilt insbesondere
auch fur Vorschriften im Zusammenhang mit der Treuepflicht (z.B. Informationspflicht gemay § 7
Abs. 8).

Die/Der Arbeiterin/Arbeiter hat das Recht, sich auch wahrend des Freijahres um ausgeschriebene
Dienstposten zu bewerben, muss allerdings in diesem Zusammenhang dafur Sorge tragen, dass
ihr/ihm Informationen zeitgerecht Gbermittelt werden kdnnen.
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Anlage 6
Einzelheiten zur Altersteilzeit

1. Voraussetzungen:
» Die Voraussetzungen flr die Gewahrung von Altersteilzeit richten sich nach § 27 AIVG.

2. Modelle:

+ Teilzeitvariante
Reduzierung der wochentlichen Arbeitszeit fur die Gesamtdauer des Modells, z. B. auf einheitlich
50% der Normalarbeitszeit.

+ Blockzeitvariante
Beibehaltung des bisherigen Arbeitszeitausmalies wahrend eines Teiles des Modells, z. B. wahrend
der ersten Halfte, — Arbeitszeitphase; Entfall der Arbeitsleistung wahrend der restlichen Zeit, z. B.
wahrend der zweiten Halfte, — Freizeitphase.

* Gemischte Variante
Beibehaltung des bisherigen Arbeitszeitausmalies wahrend eines Teiles des Modells, z. B. wahrend
des ersten Drittels, — erster Teil der Arbeitszeitphase; Reduzierung der wochentlichen Arbeitszeit
wahrend eines Teiles des Modells, z. B. wahrend des zweiten Drittels, — zweiter Teil der Arbeitszeit-
phase; Entfall der Arbeitsleistung wahrend der restlichen Zeit, z. B. wahrend des dritten Drittels, —
Freizeitphase;
oder
Reduzierung der wochentlichen Arbeitszeit wahrend eines Teiles des Modells, z. B. wahrend der ers-
ten zwei Drittel, — Arbeitszeitphase; Entfall der Arbeitsleistung wahrend der restlichen Zeit, z. B. wah-
rend des dritten Drittels, — Freizeitphase.

3. Nebenberufliche Erwerbstatigkeit:
* § 10 gilt auch wahrend der Altersteilzeit.

» Eine vor Beginn des Modells erteilte Genehmigung zur Ausubung einer auf Erwerb gerichteten Ne-
benbeschaftigung bleibt wahrend der Altersteilzeit aufrecht und kann nur aus den in § 10 Abs. 1 ge-
nannten Gruanden widerrufen werden.

4. Anrechnung auf die Dienstzeit:

* Die Gesamtdauer des Modells ist fur alle von der Dauer der Dienstzeit abhangigen Rechte (z. B. Zeit-
vorrickungen) in vollem Ausmald anzurechnen.

5. Urlaub, Sonderurlaub:

» Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten einer Freizeitphase, verringert sich der Urlaubsanspruch ein-
schlieB3lich der Zusatzurlaube im Verhaltnis der Dauer der Freizeitphase zum Kalenderjahr; in Kalen-
derjahren, die ausschlieBlich Zeiten der Freizeitphase umfassen, entsteht kein Urlaubsanspruch.

* Wahrend des Arbeitszeitmodells darf kein Sonderurlaub gewahrt werden.

6. Entgelt, Gebiihren:

» Die Dienstbezuge gemald § 34 Abs. 2 und 3 sowie die Aullendienstzulage, wenn und insoweit sie
nicht als Aufwandsersatz zu bewerten ist, gebuhren wahrend der Gesamtdauer des Modells in
dem der verkurzten Regelarbeitszeit entsprechenden Ausmal, wobei bis zur jeweils geltenden
Hochstbeitragsgrundlage gemaf § 45 ASVG ein Lohnausgleich von 50% des Unterschiedsbetrages
zwischen den im letzten Jahr vor der Herabsetzung der Regelarbeitszeit durchschnittlich gebuhren-
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den Dienstbezigen und den der verringerten Arbeitszeit entsprechenden Dienstbezlgen hinzu-
kommt.

 Hinsichtlich der Kinderzulage kommt § 34 Abs. 4 nicht zur Anwendung.

» Der Fahrtkostenzuschuss, das Taggeldpauschale sowie die als Aufwandsersatz zu bewertende Au-
Rendienstzulage gebuhren wahrend der Arbeitszeitphase in ungeschmalertem Ausmal3; in der Frei-
zeitphase entfallt der Anspruch auf diese Leistungen.

* Die Jubilaumszuwendung wird auf Basis der vor Beginn des Modells geltenden Regelarbeitszeit be-
rechnet.

» Bei vorzeitiger Beendigung des Dienstverhaltnisses wahrend des Modells ist die Differenz zwischen
den tatsachlich ausgezahlten und den aufgrund der Arbeitsleistung gebuhrenden Dienstbezigen im
Verhaltnis 1: 1 nachzuzahlen.

7. Sozialversicherungsbeitrage:

» Die Sozialversicherungsbeitrage werden von der Beitragsgrundlage, welche sich ohne Herabset-
zung der Regelarbeitszeit jeweils ergeben wurde, entrichtet; soweit diese Beitragsgrundlage die
wahrend des Modells gebuhrenden Dienstbezuge Ubersteigt, hat der Versicherungstrager auch
den Dienstnehmeranteil zu tragen.

8. Abfertigung:

» Die Berechnung der Abfertigung erfolgt auf der Grundlage der Arbeitszeit vor der Herabsetzung der
Regelarbeitszeit.

9. Pension:

» Sowohl der Berechnung der Pensionsbeitrage als auch der Bildung der Bemessungsgrundlagen fur
die Dienstordnungspension und die fiktive gesetzliche Pension wird die Arbeitszeit vor Herabset-
zung der Regelarbeitszeit zugrunde gelegt.

10. entgeltloser Krankenstand:

 Zeiten fir die gemal § 48 Abs. 1 und 2 kein Anspruch auf standige Bezlige besteht, missen nach
Wiederaufnahme der Beschaftigung entsprechend dem Anteil der Freizeitphase am Gesamtzeit-
raum des Modells eingearbeitet werden.

11. Anwendung der Dienstordnung:

» Mit Ausnahme jener Bestimmungen, die mit der Arbeitspflicht zusammenhangen (z. B. § 9 — Dienst-
verhinderung), ist die Dienstordnung auch wahrend der Freizeitphase anzuwenden; das gilt insbe-
sondere auch fur Vorschriften im Zusammenhang mit der Treuepflicht (z. B. Informationspflicht ge-
maf § 7 Abs. 6a).

Anlage 7
Einzelheiten zur erweiterten Altersteilzeit

1. Voraussetzungen:
» Die Voraussetzungen fir eine Teilpension richten sich nach § 27a AIVG.

2. Nebenberufliche Erwerbstatigkeit:

» § 10 gilt auch wahrend der Herabsetzung der Regelarbeitszeit aufgrund einer Teilpensionsvereinba-
rung.
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Eine vor Herabsetzung der Regelarbeitszeit erteilte Genehmigung zur Austibung einer auf Erwerb
gerichteten Nebenbeschaftigung bleibt aufrecht und kann nur aus den in § 10 Abs. 1 genannten
Grunden widerrufen werden.

3. Anrechnung auf die Dienstzeit:

Die Dauer einer Teilpensionsvereinbarung ist fur alle von der Dauer der Dienstzeit abhangigen
Rechte (z. B. Zeitvorruckungen) in vollem Ausmalf anzurechnen.

4. Sonderurlaub:

Wahrend einer laufenden Teilpensionsvereinbarung darf kein Sonderurlaub gewahrt werden.

5. Entgelt, Gebiihren:

Die Dienstbezliige gemal § 34 Abs. 2 und 3 sowie die AuRendienstzulage, wenn und insoweit sie
nicht als Aufwandsersatz zu bewerten ist, geblhren wahrend der Herabsetzung der Regelarbeitszeit
aufgrund einer Teilpensionsvereinbarung in dem der verkirzten Regelarbeitszeit entsprechenden
Ausmal3, wobei bis zur jeweils geltenden Hochstbeitragsgrundlage gemaf § 45 ASVG ein Lohnaus-
gleich von 50 % des Unterschiedsbetrages zwischen den im letzten Jahr vor der Herabsetzung der
Regelarbeitszeit durchschnittlich gebihrenden Dienstbezigen und den der verringerten Arbeitszeit
entsprechenden Dienstbezigen hinzukommt.

Hinsichtlich der Kinderzulage kommt § 34 Abs. 4 nicht zur Anwendung.

Der Fahrtkostenzuschuss, das Taggeldpauschale sowie die als Aufwandsersatz zu bewertende Au-
Rendienstzulage gebuhren wahrend einer aufrechten Teilpensionsvereinbarung in ungeschmaler-
tem Ausmal.

Die Jubilaumszuwendung wird auf Basis der vor Herabsetzung der Regelarbeitszeit aufgrund einer
Teilpensionsvereinbarung (bzw. Altersteilzeitvereinbarung) geltenden Regelarbeitszeit berechnet.

6. Sozialversicherungsbeitrage:

Die Sozialversicherungsbeitrage werden von der Beitragsgrundlage, welche sich ohne Herabset-
zung der Regelarbeitszeit jeweils ergeben wurde, entrichtet; soweit diese Beitragsgrundlage die
wahrend der Herabsetzung gebuhrenden Dienstbezige ubersteigt, hat der Versicherungstrager
auch den Dienstnehmeranteil zu tragen.

7. Abfertigung:

Die Berechnung der Abfertigung erfolgt auf der Grundlage der Arbeitszeit vor der Herabsetzung der
Regelarbeitszeit.

8. Pension:

Sowohl der Berechnung der Pensionsbeitrage als auch der Bildung der Bemessungsgrundlagen fur
die Dienstordnungspension und die fiktive gesetzliche Pension wird die Arbeitszeit vor Herabset-
zung der Regelarbeitszeit zugrunde gelegt.
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2. HAUPTSTUCK

Abschnitt |
Allgemeine Bestimmungen

Ubergangsbestimmungen fiir Arbeiter, die vor dem 1. Mai 2007 in den Dienst
der KFA eingetreten sind sowie fir Bezieher von Pensionsleistungen nach
diesem Hauptstick (DO.C)

§ C 1 Anwendungs- und Geltungsbereich
(1) Ersetzt durch § 1.

§ C 1a Sprachliche Gleichbehandlung

(1) Soweit in diesem Kollektivvertrag personenbezogene Bezeichnungen nur in weiblicher oder nur in
mannlicher Form angeflhrt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Manner in gleicher Weise. Bei der
Anwendung auf bestimmte Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.

(2) Ersetzt durch § 2.

§ C 1b Unionsbiirger, EWR-Angehdrige

Entféallt.
§ C 2 Aufnahmeerfordernisse, AusschliefSungsgriinde
Entféallt.
§ C 3 Aufnahmegesuche
Entféallt.

§ C 4 Stempel- und Rechtsgebiihren

Stempel- und Rechtsgebuhren, die mit der Begrindung oder Abanderung des Dienstvertrages entste-
hen, tragt die KFA. Dasselbe gilt fir Urkunden Gber Ruhestands(Pensions)verhaltnisse.

§ C 5 Personalakt
Ersetzt durch § 5.

§ C 6 Verstindigung der Arbeiter (Pensionisten)

Von der Aufnahme in den Dienst, von jeder Einreihung und auR3erordentlichen Vorrickung, dem Eintritt
des erhdhten Kindigungsschutzes, der Beendigung des Dienstverhaltnisses sowie von jeder Verfu-
gung nach dem Pensionsrecht ist der Arbeiter (Pensionist) schriftlich in Kenntnis zu setzen.

Ubergangsbestimmung § C 130

Abschnitt Il
Dienstrecht

§ C 7 Dienstrecht — Allgemeine Pflichten
Ersetzt durch § 7.
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§ C 7a Diensterfindung
Ersetzt durch § 8.

§ C 8 Normalarbeitszeit der dem AZG unterliegenden Arbeiter
Ersetzt durch § 9.

§ C 8a Normalarbeitszeit der dem KA-AZG unterliegenden Arbeiter
Ersetzt durch § 10.

§ C 8b Teilzeitarbeit
Ersetzt durch § 12.

§ C 8c Uberstunden
Ersetzt durch § 44.

§ C 8d Ruhepausen und Ruhezeiten
Ersetzt durch § 13.

§ C 8e Feiertage und dienstfreie Werktage

(1) Feiertage sind die bundesgesetzlichen Feiertage nach dem Arbeitsruhegesetz.

(2) Am Karsamstag und Pfingstsamstag endet die Arbeitszeit um 12.00 Uhr; der 24. und 31. Dezember
sind dienstfrei. Dienstleistungen am Karsamstag oder Pfingstsamstag nach 12.00 Uhr oder am 24.
oder 31. Dezember sind als Uberstunden zu behandeln.

§ C 8f Wochentliche Ruhezeit und Feiertagsruhe
Ersetzt durch § 15.

§ C 8g Arbeitszeitrechtliche Sonderbestimmung fiir Lenker und Beifahrer von
Kranftfahrzeugen

(1) Soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt wird, gelten die Vorschriften des Abschnittes 4 des
Arbeitszeitgesetzes.

(2) Unbeschadet der nach § 7 Abs. 1 erster Satz AZG zulassigen Uberstunden werden fiir Lenker und
Beifahrer von Kraftfahrzeugen zehn weitere Uberstunden wéchentlich zugelassen. Die gesamte Lenk-
zeit innerhalb einer Woche (§ 14 Abs. 2 AZG) darf im Zusammenhang mit solchen Uberstunden
56 Stunden nicht Uberschreiten.

(3) Die gesamte tagliche Lenkzeit zwischen zwei Ruhezeiten (§ 14a Abs. 1 AZG) darf neun Stunden
nicht Uberschreiten; zweimal wochentlich darf sie auf zehn Stunden ausgedehnt werden.

(4) Die Einsatzzeit (§ 16 AZG) darfim Hinblick auf die in die Arbeitszeit der Lenker von Kraftfahrzeugen
regelmafig und in erheblichem Umfang fallende Arbeitsbereitschaft Uber das in § 16 Abs. 2 AZG vor-
geschriebene Ausmal} hinaus bis zu 14 Stunden verlangert werden (§ 16 Abs. 4 AZG).

§ C 8h Altersteilzeit
Entfallt (10. Anderung).
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§ C 9 Dienstverhinderung
(1) Ersetzt durch § 16.

§ C 10 Nebenberufliche Erwerbstdtigkeit
Ersetzt durch § 17.

§ C 11 Allgemeine Bestimmung iiber die Dienstzeitanrechnung

(1) Fir die von der Dauer der Dienstzeit abhangigen Rechte der Arbeiterlnnen sind dieinden § § C 12
bis C 17 angeflhrten Zeiten anrechenbar.

(2) Von der Anrechnung sind Dienstzeiten aus einem Dienstverhaltnis ausgeschlossen, das aus dem
Verschulden des Arbeiters vom Dienstgeber vorzeitig aufgelost worden ist.

(3) Von der Anrechnung fur die Einstufung in das Lohnschema (auf die fur die Zeitvorrickung vorge-
sehenen Fristen) und fur die Bezuge bei Erkrankung sind Zeiten, fur die gemaf’ §§ 42 und C 48a kein
Anspruch auf standige Bezlige oder Zuschuss zum Krankengeld besteht, ausgeschlossen.

(4) Im Falle der Wiedereinberufung zum Dienst (§ C 33) ist die im Ruhestand verbrachte Zeit — mit Aus-
nahme der Anrechnung nach § C 16 Abs. 1b —fir die von der Dauer der Dienstzeit abhangigen Rechte
nicht anzurechnen.

(5) Entféllt ab 1.1.1997.
(6) Anrechenbare Zeitraume, die sich zeitlich decken, sind nur einmal zu zahlen.

(7) Bei Feststellung der anrechenbaren Dienstzeiten ist jeder Kalendermonat mit 30 Kalendertagen
anzusetzen.

§ C 1la Anrechnung von Karenz- und Sonderurlauben

(1) Zeiten einer wahrend des Dienstverhaltnisses in Anspruch genommenen Karenz gemal} §§ 15 bis
15d MSchG bzw. gemal §§ 2 bis 6 VKG, Zeiten eines Sonderurlaubes gemaf § C 19, Zeiten einer
Bildungskarenz gemal § 11 AVRAG, Zeiten einer Sterbebegleitung gemal § 14a AVRAG, Zeiten
der Begleitung von schwersterkrankten Kindern gemaf § 14b AVRAG und Zeiten der Pflegekarenz
gemald § 14c AVRAG sind Dienstzeiten, auf die sowohl die allgemeinen Bestimmungen Uber die
Dienstzeitanrechnung gemafl § C 11 als auch die in den §§ C 12 bis C 17 enthaltenen Regelungen
sinngemaR anzuwenden sind. Im Ubrigen richtet sich die Anrechnung solcher Zeiten nach den in
den Abs. 2 bis 4 enthaltenen Vorschriften.

(2) FUr das Ausmal} des Erholungsurlaubes (§ C 18), fur die Bezlge bei Erkrankung (§ 42), fur die
Kindigungsfrist und fir das Ausmal der Abfertigung sind Zeiten einer wahrend des Dienstverhaltnis-
ses in Anspruch genommenen Karenz gemal} §§ 15 bis 15d MschG bzw. gemal} §§ 2 bis 6 VKG, Zei-
ten eines Sonderurlaubes gemaf § 22, Zeiten einer Bildungskarenz gemalf’ § 11 AVRAG, Zeiten einer
Sterbebegleitung gemald § 14a AVRAG, Zeiten der Begleitung von schwersterkrankten Kindern ge-
maf § 14b AVRAG und Zeiten der Pflegekarenz gemal § 14c AVRAG anzurechnen.

(3) Fur die Einstufung in das Lohnschema (§ C 36) und auf die gemafy § C 20 fir die Erlangung des
erhohten Kundigungsschutzes vorgesehenen Fristen sind Zeiten einer wahrend des Dienstverhaltnis-
ses in Anspruch genommenen Karenz gemal §§ 15 bis 15d MSchG bzw. gemal §§ 2 bis 6 VKG nur
dann anzurechnen, wenn nach Beendigung der Karenz bzw. des Sonderurlaubes gemal} § 22 Abs. 3
bzw. der Bildungskarenz gemafR § 11 AVRAG der Dienst wieder angetreten und zumindest so lange
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versehen worden ist, wie die Karenz gedauert hat. Zeiten eines Sonderurlaubes gemal § 22, Zeiten
einer Bildungskarenz gemal § 11 AVRAG, Zeiten einer Sterbebegleitung gemall § 14a AVRAG, Zei-
ten der Begleitung von schwersterkrankten Kindern gemaf} § 14b AVRAG und Zeiten der Pflegekarenz
gemal} § 14c AVRAG sind fur die Einstufung in das Lohnschema (§ C 36) und auf die gemaf § C 20 flr
die Erlangung des erhdhten Kiindigungsschutzes vorgesehenen Fristen nicht anzurechnen.

(4) Auf die Wartezeit (§ C 67) und fur die Pensionsbemessung (§ C 74) sind Zeiten einer wahrend des
Dienstverhaltnisses in Anspruch genommenen Karenz gemaf §§ 15 bis 15d MSchG bzw. gemaf §§ 2
bis 6 VKG, Zeiten eines Sonderurlaubes gemal § 22, Zeiten einer Bildungskarenz gemal® § 11
AVRAG, Zeiten einer Sterbebegleitung gemal § 14a AVRAG, Zeiten der Begleitung von schwerster-
krankten Kindern gemal} § 14b AVRAG und Zeiten der Pflegekarenz gemal} § 14c AVRAG nur dann
anzurechnen, wenn fur diese Zeiten Beitrage gemal § C 87 nachentrichtet worden sind; Zeiten eines
einen Monat Ubersteigenden Sonderurlaubes gemal § 22 Abs. 1, Zeiten einer Bildungskarenz gemaf
§ 11 AVRAG, Zeiten einer Sterbebegleitung gemall § 14a AVRAG, Zeiten der Begleitung von
schwersterkrankten Kindern gemalR § 14b AVRAG und Zeiten der Pflegekarenz gemaf} § 14c AVRAG,
soweit diese nicht Ersatzzeiten gemal} §§ 227 Abs. 1 Z 5 oder 227a ASVG sind, sind daruber hinaus
nur dann anzurechnen, wenn die Pensionsversicherung nach den Vorschriften des ASVG wahrend
dieser Zeiten freiwillig fortgesetzt wurde.

Geltende Fassung / 8. Anderung

§ C 12 Anrechenbare Dienstzeit fiir die Einstufung in das Lohnschema

(1) Fir die Einstufung in das Lohnschema (§ C 36) sind nachstehende, nach dem 30 Juni des Jahres,
in dem nach der Aufnahme in die erste Schulstufe neun Schuljahre absolviert worden sind oder wor-
den waren, zurickgelegte Dienstzeiten anzurechnen:

1. Dienstzeiten (Lehrzeiten) bei der KFA bzw. bei Osterreichischen Sozialversicherungstragern im Be-
reich der Europaischen Union bzw. des Europaischen Wirtschaftsraumes;

2. bis zum Hochstausmal von zusammen funf Jahren
a) die in anderen Dienst- oder Lehrverhaltnissen als Arbeiter, Angestellter oder Lehrling zugebrachten

Zeiten, wenn die einzelnen Dienst- bzw. Lehrverhaltnisse mindestens sechs Monate (bei Saison-
beschaftigungen: mindestens drei Monate) ununterbrochen gedauert haben, und

b) Zeiten einer selbstandigen Erwerbstatigkeit oder Beschaftigung, soweit sie als Versicherungszei-
ten im Sinne des § 115 Abs. 1 Z 1 und 2 und des § 116 Abs. 1 Z 1 GSVG bzw. des § 106 Abs. 1
Z 1und 2 und des § 107 Abs. 1 Z 1 BSVG gelten und jeweils mindestens sechs Monate ununter-
brochen gedauert haben,;

c) die in einem Dienstverhaltnis mit einem o6ffentlich-rechtlichen Dienstgeber zugebrachte Dienstzeit,
sofern sie mindestens je sechs Monate gedauert hat;

d) Zeiten des Militardienstes oder Wehrersatzdienstes, sofern der Arbeiter wahrend dieser Zeiten die
Osterreichische Staatsbirgerschaft, die Unionsblrgerschaft oder die Staatsangehorigkeit einer
Vertragspartei des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum besessen hat, und soweit
diese Zeiten nicht bereits gemafl Z 3 anzurechnen sind;

2a. bis zum Hochstausmal von zusammen drei Jahren

a) Dienst-, Lehr- und Beschaftigungszeiten im Sinne der Z 2 lit. a, b und d, soweit diese Zeiten nicht
gemaR Z 2 wegen Uberschreiten des dort angefilhrten HéchstausmaRes anzurechnen sind,

b) die Uber die Erfullung der allgemeinen Schulpflicht hinausgehende Zeit eines Studiums an einer in-
landischen allgemeinbildenden héheren oder einer berufsbildenden mittleren oder héheren Schule
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oder einer Akademie im Sinne des Schulorganisationsgesetzes 1962 oder an einer diesen gesetzlich
geregelten Schularten vergleichbaren Schule, in dem fur dieses Studium nach den schulrechtlichen
Vorschriften geltenden Mindestausmal3, hochstens jedoch im Ausmald von drei Jahren; als Zeitpunkt
des moglichen Studienabschlusses ist bei Studien, die mit dem Schuljahr enden, der 30. Juni und bei
Studien, die mit dem Kalenderjahr enden, der 31. Dezember anzusehen; Zeiten des Studiums an einer
vergleichbaren auslandischen Schule sind wie inlandische Schulzeiten anzurechnen, wenn das Zeug-
nis einer solchen auslandischen Schule im Sinne der Europaischen Konvention tber die Gleichwertig-
keit von Reifezeugnissen oder eines entsprechenden internationalen Abkommens fur die Zulassung
zu den Universitaten als einem inlandischen Reifezeugnis gleichwertig anzusehen ist oder wenn es
nach den Bestimmungen des Schulunterrichtsgesetzes Uber die Nostrifikation auslandischer Zeug-
nisse nostrifiziert werden kann;

3. bis zum Hochstausmall von zusammen zwolf Monaten Zeiten eines obligatorischen Militardienstes
oder Wehrersatzdienstes, sofern der Arbeiter wahrend dieser Zeiten die 6sterreichische Staatsbirger-
schaft, die Unionsburgerschaft oder die Staatsangehorigkeit einer Vertragspartei des Abkommens
uber den Europaischen Wirtschaftsraum besessen hat.

(1a) Dienstzeiten gemal Abs. 1 Z 1 oder 2 lit. a bzw. ¢ sowie Z 2a lit. a sind nur insoweit anzurechnen,
als es sich nicht um geringfligige Beschaftigungsverhaltnisse im Sinn des § 5 Abs. 2 ASVG handelt,
die keine Pflichtversicherung gemafl neunter Teil Abschnitt Ib ASVG begrinden.

Geltende Fassung/2. Anderung

(2) Arbeitern, die in den Lohngruppen IV oder V eingereiht sind, kdnnen in besonders bertcksichti-
gungswurdigen Fallen zur Vermeidung von Harten auch andere Dienstzeiten ganz oder zum Teil an-
gerechnet werden.

§ C 13 Anrechenbare Dienstzeit fiir das Urlaubsausmaf
§ C 13 entféllt 1.1.2016

§ C 14 Anrechenbare Dienstzeit fiir die Bezlige bei Erkrankung

Fir die Bezuge bei Erkrankung (§ 42) sind die bei der KFA bzw. bei sterreichischen Sozialversiche-
rungstragern zuruckgelegten Dienstzeiten (Lehrzeiten) anzurechnen.

§ C 15 Anrechenbare Dienstzeit fiir den erhohten Kiindigungsschutz
§ C 15. entfallt fur alle Arbeiter/innen, die nach dem 30. April 2004 eingetreten sind.

(1) Auf die gemald § C 20 Abs. 1 Z 4 fur die Erlangung des erhdhten Kiindigungsschutzes vorgesehene
Frist sind die bei der KFA bzw. bei Osterreichischen Sozialversicherungstragern zuruckgelegten
Dienstzeiten(Lehrzeiten) anzurechnen, soweit sie unmittelbar aneinander anschliel3en. In Saisonbe-
trieben qilt die Wiederaufnahme der Beschaftigung nach einer saisonbedingten Unterbrechung des
Dienstverhaltnisses als Fortsetzung des vorangegangenen Dienstverhaltnisses.

(2) Der Lauf der Frist wird durch folgende bei der KFA bzw. bei dsterreichischen Sozialversicherungs-
tragern zuruckgelegte Dienstzeiten (Lehrzeiten) gehemmt:

1. Zeiten einer Karenz, welche nicht gemal} § C 11a Abs. 3 anzurechnen sind;

2. Zeiten eines Sonderurlaubes;

2a. Zeiten einer Bildungskarenz gemaf § 11 AVRAG,;

3. Zeiten eines Freijahres.
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Ubergangsbestimmung § C 132

§ C 16 Anrechenbare Dienstzeit fiir die Wartezeit und die Pensionsbemessung
§ C 16 entfallt fur alle Arbeiter/innen, die nach dem 30. April 2004 eingetreten sind.

(1) Auf die Wartezeit (§ C 67) und fur die Pensionsbemessung (§ C 74) sind die bei der KFA bzw. bei
Osterreichischen Sozialversicherungstragern zurtickgelegten Dienstzeiten anzurechnen, wenn

1. es sich um Versicherungszeiten im Sinne des § 224 ASVG handelt und

2. der Arbeiter fur diese Zeiten Beitrage gemald § C 87 (nach)entrichtet hat.

Dienstzeiten bei der KFA bzw. bei ésterreichischen Sozialversicherungstragern, fur die anlasslich der
Beendigung eines Dienstverhaltnisses Pensionsbeitrage riuckerstattet bzw. unverfallbare Anwart-
schaften (Unverfallbarkeitsbetrag gemalf § 7 Abs. 6 BPG) abgefunden wurden, sind nur dann anre-
chenbar, wenn der Arbeiter den ausbezahlten Betrag innerhalb von 18 Monaten nach Eintritt in ein
neues Dienstverhaltnis wieder einzahlt; wird ein Arbeiter in die Dienste eines anderen Versicherungs-
tragers Ubernommen, sind die von ihm bezahlten Pensionsbeitrage an den neuen Versicherungstrager
zu Uberweisen.

Ubergangsbestimmung § C 121
Ubergangsbestimmung § C 159
Ubergangsbestimmung § C 167

(1a) Wenn zwischen der Rickerstattung der Pensionsbeitrage bzw. Abfindung der unverfallbaren An-
wartschaften (Unverfallbarkeitsbetrag gemaly § 7 Abs. 6 BPG) anlasslich der Beendigung eines
Dienstverhaltnisses und der Wiedereinzahlung des ausbezahlten Betrages nach Aufnahme eines
neuen Dienstverhaltnisses mehr als 6 Monate liegen, ist dieser Betrag um die gesetzlichen Zinsen
(ABGB) zu erhdhen.

Ubergangsbestimmung § C 122

(1b) Unter der Voraussetzung, dass Beitrage gemal} § C 87 nachentrichtet werden, sind im Ruhestand
verbrachte Zeiten sowie die nachfolgend genannten Dienstzeiten auf die Wartezeit und fir die Pen-
sionsbemessung anzurechnen:

1. Zeiten eines Militardienstes oder Wehrersatzdienstes;

2. Zeiten einer Bildungsfreistellung gemal § 119 ArbVG,;

3. Zeiten, wahrend derer eine Arbeiterin nach den Bestimmungen der §§ 3 und 5 MSchG nicht be-
schaftigt werden darf;

4. Zeiten, fur die kein Anspruch auf standige Beziige gemal’ § C 48 Abs. 1 besteht.
Ruhestandszeiten sowie Zeiten gemal Z 4 sind dartber hinaus nur dann anzurechnen, wenn die Pen-
sionsversicherung nach den Vorschriften des ASVG wahrend dieser Zeiten freiwillig fortgesetzt wurde
oder die Zeit eine Ersatzzeit gemal’ § 227 Abs. 1 Z 6 ASVG war.

Ubergangsbestimmung § C 151

(2) Fur die Pensionsbemessung sind dartber hinaus Uber Antrag des unter erhdhtem Kindigungs-
schutzes stehenden Arbeiters bis zum Hochstausmal von zehn Jahren sonstige Versicherungszeiten
im Sinne des § 224 ASVG, Zeiten gemal} § 502 Abs. 1 ASVG, Beitrags- und Ersatzzeiten im Sinne des
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ARUG sowie Beitrags- und Ersatzzeiten im Sinne der §§ 115 und 116 GSVG und 106 und 107 BSVG
anzurechnen, wenn und insoweit

1. diese Zeiten nach dem Sozialversicherungsrecht anspruchs- sowie leistungswirksam sind (§ 227
Abs. 2 bis 5 ASVG, § 116 Abs. 8 bis 10 GSVG sowie § 107 Abs. 8 bis 10 BSVG);

2. der Arbeiter flr diese Zeiten Beitrage gemaly § C 87 nachentrichtet hat.
Ubergangsbestimmung § C 123

(3) Zeiten einer Dienstfreistellung oder Freizeitgewahrung geman § C 25 werden auf die Wartezeit und
fur die Pensionsbemessung nur dann angerechnet, wenn der Arbeiter fur diese Zeiten Beitrage gem. §
C 87 laufend entrichtet.

(4) Entféllt ab 1.4.1999.

(5) Tritt die Dienstunfahigkeit oder der Tod eines Arbeiters als Folge eines im Dienste der KFA bzw. bei
Osterreichischen Sozialversicherungstragern erlittenen Arbeitsunfalles (einer Berufskrankheit) im
Sinne der §§ 175 bis 177 ASVG bzw. der §§ 90 bis 92 BKUVG ein, sind fur die Pensionsbemessung
zusatzlich zehn Jahre anzurechnen.

(6) Entfallt ab 1.4.1999.

(7) Von der Anrechnung sind Dienstzeiten aus einem Dienstverhaltnis ausgeschlossen, aus dem der
Arbeiter Pensionsanspriche gegenuber anderen Versicherungstragern hat oder aus solchen Anspru-
chen entfertigt wurde.

§ C 17 Anrechenbare Dienstzeit fiir die Kiindigungsfrist und das Ausmaf der Abfertigung

(1) Fir die Kiindigungsfrist und das Ausmal} der Abfertigung sind die bei der KFA bzw. bei 6sterreichi-
schen Sozialversicherungstragern zurtuckgelegten Dienstzeiten anzurechnen, soweit sie unmittelbar
aneinander anschlielen; in den Fallen des § C 29 Abs. 4 gilt die Wiederaufnahme der Beschaftigung
nach einer saisonbedingten Unterbrechung des Dienstverhaltnisses als Fortsetzung des vorangegan-
genen Dienstverhaltnisses. Fur das Ausmal} der Abfertigung sind darUber hinaus auch die bei dster-
reichischen Sozialversicherungstragern zurlickgelegten Zeiten eines Lehrverhaltnisses anzurechnen,
wenn das Dienstverhaltnis einschliel3lich der Lehrzeit mindestens sieben Jahre ununterbrochen ge-
dauert hat. Zeiten eines Lehrverhaltnisses allein begrinden keinen Abfertigungsanspruch.

(2) Von der Anrechnung gemal Abs. 1 sind Dienst(Lehr)zeiten ausgeschlossen, fur die bereits eine
Abfertigung gezahlt wurde; ebenso ausgeschlossen sind Dienst(Lehr)zeiten, flir welche ein Abferti-
gungsanspruch gemal} Art. | § 2 Abs. 1 des Arbeiterabfertigungsgesetzes im § 23 Abs. 7 des Ange-
stelltengesetzes nicht besteht.

§ C 18 Urlaub

(1) Der Arbeiterin/dem Arbeiter gebuhrt fur jedes Kalenderjahr ein ununterbrochener bezahlter Erho-
lungsurlaub. Das Urlaubsausmal} betragt

1. ab Vollendung des 33. Lebensjahr. ... 216 Stunden
2. ab Vollendung des 43. Lebensjahr. ... 240 Stunden
3. ab Vollendung des 57. Lebensjahr....... ... 264 Stunden
4. ab Vollendung des 60. Lebensjahr. ... .. ... e 280 Stunden

Der Anspruch auf das héhere Urlaubsausmalf} entsteht mit jenem Kalenderjahr, in dem das in Z 1 bis 4
genannte Lebensjahr vollendet wird.
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(2) Zu dem in Abs. 1 festgesetzten Erholungsurlaub gebuhrt ein Zusatzurlaub

1. im Ausmal} von 40 Stunden jenen Arbeitern, die Anspruch auf Gefahrenzulage gemafy § C 43 Abs. 1
Z 1, Abs. 2 oder Abs. 3 haben,;

2.im Ausmal von 24 Stunden jenen Arbeitern, die Anspruch auf Gefahrenzulage gemaRl § C 43 Abs. 1
Z 2 haben.

Soweit nicht Abs. 9 etwas anderes bestimmt, gebuhrt bei einer Verwendung von mindestens 6 Mona-
ten innerhalb eines Kalenderjahres, die zu einem Zusatzurlaub berechtigt, der volle Zusatzurlaub; bei
einer geringeren Dauer der Verwendung gebuhrt der Zusatzurlaub nur verhaltnismaRig. Der Zusatzur-
laub soll in einem zeitlichen Abstand von mindestens funf Monaten vom Haupturlaub, tunlichst in den
Wintermonaten, verbraucht werden. Treffen Anspriiche auf Zusatzurlaub von verschiedenen Ausma-
Ren (Z 1 und 2) zusammen, so gebuhrt nur der zeitlich langere Zusatzurlaub.

(3) Ersetzt durch § 21.
(4) Entfallt.

(5) Der Urlaub ist bis Ende Marz eines jeden Jahres unter Rucksichthnahme auf die Erfordernisse des
Dienstes und die Erholungsmadglichkeiten des Arbeiters zu vereinbaren. Diese Vereinbarung hat so zu
erfolgen, dass der Urlaub mdglichst bis zum Ende des Urlaubsjahres, in dem der Anspruch entstanden
ist, verbraucht werden kann.

(6) Der Urlaubsanspruch verjahrt nach Ablauf von zwei Jahren ab dem Ende des Kalenderjahres, in
dem er entstanden ist.

(7) Kann der Urlaub mit Ricksicht auf die Betriebserfordernisse erst wahrend der Betriebssperre einer
Krankenanstalt gemal § C 1 Abs. 5 Z. 1, 3 und 4 verbraucht werden, ist er als Dienstzeit anzurechnen.

(8) Im Falle der Erkrankung eines Arbeiters wahrend des Urlaubes ist § C 5 Abs. 1 und 2 sowie Abs. 3
erster bis dritter und letzter Satz des Bundesgesetzes betreffend die Vereinheitlichung des Urlaubs-
rechtes und die Einfuhrung einer Pflegefreistellung anzuwenden. Der Arbeiter hat nach termingema-
Rem Ablauf seines Urlaubes oder — falls die Erkrankung langer dauert — nach deren Beendigung sei-
nen Dienst anzutreten; soll der Urlaub nach Wiederherstellung der Arbeitsfahigkeit iber den urspring-
lich vorgesehenen Zeitpunkt fortgesetzt werden, bedarf es der Zustimmung des Dienstgebers.

(9) Bei Gewahrung eines Sonderurlaubes (§ C 19) verringert sich der Urlaubsanspruch einschlief3lich
der Zusatzurlaube fur das Kalenderjahr im Verhaltnis der Dauer des Sonderurlaubes zum Kalender-
jahr.

(10) Bei Berechnung des Urlaubes sich ergebende Teile von Stunden sind auf volle Stunden aufzurun-
den.

(11) Entfélit ab 1.1.2000.

§ C 19 Sonderurlaub
Ersetzt durch § 22.

§ C19a Freijahr
(1) Ersetzt durch § 23 Abs. 1.

(2) Entfal.
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(3) Das Freijahr ist auf die gemaf § C 20 fur die Erlangung des erhdhten Kiindigungsschutzes vorge-
sehenen Fristen nicht anzurechnen.

Ubergangsbestimmung § C 169

(4) Die naheren dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen Einzelheiten (Bedingungen, Auswirkun-
gen u.d.) sind in der Anlage 6 geregelt.

§ C 20 Erhohter Kiindigungsschutz
§ C 20 entfallt fur alle Arbeiter/innen, die nach dem 30. April 2004 eingetreten sind.

(1) Far Arbeiter, die in einem unbefristeten Dienstverhaltnis stehen, besteht ein erhohter Kiindigungs-
schutz, wenn der Arbeiter

1. die Osterreichische Staatsburgerschaft oder die Unionsbirgerschaft besitzt,

2. seit zwei Jahren eine auf mindestens "entsprechend" lautende Gesamtbeurteilung der Dienstbe-
schreibung hat,

3. das 28. Lebensjahr vollendet hat,

4. zehn Dienstjahre gemal § C 15 zurlckgelegt hat.

(2) Einem Arbeiter, der innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren nach Erstellung einer Dienstbe-
schreibung mit Gesamtbeurteilung "nicht entsprechend" ein weiteres Mal mit "nicht entsprechend" be-

urteilt wird, kann vom zustandigen Verwaltungskorper nach Befassung des Personalausschusses der
erhohte Kundigungsschutz aberkannt werden.

(3) Ein gemal Abs. 2 aberkannter erhéhter Kindigungsschutz lebt wieder auf, wenn der betroffene
Arbeiter in weiterer Folge eine Dienstbeschreibung mit Gesamtbeurteilung von mindestens "entspre-
chend" erhalten hat, und diese zumindest so lange ununterbrochen gegolten hat wie zuvor die Dienst-
beschreibung mit Gesamtbeurteilung "nicht entsprechend".

(4) Das Dienstverhaltnis eines unter erhdhtem Kindigungsschutz stehenden Arbeiters kann nur nach
Maligabe des § C 29 Abs. 2 bis 4 gekundigt werden.

Ubergangsbestimmung § C 133

§ C 21 Dienstweg, Beschwerden gegen Vorgesetzte
Ersetzt durch § 26.

§ C 22 Dienstbeschreibung
§ C 22 entfallt fur alle Arbeiter/innen, die nach dem 30. April 2004 eingetreten sind.

(1) Fur jeden Arbeiter ist eine Dienstbeschreibung nach einem von der KFA bzw. vom Hauptverband
der 6sterreichischen Sozialversicherungstrager aufzulegenden Muster zu flihren; sie ist zu erstellen

1. erstmals binnen vier Wochen nach Ablauf des ersten Dienstjahres,

2. binnen vier Wochen nach Ablauf eines Jahres nach Wechsel der Dienstverwendung,

3. dann, wenn sich eine Anderung der Gesamtbeurteilung (Abs. 3) oder ihrer Begriindung ergibt,
4. binnen vier Wochen nach Antragstellung durch den Arbeiter, es sei denn, dass

a) seit der Rechtskraft der Dienstbeschreibung noch keine dreizehn Monate vergangen sind oder
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b) seit dem Wechsel der Dienstverwendung noch keine dreizehn Monate vergangen sind, und die be-
stehende Dienstbeschreibung auf eine Verwendung vor dem Wechsel abstellt.

(1a) Die Dienstbeschreibung hat einen ihrer Aussage entsprechenden Zeitraum zu erfassen; dieser
Zeitraum darf nicht kirzer als drei Monate und nicht langer als ein Jahr sein. Bei negativer Gesamtbe-
urteilung (,nicht entsprechend®) ist nach mindestens drei Monaten und héchstens einem Jahr nach
Rechtskraft der Dienstbeschreibung eine neue Dienstbeschreibung zu erstellen.

(2) Die Dienstbeschreibung wird vom zustandigen Dienstvorgesetzten erstellt und vom leitenden An-
gestellten oder von einem von diesem betrauten Angestellten des leitenden bzw. bereichsleitenden
Dienstes genehmigt.

(3) Die Gesamtbeurteilung der Dienstbeschreibung hat zu lauten: "sehr gut", "gut", "entsprechend"
oder "nicht entsprechend" und ist zu begrinden.

(4) Die Dienstbeschreibung ist dem Arbeiter zur Einsichtnahme vorzulegen, und zwar erstmals inner-
halb von vier Wochen nach ihrer Genehmigung durch den leitenden Angestellten bzw. den dazu be-
fugten Angestellten des leitenden bzw. bereichsleitenden Dienstes, in weiterer Folge — solange nicht
eine neue Dienstbeschreibung erstellt ist — Uber Antrag des Arbeiters einmal pro Kalenderjahr. Der Ar-
beiter hat die Einsichtnahme durch seine Unterschrift zu bestatigen; auf sein Verlangen ist ihm eine
Kopie der Dienstbeschreibung zur Verfiugung zu stellen und auf sein Verlangen mitihm zu besprechen.

(5) Jeder Arbeiter hat das Recht, gegen die Gesamtbeurteilung (Abs. 3) bzw. ihre Begriindung Ein-
spruch zu erheben. Der Einspruch muss innerhalb von 4 Wochen nach Einsichtnahme in die Dienst-
beschreibung unter Angabe der Griinde schriftlich eingebracht werden. Bei nachgewiesener Verhinde-
rung verlangert sich diese Frist um die Dauer der Verhinderung.

(6) Uber den Einspruch geman Abs. 5 hat der Vorstand — nach allfalliger voriibergehender Behandlung
im Personalausschuss — innerhalb von drei Monaten zu entscheiden; hierbei konnen folgende Be-
schlisse gefasst werden:

1. Abanderung der Gesamtbeurteilung bzw. ihrer Begrindung zugunsten des Arbeiters;
2. Ablehnung des Einspruches.

§ C 23 Personalausschuss
Ersetzt durch § 28.

§ C 24 Schadenshaftung
Ersetzt durch § 48.

§ C 25 Austibung offentlicher Funktionen
Ersetzt durch § 29.

§ C 26 Koalitionsfreiheit, Vertretung der Arbeiter
Ersetzt durch § 30.

§ C 26a Enthebung vom Dienst
Entféllt ab 1.1.1996.
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§ C 26b Ubernahme in den Dienst
Entfallt.

§ C 27 Beendigung des Dienstverhdltnisses

(1) Das Dienstverhaltnis endet durch

. Ablauf der vereinbarten Frist (§ 1158 Abs. 1 ABGB);

. Losung wahrend des Probemonats (§ 1158 Abs. 2 ABGB);
. Kiindigung durch den Arbeiter (§ C 28);

. Kiindigung durch den Dienstgeber (§ C 20 Abs. 4, § C 29);
. vorzeitigen Austritt (§ C 30);

. Entlassung (§ C 31);

. einvernehmliche Losung;

. Versetzung in den Ruhestand (§ C 32a);

. Tod des Arbeiters.
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(2) Dem Arbeiter ist wahrend der Kindigungsfrist auf sein Verlangen Gelegenheit zu geben, sich um
eine neue Arbeitsstelle zu bewerben; die Freizeitgewahrung ohne Lohnabzug darf jedoch einen Ar-
beitstag in der Woche nicht Ubersteigen.

§ C 28 Kiindigung durch den/die Arbeiter/in

(1) Der/die Arbeiterin kann das unbefristete Dienstverhaltnis ohne Angabe von Grinden unter Einhal-
tung einer vierzehntagigen Kindigungsfrist jeweils zum Ende eines Kalendermonats kindigen. Nach
einer Dienstzeit von funf Jahren (§ C 17) erhdht sich die Klindigungsfrist auf einen Monat. Von der Ein-
haltung der Kindigungsfrist kann die KFA absehen. Der Arbeiter hat auch im Falle der Kiindigung alle
Pflichten aus dem Dienstverhaltnis bis zum ordnungsgemalen Ausscheiden zu erfillen.

Ubergangsbestimmung § C 134

(2) Durch seine Kundigung verliert der Arbeiter mit der Beendigung des Dienstverhaltnisses fur sich
und seine Familienangehdrigen alle Rechte aus dem Dienstverhaltnis.

§ C 29 Kiindigung durch den Dienstgeber

(1) Arbeiter, fur die ein erhohter Kindigungsschutz nicht besteht, kdnnen unter Einhaltung einer vier-
zehntagigen Kundigungsfrist jeweils zum Monatsletzten gekindigt werden. Nach einer Dienstzeit von
funf Jahren (§ C 17) erhoht sich die Kindigungsfrist auf einen Monat.

(2) Arbeiter, fur die erhdhter Kindigungsschutz besteht, konnen unter Einhaltung einer dreimonatigen
Klundigungsfrist jeweils zum Monatsletzten gekindigt werden, wenn

1. ein Entlassungsgrund im Sinne des § C 31 Abs. 3 vorliegt (dieser Grund ist dem Betroffenen beim
Ausspruch der Kindigung schriftlich mitzuteilen);

2. sie die Voraussetzung fir die Versetzung in den Ruhestand gemalf} § C 32a Abs. 1 und 2 nicht erftil-
len und deshalb entbehrlich werden, weil sich der Geschaftsumfang der KFA durch gesetzliche Mal3-
nahmen, wesentlichen Riickgang der Zahl der Versicherten, Leistungsempfanger bzw. Behandlungs-
falle oder durch einschneidende Verwaltungsmalnahmen verringert oder die Einrichtung aufgelassen
wird. Solche Arbeiter durfen jedoch nur geklndigt werden, wenn sie das 50. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben und beim Versicherungstrager nach vorhergehender Kuindigung aller nicht unter er-
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hohtem Kundigungsschutz stehenden Arbeiter geeignete Posten nicht vorhanden sind oder die Arbei-
ter die Annahme eines solchen Postens ablehnen. Wird eine aufgelassene Einrichtung innerhalb eines
Jahres wieder ero6ffnet, so haben nach MalRgabe des neuen Bedarfes die nach dieser Bestimmung ge-
kindigten Arbeiter Anspruch auf Wiederverwendung, wobei die spater geklindigten Arbeiter den fru-
her gekiindigten vorangehen.

(3) Bei einer Kiindigung nach Abs. 2 besteht kein Leistungsanspruch gemaf §§ C 68 bis 70; es gilt § 7
Abs. 3 bis 6 des Betriebspensionsgesetzes. In den Fallen des Abs. 2 Z 2 erhdht sich die gesetzliche
Abfertigung gemald § C 32 Abs. 1 auf das Doppelte.

(4) Die Beendigung des Dienstverhaltnisses durch Ablauf der vereinbarten Frist (§ C 27 Abs. 1Z 1) ist
fur Arbeiter in Saisonbetrieben (§ C 107), die bei der KFA mindestens zehn Dienstjahre gemal® § C 15
zuruckgelegt haben, der Kuindigung durch den Dienstgeber gleichzuhalten, wenn der Arbeiter aus den
in Abs. 2 Z 2 angefuhrten Grinden keine Wiederverwendung findet. Das Ausmal} der Abfertigung rich-
tet sich nach Abs. 3.

Ubergangsbestimmung § C 135

§ C 30 Vorzeitiger Austritt

(1) Der Arbeiter kann das Dienstverhaltnis ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist aus wichtigen Grun-
den lésen.

(2) Als ein wichtiger Grund, der den Arbeiter zum vorzeitigen Austritt berechtigt, ist insbesondere anzu-
sehen:

1. wenn der Arbeiter zur Fortsetzung seiner Dienstleistung unfahig wird oder diese ohne Schaden fur
seine Gesundheit oder Sittlichkeit nicht fortsetzen kann;

2. wenn der Dienstgeber das dem Arbeiter zukommende Entgelt ungebuhrlich schmalert oder vorent-
halt, ihn bei Naturalbezliigen durch Gewahrung ungesunder oder unzureichender Kost oder unge-
sunder Wohnung benachteiligt oder andere wesentliche Vertragsbestimmungen verletzt;

3. wenn der Dienstgeber den inm zum Schutz des Lebens, der Gesundheit oder der Sittlichkeit des
Arbeiters gesetzlich obliegenden Verpflichtungen nachzukommen verweigert;

4. wenn der Dienstgeber sich Tatlichkeiten, Verletzungen der Sittlichkeit oder erhebliche Ehrverlet-
zungen gegen den Arbeiter oder dessen Angehorige zuschulden kommen lasst oder es verweigert,
den Arbeiter gegen solche Handlungen eines Mitbediensteten oder eines Angehorigen des Dienst-
gebers zu schitzen.

§ C 31 Entlassung

(1) Der Dienstgeber kann das Dienstverhaltnis ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist aus wichtigen
Grunden losen.

(2) Als ein wichtiger Grund, der den Dienstgeber zur Entlassung eines nicht unter erhéhtem Kindi-
gungsschutz stehenden Arbeiters berechtigt, ist insbesondere anzusehen:

1. wenn der Arbeiter im Dienste untreu ist, sich in seiner Tatigkeit ohne Wissen oder Willen des Dienst-
gebers von dritten Personen unberechtigte Vorteile zuwenden lasst oder eine sonstige Belohnung an-
nimmt, oder wenn er sich einer Handlung schuldig macht, die ihn des Vertrauens des Dienstgebers
unwdurdig erscheinen lasst;
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2. wenn der Arbeiter unfahig ist, die versprochenen oder die den Umstanden nach angemessenen
Dienste zu leisten;

3. wenn der Arbeiter ohne einen rechtmalligen Grund wahrend einer den Umstanden nach erhebli-
chen Zeit eine Dienstleistung unterlasst oder sich beharrlich weigert, seine Dienste zu leisten oder sich
den durch den Gegenstand der Dienstleistung gerechtfertigten Anordnungen des Dienstgebers zu fu-
gen oder wenn er andere Bedienstete zu Ungehorsam gegen den Dienstgeber zu verleiten sucht;

4. wenn der Arbeiter durch eine langere Freiheitsstrafe oder durch Abwesenheit wahrend einer den
Umstanden nach erheblichen Zeit (ausgenommen Falle gemaly § C 51) an der Verrichtung seiner
Dienste verhindert ist;

5. wenn der Arbeiter sich Tatlichkeiten, Verletzungen der Sittlichkeit oder erhebliche Ehrverletzungen
gegen den Dienstgeber, dessen Stellvertreter, deren Angehorige oder gegen Mitbedienstete zuschul-
den kommen Iasst.

(3) Ein Arbeiter, flr den ein erhdhter Kindigungsschutz besteht, kann entlassen werden, wenn

1. sich nachtraglich herausstellt, dass der Arbeiter die Aufnahme in den Dienst durch unwahre Anga-
ben, ungtltige Urkunden oder durch das bewusste Verschweigen von Umstanden, welche seine Auf-
nahme ausgeschlossen hatten, erschlichen hat;

2. der Arbeiter sich einer besonders schweren Pflichtverletzung oder Handlung oder Unterlassung
schuldig macht, die ihn des Vertrauens der KFA unwurdig erscheinen lasst, insbesondere wenn er sich
Tatlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen gegen Vorgesetzte oder Mitbedienstete zuschulden
kommen lasst oder wenn er sich fur seine Dienstleistungen oder im Zusammenhang damit von dritten
Personen Vorteile zuwenden oder zusichern lasst;

3. der Arbeiter seine Dienstpflichten in wesentlichen Belangen erheblich vernachlassigt oder ohne ei-
nen wichtigen Hinderungsgrund wahrend einer den Umstanden nach erheblichen Zeit die Dienstleis-
tung unterlasst.

(4) Durch die Entlassung verliert der Arbeiter fur sich und seine Familienangehdrigen alle Rechte aus
dem Dienstverhaltnis, soweit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt wird.

Ubergangsbestimmung § C 136

§ C 32 Abfertigung

(1) Dem Arbeiter gebuhrt bei Auflosung des Dienstverhaltnisses eine Abfertigung. Auf diese ist das
Arbeiter-Abfertigungsgesetz — mit Ausnahme des Artikels VII — anzuwenden.

(2) Die Abfertigung wird mit Auflosung des Dienstverhaltnisses zur Ganze fallig.
Ubergangsbestimmung § C 137

(3) Wird das Dienstverhaltnis infolge eines Anspruches auf eine nach den Vorschriften des ASVG bzw.
des APG aus den Versicherungsfallen des Alters oder der geminderten Arbeitsfahigkeit gebuhrende
Pension oder aus dem Grunde der Mutterschaft bis zum Ablauf des in § 15 Abs. 1 des MSchG fest-
gesetzten Zeitraumes durch den Arbeiter gekundigt, besteht — abweichend von den Bestimmungen
des § C 28 Abs. 2 — Anspruch auf Abfertigung (§ 23 Abs. 1 Angestelltengesetz).

(4) Wird das Dienstverhaltnis aus dem Grunde der Mutterschaft bis zum Ablauf eines gemall § C 19
Abs. 2 in Anspruch genommenen Sonderurlaubes oder bis zum Ablauf einer bis langstens zum voll-
endeten dritten Lebensjahr des Kindes vereinbarten Bildungskarenz gemal § 11 AVRAG durch die
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Arbeiterin gekuindigt, besteht abweichend von den Bestimmungen des § C 28 Abs. 2 Anspruch auf Ab-
fertigung in der HOhe jenes Betrages, der bei Ablauf des in § 15 Abs. 1 MSchG festgesetzten Zeitrau-
mes als Abfertigung gemal Abs. 3 gebuhrt hatte.

(5) Abs. 3 und 4 gilt auch fur mannliche Arbeiter, die eine Karenz nach dem VKG bzw. einen Sonder-
urlaub gemaf § C 19 Abs. 2 in Anspruch nehmen oder eine Bildungskarenz gemal § 11 AVRAG bis
langstens zum vollendeten dritten Lebensjahr des Kindes vereinbart haben, sofern zum Zeitpunkt des
Ausspruches der Kiindigung nicht der gemeinsame Haushalt mit dem Kind aufgehoben oder die Gber-
wiegende Betreuung des Kindes beendet worden ist.

(6) Entfallen ab 1.1.2001.

§ C 32a Versetzung in den Ruhestand
§ C 32a entfallt fur alle Arbeiter/innen, die nach 30. April 2004 eingetreten sind.

(1) Arbeiter, fur die ein erhohter Kindigungsschutz besteht, haben Anspruch auf Versetzung in den
Ruhestand, wenn

1. 40 fUr die Pensionsbemessung anrechenbare Dienstjahre (§ C 16) erworben, die im ersten Halbsatz
des § 253b Abs. 1 ASVG bzw. § 276b Abs. 1 ASVG festgesetzten Lebensmonate zurtickgelegt und die
in § 253b Abs. 1 Z 1 bis 2 ASVG bzw. § 276b Abs. 1 Z 1 bis 2 ASVG genannten Anspruchsvoraus-
setzungen erflllt sind oder

2. Anspruch auf Alterspension gemal § 253 ASVG bzw. auf Knappschaftsalterspension gemaf
§ 276b ASVG besteht oder

3. die im ersten Halbsatz des § 253b Abs. 1 ASVG festgesetzten Lebensmonate zurickgelegt und die
in § 253b Abs. 1 Z 1 bis 2 ASVG genannten Anspruchsvoraussetzungen erfullt sind.

Der Arbeiter hat die Versetzung in den Ruhestand schriftlich zu beantragen. Der Vorstand kann die
Versetzung in den Ruhestand bis zu drei Monaten aufschieben, wenn es wichtige Interessen des
Dienstes erfordern.

(2) Arbeiter, fur die ein erhohter Kindigungsschutz besteht, sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn
die Dienstunfahigkeit gemal § C 32b eingetreten ist. Die Versetzung in den Ruhestand hat in diesen
Fallen mit dem Monatsersten zu erfolgen, der unmittelbar auf den Zeitpunkt folgt, zu dem die KFA
Kenntnis vom Eintritt der Dienstunfahigkeit erlangt hat oder bei rechtzeitiger Verstandigung durch
den Arbeiter (§ C 32b Abs. 3) erlangen hatte missen.

(3) Der Vorstand kann einen unter erhdhtem Kundigungsschutz stehenden Arbeiter in den Ruhestand
versetzen, wenn der Arbeiter

1. die Voraussetzungen nach Abs. 1 Z 1 oder 2 erfullt oder

2. deshalb entbehrlich wird, weil sich der Geschaftsumfang der KFA (der betreffenden Einrichtung) aus
den im § C 29 Abs. 2 Z 2 angefuhrten Griinden verringert oder die Einrichtung aufgelassen wird.

(4) Der Vorstand kann mit Stimmeneinheit einen unkindbaren Arbeiter nach Erfullung der Wartezeit (§
C 67) mit Zustimmung des Betriebsrates in den Ruhestand versetzen, wenn die in Abs. 1 bis 3 genann-
ten sonstigen Voraussetzungen nicht erfullt sind.

Geltende Fassung/1. Anderung

(5) Die Bestimmung des Abs. 2 findet auch auf Arbeiter ohne erhéhten Kindigungsschutz Anwen-
dung, wenn die Dienstunfahigkeit als Folge eines im Dienste der KFA erlittenen Arbeitsunfalles (einer

www.vida.at


http://www.vida.at

Berufskrankheit) im Sinne der §§ 175 bis 177 ASVG bzw. der §§ 90 bis 92 B-KUVG eintritt; das Erfor-
dernis des Vorhandenseins eines erhdhten Kiindigungsschutzes entfallt.

Ubergangsbestimmung § C 138

§ C 32b Dienstunfdhigkeit
§ C 32b entfalit fur alle Arbeiter/innen, die nach 30. April 2004 eingetreten sind.

(1) Dienstunfahigkeit im Sinne des § C 32a liegt vor, wenn der Arbeiter infolge seines korperlichen oder
geistigen Zustandes unfahig ist, den bisherigen oder einen anderen Dienst zu versehen, der von ihm
mit Riucksicht auf die bisherige Verwendung und seine Berufsausbildung billigerweise verlangt werden
kann.

(2) Der Arbeiter gilt als dienstunfahig, wenn

1. Anspruch auf vorzeitige Alterspension gemaf § 253d ASVG bzw. auf vorzeitige Knappschaftsalter-
spension gemal § 276d ASVG oder Anspruch auf Invaliditatspension gema § 254 ASVG bzw. auf
Berufsunfahigkeitspension gemaly § 271 ASVG bzw. auf Knappschaftsvollpension gemall § 279
ASVG besteht oder

2. auf Grund des Gutachtens eines gerichtlich beeideten arztlichen Sachverstandigen, der vom Prasi-
denten des fur den Wohnort des Arbeiters flr Sozialrechtssachen in erster Instanz zustandigen Ge-
richtes namhaft gemacht wird, die Dienstunfahigkeit im Sinne des Abs. 1 festgestellt wird.

(3) Der Arbeiter ist verpflichtet, die KFA von allen Entscheidungen oder Vergleichen in einem ihn be-
treffenden Pensionsfeststellungsverfahren (Pensionsversicherungstrager, Sozialgerichte) unverzig-
lich zu verstandigen. Beantragt der Arbeiter binnen vier Wochen nach Eintritt der Rechtskraft einer ab-
lehnenden Gerichtsentscheidung unter Vorlage des Urteils sowie samtlicher in diesem Verfahren er-
stellten Gutachten die Prifung der Dienstunfahigkeit durch den Versicherungstrager, ist dieser binnen
vier Wochen ab Antragstellung verpflichtet,

1. unter Bedachtnahme auf Abs. 1 eine Versetzung in die Wege zu leiten oder
2. das Verfahren zur Erstellung eines Gutachtens gemal Abs. 2 Z 2 einzuleiten.

Wenn eine Versetzung unter Bedachtnahme auf Abs. 1 nicht in Betracht kommt und dem bzw. den im
Rahmen des sozialgerichtlichen Verfahrens erstellten Gutachten das Vorliegen von Dienstunfahigkeit
unzweifelhaft zu entnehmen ist, dann kann die Feststellung der Dienstunfahigkeit auch ohne Durch-
fuhrung des in Z 2 vorgesehenen Verfahrens getroffen werden; auch in diesem Fall ist die vierwdchige
Frist ab Antragstellung zu beachten.

(4) Der Arbeiter ist verpflichtet, sich den von der KFA angeordneten, zumutbaren Untersuchungen ge-
maf Abs. 2 Z 2 zu unterziehen. Leistet der Arbeiter einer solchen Anordnung aus seinem Verschulden
nicht Folge, so liegt es im Ermessen der KFA, unter Bedachtnahme auf den festgestellten Sachverhalt
uber die Dienstunfahigkeit zu entscheiden. Eine solche Entscheidung kann jedoch nur dann getroffen
werden, wenn der Arbeiter auf die Sdumnisfolgen schriftlich aufmerksam gemacht und ihm fir die Be-
folgung der Anordnung eine Frist von mindestens einem Monat gesetzt wurde.

(5) Die vorsatzliche Herbeiftihrung der Dienstunfahigkeit ist eine Dienstpflichtverletzung.

§ C 33 Wiedereinberufung zum Dienst
§ C 33 entfillt fiir alle Arbeiter/innen, die nach 30. April 2004 eingetreten sind.
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(1) In den Ruhestand versetzte Arbeiter kdnnen, wenn sie dienstfahig sind und das 55. Lebensjahr
noch nicht Uberschritten haben, wahrend der ersten flnf Jahre nach Versetzung in den Ruhestand wie-
der in den aktiven Dienst auf einen ihrer letzten Verwendung mindestens gleichwertigen Dienstposten
einberufen werden; beruht die Ruhestandsversetzung auf der Zuerkennung einer befristeten Invalidi-
tats-, Berufsunfahigkeits- oder Knappschaftsvollpension, ist der Betroffene auf seinen Antrag nach Ab-
lauf der Frist wieder zum Dienst einzuberufen. Die Dienstfahigkeit ist in sinngemaler Anwendung des
§ C 32b zu beurteilen.

(1a) Der wegen Zuerkennung einer befristeten Invaliditats-, Berufsunfahigkeits- oder Knappschafts-
vollpension in den Ruhestand versetzte Arbeiter ist spatestens vier Monate vor Ablauf der Frist zur Er-
klarung aufzufordern, ob die Weitergewahrung der obgenannten Pension beantragt wird.

(1b) Der Arbeiter ist verpflichtet, bis spatestens drei Monate vor Ablauf der Frist dem Versicherungs-
trager die Antragstellung auf Weitergewahrung der gesetzlichen Pension nachzuweisen oder seinen
Anspruch auf Wiedereinberufung zum Dienst geltend zu machen.

(1c) Mit dem Antrag auf Weitergewahrung der gesetzlichen Pension ist flr die Dauer des Pensions-
feststellungsverfahrens (Pensionsversicherungstrager, Sozialgericht) die Geltendmachung des An-
spruches auf Wiedereinberufung zum Dienst ausgeschlossen.

(2) Eine neuerliche Verwendung gemal} Abs. 1 ist als Fortsetzung des friheren Dienstverhaltnisses zu
betrachten. § C 11 Abs. 4 und § C 16 Abs. 1 sind anzuwenden. Bei Bemessung des Urlaubes im Jahre
des neuerlichen Dienstantrittes ist § C 18 Abs. 4 sinngemaly anzuwenden.

(3) Bei Beendigung der Wiederverwendung durch neuerliche Versetzung in den Ruhestand oder durch
den Tod des Arbeiters/der Arbeiterin gebuhrt dem Arbeiter/der Arbeiterin (seinen Hinterbliebenen) die
betragsmafige Differenz zwischen der anlasslich der erstmaligen Versetzung in den Ruhestand ge-
zahlten und der dem Arbeiter/der Arbeiterin (seinen Hinterbliebenen) nach der gesamten Dauer der
Dienstzeit (§ C 17) zustehenden Abfertigung.

(4) Leistet der Arbeiter/die Arbeiterin bei Wiedereinberufung zum Dienst aus seinem Verschulden bin-
nen einer den Umstanden des Falles angemessenen Frist nicht Folge, verliert er/sie fur sich und seine/
ihre Hinterbliebenen alle Anspriiche aus seinem/ihrem friiheren Dienstverhaltnis auf Leistungen nach
Abschnitt IV.

Abschnitt Ill
Bezugsrecht

A.
Lohnordnung
§ C 34 Dienstbeziige
(1) Die Dienstbeziige der Arbeiter bestehen aus standigen und nichtstandigen Beztigen.
(2) Als standige Bezuge gelten:
1. der monatliche Lohn nach dem Lohnschema (Anlage);
2. die Kinderzulage (§ 40);
3. (entféllt);
4. (entfallt);
5. die Erschwerniszulage (§ C 39);
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6. die Vorarbeiterzulage (§ C 40);

7. die Belastungszulage (§ C 40a);

8. das Uberstundenpauschale (§ C 47 Abs. 4);
9. der Urlaubszuschuss (§ C 41);

10. die Weihnachtsremuneration (§ C 41).

(3) Als nichtstandige Bezlge gelten:

. die Verwendungszulage (§ C 42);

. die Gefahrenzulage (§ C 43);

. die Ortszulage (§ C 44);

. die Nachtdienstzulage (§ C 44a);

. die Abgeltung der Rufbereitschaft (§ C 44b);
. die Schichtzulage (§ C 45);

. die Sonntagszulage (§ C 46);

. die Abgeltung von Ruhezeiten (§ C 46a);
8a. die Abgeltung der Uberstunden (§ 44);

9. die Abgeltung der Reisebewegungen bei Dienstreisen (§ C 47c).
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(4) Bei einer unter 40 Stunden liegenden wéchentlichen Arbeitszeit geblihren, soweit in der Lohnord-
nung nichts anderes bestimmt wird, die Dienstbezuge im Verhaltnis der tatsachlichen Wochenarbeits-
zeit zur 40stundigen Arbeitszeit.

(5) Hat ein Arbeiter Anspruch auf standige Beziuge gemal Abs. 2 Z 1 bis 8 oder auf nichtstandige Be-
zuge nur wahrend eines Teiles eines Kalendermonates, so gebuhrt ihm ein entsprechender Anteil die-
ser Dienstbezuge.

(6) Dienstbezlige gemal’ Abs. 2 Z 5 bis 8 und Abs. 3, die von einer bestimmten Verwendung abhangig
sind, gebuhren nur fur die Dauer der entsprechenden Verwendung. MalRgebender Zeitraum zur Fest-
stellung einer Uberwiegenden oder ausschlieRlichen Verwendung ist der Kalendermonat, bei einer
kurzeren Verwendung der Zeitraum der tatsachlichen Verwendung. Die Voraussetzung einer bestimm-
ten Uberwiegenden Verwendung ist grundsatzlich dann gegeben, wenn die betreffende Tatigkeit zu
mehr als der Halfte der individuell vereinbarten regelmafigen Arbeitszeit ausgelbt wird.

(7) Als Stundenlohn fur die Normalarbeitszeit gilt der 173. Teil der standigen Bezige gemal § C 34
Abs. 2 Z 1 und 5 bis 7 sowie der Verwendungszulage gemal § C 42 und der Gefahrenzulage gemaf
§ C 43. Bei Berechnung des Stundenlohnes bleiben die bei Verlangerung der Arbeitszeit gemakR § C 8
Abs. 7 Uber die 40. Wochenstunde hinaus gebuhrenden Dienstbezlige aulRer Betracht.

(8) Wird das Dienstverhaltnis durch den Tod des Arbeiters geldst, besteht Anspruch auf Dienstbezlige
bis zum Ende jenes Kalendermonates, in dem der Tod eingetreten ist.

(9) Entféllt (ersetzt durch § 37).

§ C 35 Einreihung der Arbeiter/innen

(1) Die Arbeiter/innen sind, sofern nicht Abs. 4 anzuwenden ist, aufgrund ihrer dauernden Verwendung
in nachstehend angeflhrte Lohngruppen und Dienstklassen einzureihen:
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LOHNGRUPPE |

Dienstklasse A

1.
2.
3.

Jugendliche unter 18 Jahren ohne Rucksicht auf ihre Verwendung.
Reinigungspersonal, soweit es nicht in Dienstklasse C einzureihen ist.
Garderobefrauen.

Dienstklasse B
Entfallt (14. Anderung)

Dienstklasse C

1.
2.
3.

Stubenmadchen.
Kuchenhilfskrafte.
Reinigungspersonal in Krankenanstalten.

LOHNGRUPPE I

Dienstklasse A

1.

Entfallt.

Dienstklasse B

1.

ook wN

Serviererinnen in Krankenanstalten gemafl § C 1 Abs. 5Z 1, 3 und 4, soweit sie nichtin Lohngruppe
Ill, Dienstklasse A, einzureihen sind.

Portiere, soweit sie nicht in Lohngruppe lll, Dienstklasse A, einzureihen sind.
(Entfallt).

Wascherinnen.

Buglerinnen.

Hausarbeiter.

LOHNGRUPPE Il

Dienstklasse A

1.
2.

Angelernte Arbeiter

Portiere in Krankenanstalten gemaly § C 1 Abs. 5 Z 1 sowie Portiere, die in erheblichem Ausmal}

Arbeiten aus dem nachstehend angefihrten Tatigkeitskatalog verrichten:

a) Ubernahme des Telefondienstes, wenn die Telefonzentrale planmaRig (z.B. in der Mittagspause
oder aullerhalb des Parteienverkehrs) nicht besetzt ist;

b) Uberwachung, Kontrolle oder Beobachtung technischer Einrichtungen, wie Brandmeldeanla-
gen, Aufzlge u.a., sofern ihnen die Verantwortung fur die Einleitung von Malinahmen zur Behe-
bung allfalliger Stérungen Ubertragen ist;

c) Monitoriberwachung von Garagen, Parkplatzen oder Nebeneingangen, sofern ihnen die Ver-
antwortung fur die Einleitung von Malinahmen zur Behebung allfalliger Storungen des regelma-
Rigen Ablaufes bzw. zur Beseitigung etwaiger Verkehrsbehinderungen Ubertragen ist;

d) Bedienung der hausinternen Personenrufanlage;

e) Aufsicht Uber das Fremdreinigungspersonal.

Waschebeschliel3erinnen.

Telefonisten.

Serviererinnen in Krankenanstalten gemaf § C 1 Abs. 5 mit Lehrabschlussprifung (Kellnerln oder

Hotel- und Gastgewerbeassistentin), wenn ihnen regelmalig zumindest eine der folgenden Aufga-

ben zusatzlich Ubertragen ist:

www.vida.at


http://www.vida.at

a) Verkauf von Getranken samt Inkasso;
b) Betreuung eines anstaltseigenen Buffets.

Dienstklasse B
1. Angelernte Arbeiter mit vielseitiger Verwendungsmaoglichkeit.
2. Arbeiter, denen die selbstandige Betreuung und Wartung von Heizanlagen obliegt.

LOHNGRUPPE IV

Dienstklasse A
1. Kraftwagenlenker.
2. Angelernte Arbeiter die in einer Facharbeiterverwendung selbstandig tatig sind.

Dienstklasse B

1. Kraftwagenlenker mit funfjahriger Berufspraxis.

2. Selbstandige Kochinnen.

3. Angelernte Arbeiter, die in einer Facharbeiterverwendung selbstandig tatig sind, mit flinfjahriger Be-
rufspraxis.

LOHNGRUPPE V

Dienstklasse A

1. Facharbeiter mit abgeschlossener Berufsausbildung, die ihrer Ausbildung entsprechend verwendet
werden.

2. Kraftwagenlenker mit einschlagiger abgeschlossener Facharbeiterausbildung (Kraftfahrzeugme-
chaniker, Kraftfahrzeugschlosser, Motorenschlosser).

3. Arbeiter mit einschlagiger abgeschlossener Facharbeiterausbildung, denen die selbstandige Be-
treuung und Wartung von Heizanlagen obliegt.

4. Erste Kochinnen.

Dienstklasse B

1. Facharbeiter mit abgeschlossener Berufsausbildung, die ihrer Ausbildung entsprechend verwendet
werden, nach einjahriger Berufspraxis bei der KFA.

2. Erste Kochinnen nach funfjahriger Berufspraxis in Einrichtungen der KFA oder in Gast- oder Beher-
bergungsbetrieben.

3. Kraftwagenlenker mit verwandter abgeschlossener Facharbeiterausbildung (Kraftfahrzeugelektri-
ker, Kraftfahrzeugmechaniker, Landmaschinenmechaniker, Spediteur) nach einjahriger Berufspra-
xis bei der KFA.

(2) Die Einreihung gemal Abs. 1 ist davon abhangig, dass der jeweils dargestellte Aufgabenbereich
dauernd Arbeitsinhalt der betreffenden Tatigkeit ist; bei Uberlagerung von Téatigkeiten aus verschiede-
nen Aufgabenbereichen ist der Arbeiter nach der hdherwertigen Tatigkeit einzureihen, wenn sich diese
in einem erheblichen Ausmal} und regelmalig wiederholt.

(3) Arbeiterlnnen, die aus einem der in § C 29 Abs. 2 Z 2 angefuhrten Grinde entbehrlich werden,
bleibt die Einreihung auf Grund der zuletzt ausgelbten Tatigkeit gewahrt.

(4) Ist ein Arbeiter aus einem der nachstehend angefuhrten Grinde voraussichtlich mindestens ein
Jahr vom Dienst abwesend, so sind grundsatzlich diejenigen Arbeiter, die infolge dieser Abwesenheit
mit Aufgaben betraut werden, fur die eine andere als ihre bisherige Einreihung vorgesehen ist, auf-
grund dieser vorubergehenden Verwendung einzureihen. Eine solche Einreihung ist mit der Dauer
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der vorubergehenden Verwendung befristet; die in Abs. 1 und 2 festgesetzten Grundsatze sind sinn-
gemall anzuwenden. Die obgenannten Grinde sind:

1. Ruhestand, verbunden mit Anspruch auf Wiedereinberufung zum Dienst gemaR § C 33 Abs. 1,
2. Karenz gemal} §§ 15 bis 15d MSchG bzw. gemal} §§ 2 bis 6 VKG,

3. Sonderurlaub gemafy § C 20,

3a. Bildungskarenz gemal} § 11 AVRAG,

4. ganzliche Dienstfreistellung gemal’ § C 25.

§ C 36 Einstufung in das Lohnschema, Vorriickung

(1) Die Arbeiter sind in die Bezugsstufe 1 der nach den Bestimmungen des § C 35 geblhrenden
Dienstklasse einzustufen. Sind Dienstzeiten gemaf § C 12 anzurechnen, ist Abs. 3 fur die Einstufung
sinngemal’ anzuwenden.

(2) Entfallt.

(3) In der Bezugsstufe 1 verbleibt der Arbeiter/die Arbeiterin funf Jahre, von der folgenden Bezugsstufe
an ruckt sie/er nach Vollendung von je zwei Dienstjahren in die nachsthdhere Bezugsstufe seiner
Dienstklasse vor (Zeitvorrickung).

(4) Zeitvorrickungen werden mit 1. April wirksam, wenn die Dienstzeit, die zu einer solchen Vorri-
ckung fuhrt, im ersten Kalenderhalbjahr vollendet wird, ansonsten mit 1. Oktober.

(5) Bei Einreihung in eine hohere Dienstklasse ist der Arbeiter in dieser in jene Bezugsstufe einzustu-
fen, die er bisher innegehabt hat. Der Zeitvorrickungstermin wird von einer Einreihung in eine hohere
Dienstklasse oder von einer auf3erordentlichen Vorrlickung nicht berahrt.

(6) Die Zeitvorriuckung wird durch die Gesamtbeurteilung "nicht entsprechend" der Dienstbeschrei-
bung ab dem der Rechtskraft dieser Dienstbeschreibung folgenden Zeitvorrickungstermin (Abs. 4)
an um jenen Zeitraum aufgeschoben, fir den die Gesamtbeurteilung auf "nicht entsprechend" lautet.

(7) Bei Arbeitern, die in Bezugsstufe 18 vier Jahre zugebracht und seit der Einstufung in diese Bezugs-
stufe fur einen Zeitraum von vier aufeinanderfolgenden Jahren mindestens die Gesamtbeurteilung
,gut‘ der Dienstbeschreibung erhalten haben, wird der Lohn um einen Vorrickungsbetrag der gebuh-
renden Einreihung erhdht; dieser gilt als standiger Bezug gemalf § C 34 Abs. 2 Z 1. Der Vorrickungs-
betrag fallt mit 1. April an, wenn die Anspruchsvoraussetzungen im ersten Kalenderhalbjahr vollendet
werden, ansonsten mit 1. Oktober.

(8) Entféllt (ersetzt durch § 33 Abs 3).

§ C 37 Kinderzulage
Entfallt (ersetzt durch § 40).

§ C 38 Haushaltszulage
Entféllt ab 1.1.1996.

§ C 39 Erschwerniszulage

(1) Eine Erschwerniszulage im Ausmal der nachstehend angefuhrten Prozentsatze der Zulagenbe-
messungsgrundlage, gebuhrt
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1. den in Lohngruppe I, Dienstklasse A, Z 2, eingereihten Arbeitern, die in der KFA und
deren Einrichtungen, die vorwiegend der Rehabilitation dienen, einfache, nicht dem
Krankenpflegegesetz 1961 unterliegende Hilfsdienste auf Intensivpflegestationen,
auf Abteilungen flr Querschnittgelahmte, auf Dialysestationen oder auf Schlaganfall-

stationen verrichten. ... ... 6,5 %,
2. Arbeitern, die in der KFA und deren Einrichtungen regelmaf3ig Totentransporte durch-
ZUFUNrEN aben ... 6,0 %,

3. Arbeitern, die Uberwiegend zur Verfilmung von Schriftgut, an Mikrofilmlesegeraten, an
Druckereimaschinen, an Papierschneide-, Falz- oder Kuvertiermaschinen oder an
Lichtsatzeinrichtungen verwendet werden. ... 5 bis 7,5 %,

4. Arbeitern, die regelmaliig in zumindest erheblichem Ausmald im Bereich der Schwarzwasche ver-
wendet werden, und zwar bei

a) Verwendung in erheblichem Ausmald ........ ..o bis 10 %,
b) Uberwiegender Verwendung .. ............iiiiiii e 11 bis 15 %.
5. Entfallt
6. Entfallt

Geltende Fassung/3. Anderung
Ubergangsbestimmung § C 179

(1a) Entféallt.

(2) Eine Erschwerniszulage im Ausmal} von 5 bis 15 % der Zulagenbemessungsgrundlage kann Ar-
beitern gewahrt werden, die die ihnen Ubertragenen Arbeiten GUberwiegend unter Umstanden zu ver-
richten haben, die

1. zwangsweise eine Verschmutzung des Arbeiters und seiner Kleidung in erheblichem Ausmal} be-
wirken oder

2. eine Uber die im Vergleich zu den allgemein Ublichen Arbeitsbedingungen der fur die Einreihung des
Arbeiters maligebenden dauernden Verwendung hinausgehende aulderordentliche Erschwernis dar-
stellen.

Ubergangsbestimmung § C 179

(3) Neben einer Erschwerniszulage gemal Abs. 1 Z 4 gebuhrt fur dieselbe Tatigkeit keine Erschwer-
niszulage gemaf Abs. 2. Das Gesamtausmal der einem Arbeiter gewahrten Erschwerniszulagen darf
das Hochstausmall gemal Abs. 2 nicht Ubersteigen.

(4) Arbeiterinnen und Arbeitern, die Dienste auf den Stationen verrichten und deren Arbeitszeit regel-
malig am Samstag und/oder Sonntag liegt, gebuhrt — sofern ihnen keine Erschwernis- oder Gefahren-
zulage gebuhrt — eine Zulage im Ausmal} von 8 % der Zulagenbemessungsgrundlage.

Ubergangsbestimmung § C 174

§ C 40 Vorarbeiterzulage

(1) Eine Vorarbeiterzulage im Ausmal} der nachstehend angefuhrten Prozentsatze der jeweiligen stan-
digen Bezlige gemal § 34 Abs. 2 Z 1 geblhrt
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1. Arbeitern, die nicht in Lohngruppe V eingereiht sind und denen die Aufsicht Uber drei

oder mehr zugeteilte Arbeitskrafte ausdrucklich durch mindestens einen Monat unun-

terbrochen Ubertragen ist ... ... 5 bis 10 %,
2. Arbeitern, die in Lohngruppe V eingereiht sind und denen die Aufsicht Uber drei oder

mehr zugeteilte Arbeitskrafte ausdricklich durch mindestens einen Monat ununterbro-

chen Ubertragen ISt ..... ... oo 5 bis 15 %.

(2) Eine Vorarbeiterzulage im Ausmal} der in Abs. 1 angeflihrten Prozentsatze gebuhrt auch Arbeitern,
denen die Aufsicht Gber funf oder mehr zugeteilte Arbeitskrafte ausdricklich fur die Dauer der Vertre-
tung von Vorarbeitern Ubertragen ist, wenn

1. nicht ohnehin Anspruch auf Vorarbeiterzulage gemal} Abs. 1 besteht;
2. die Vertretung innerhalb eines Kalenderjahres insgesamt mindesten 26 Arbeitstage dauert;

3. aus der Vertretung nicht ein Anspruch auf Verwendungszulage gemal} § 42 Abs. 1 oder auf voruber-
gehende Einreihung gemal} § 35 Abs. 4 erwachst.

Der Prozentsatz ist im Einzelfall von der KFA nach MalRgabe des gemal Abs. 1 jeweils in Betracht
kommenden Rahmens festzusetzen.

§ C 40a Belastungszulage

(1) Eine Belastungszulage im Ausmal’ der nachstehend angefihrten Prozentsatze der Zulagenbe-
messungsgrundlage gebuhrt

1. denin Lohngruppe Il, Dienstklasse B Z 6, bzw. in Lohngruppe lll, Dienstklasse A Z 4, einge-
reihten Arbeitern, deren Arbeitszeit regelmalflig zumindest teilweise in der Nacht (zwischen
20 Uhr und 6 Uhr) sowie am Samstag und/oder Sonntag liegt.................c.cooiiiinne.. 12 %,
2. denin Lohngruppe Il, Dienstklasse B Z 6, bzw. in Lohngruppe lll, Dienstklasse A Z 4, einge-
reihten Arbeitern, deren Arbeitszeit regelmalflig zumindest teilweise in der Nacht (zwischen
20 Uhr und 6 Uhr) oder am Samstag und/oder Sonntag liegt ................ccooiiiiiiiiin... 6 %.

(2) Den in Lohngruppe Il, Dienstklasse B Z 6, bzw. in Lohngruppe Ill, Dienstklasse A Z 4, eingereihten
Arbeitern, die in der KFA und deren Einrichtungen wechselweise auf verschiedenen Abteilungen (Sta-
tionen) oder an verschiedenen Standorten verwendet werden, gebuhrt eine

Belastungszulage im Ausmalf’ von 8 %

der Zulagenbemessungsgrundlage.

Geltende Fassung/3. Anderung

(3) Sicherheitsfachkraften gemal § 73 Abs. 1 Z1 ASchG, Brandschutzbeauftragten gemaf § 43 Abs. 1
AStV oder vergleichbaren Rechtsvorschriften sowie Abfallbeauftragten gemaf § 11 AWG gebuhrt eine
Belastungszulage im Ausmal von 5 % der Zulagenbemessungsgrundlage. Dies gilt nicht fir jene Ar-
beiter, die einen Anspruch auf Vorarbeiterzulage gemald § 40 haben. Bei Ausubung mehrerer der in
Satz 1 genannten Funktionen gebuhrt die Zulage nur einmal.

Ubergangsbestimmung § C 116

§ C 41 Urlaubszuschuss und Weihnachtsremuneration
(13. und 14. Bezug)

(1) Dem Arbeiter gebuhrt, soweit die Abs. 3 und 3a nicht etwas anderes bestimmen, in jedem Kalen-
derjahr ein Urlaubszuschuss und eine Weihnachtsremuneration. Bemessungsgrundlage hierflr sind
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1. beim Urlaubszuschuss

a) die standigen Bezlige gemal § 34 Abs. 2 Z 1 bis 8,
b) die Verwendungszulage (§ 42),

c) die Gefahrenzulage (§ 43),

d) die Ortszulage (§ 44),
im Ausmalf des Juni-Bezuges (bei Bezugsauszahlung im Nachhinein gemaf § 49 Abs. 1 im Ausmal}
des Mai-Bezuges);

2. bei der Weihnachtsremuneration die in Z 1 angeflhrten Dienstbezige im Ausmal} des November-
Bezuges (bei Bezugsauszahlung im Nachhinein gemaf § 49 Abs. 1 im Ausmal} des Oktober-Bezu-
ges);

3. beim Urlaubszuschuss und bei der Weihnachtsremuneration ferner die nachstehend angefuhrten
Dienstbezlige unter Zugrundelegung des Durchschnittes des vorangegangenen Kalenderjahres und
berechnet beim Urlaubszuschuss nach dem im Juni (bei Bezugsauszahlung im Nachhinein gemaf
§ 49 Abs. 1: Mai) und bei der Weihnachtsremuneration nach dem im November (bei Bezugsauszah-
lungen im Nachhinein gemal § 49 Abs. 1: Oktober) geltenden Lohnschema und Stundenlohn (§ 44
Abs. 2), wobei Zeiten, fur die kein Anspruch auf Dienstbezlge bestand, aul3er acht zu lassen sind:

a) die Nachtdienstzulage (§ 44a);

b) die Abgeltung der Rufbereitschaft (§ 44b);
c¢) die Schichtzulage (§ 45);

d) die Sonntagszulage (§ 46);

e) die Abgeltung von Ruhezeiten (§ 46a);

f) die Vergutung fur geleistete Mehrstunden im Rahmen einer Teilzeitbeschaftigung (ausgenommen)
Uberstundenleistungen gemaR § 44);

g) der bei Verlangerung der Arbeitszeit gemal’ § 8 Abs. 4 Uber die 40. Wochenstunde hinaus gebuh-
rende Lohn.

Soweit die in lit. a bis e genannten Dienstbezlge gemal} § 47a Z 2 oder gemal} § 47b Abs. 1 Z 2 oder
gemal §§ 48 bis 48a weitergezahlt wurden, sind sie in die Bemessungsgrundlage des Urlaubszu-
schusses und der Weihnachtsremuneration nicht einzubeziehen. Im Jahre des Diensteintrittes ist an-
stelle des Kalenderjahres als Berechnungsgrundlage der zwischen dem Diensteintritt und dem 1. Juni
bzw. dem 1. November liegende Zeitraum heranzuziehen; sich ergebende Bruchteile von Stunden u.
dgl. sind auf zwei Dezimalstellen auf- bzw. abzurunden.

(2) Bei Eintritt nach dem 1. Juni bzw. 1. November eines Jahres ist der Urlaubszuschuss bzw. die
Weihnachtsremuneration nach den fur den ersten vollen Monat der Dienstleistung geblhrenden
Dienstbezigen gemal Abs. 1 Z 1 lit. a bis d zu berechnen. Bei Beendigung des Dienstverhaltnisses
vor dem 1. Juni bzw. 1. November eines Jahres sind als Grundlage flr die Berechnung des Urlaubs-
zuschusses bzw. der Weihnachtsremuneration die fur den letzten vollen Monat der Dienstleistung ge-
buhrenden Dienstbeziige gemal Abs. 1 Z 1 lit. a bis d heranzuziehen. Abs. 1 Z 3 ist sinngemal} anzu-
wenden.

(3) Hat ein Arbeiter Anspruch auf standige Beziige gemal § 34 Abs. 2 Z 1 bis 8 nur wahrend eines
Teiles eines Kalenderjahres, so gebuhren ihm Urlaubszuschuss und Weihnachtsremuneration nach
Abs. 1 oder 2 im Verhaltnis der zurickgelegten Dienstzeit zum Kalenderjahr. Als Dienstzeit im Sinne
dieser Bestimmung gelten nicht
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1. Zeiten eines Sonderurlaubes gemal § 22;

2. Zeiten einer Dienstfreistellung unter Entfall der Dienstbezlge gemal} § 25 Abs. 2 bis 4,
3. Zeiten des Bezuges von Wochengeld aus der gesetzlichen Krankenversicherung,

4. Zeiten einer Karenz gemaf §§ 15 bis 15d MSchG bzw. gemal §§ 2 bis 6 VKG,

4a. Zeiten einer Bildungskarenz gemaf § 11 AVRAG,

5. Zeiten einer Bildungsfreistellung gemaf § 119 ArbVG,

6. Zeiten des Prasenzdienstes (§ 19 WG), des Zivildienstes oder des Ausbildungsdienstes von Frauen
beim Bundesheer,

7. im Ruhestand verbrachte Zeiten.
Abs. 2 ist sinngemal} anzuwenden.

(3a) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten mit unterschiedlicher regelmafiger Arbeitszeit (Vollzeit und Teil-
zeit bzw. mehrere unterschiedliche Teilzeiten), geblhren dem Angestellten in diesem Jahr Urlaubszu-
schuss und Weihnachtsremuneration nach Abs. 1 oder 2 in dem dem Anteil dieser Zeiten entspre-
chenden Verhaltnis; Abs. 3 zweiter Satz bleibt unberthrt.

(4) Ein bereits bezahlter Urlaubszuschuss oder eine bereits ausbezahlte Weihnachtsremuneration ist
auf bezugs- oder pensionsrechtliche Anspriche sowie auf die Abfertigung anzurechnen, jedoch nicht
zurtckzuzahlen.

§ C 42 Verwendungszulage

(1) Werden dem Arbeiter vorubergehend — insbesondere im Rahmen der Vertretung von Arbeitern, die
wegen Urlaubes, Krankheit, Schutzfrist, Karenz, Sonderurlaubes, Bildungskarenz, Prasenz-, Zivil-
oder Ausbildungsdienstes von Frauen beim Bundesheer oder aus ahnlichen Grinden vom Dienst ab-
wesend sind — Aufgaben Ubertragen, fur die eine hdhere als seine Einreihung vorgesehen ist, so ge-
bahrtihm, solange er nicht auf dem der héherwertigen Verwendung entsprechenden Dienstposten ein-
gereiht werden kann, fur die Dauer einer solchen Verwendung eine Verwendungszulage im Ausmalf
der Differenz zwischen seinem Bezug und jenem Bezug, der sich bei der Einreihung auf Grund der
héherwertigen Verwendung ergabe. Als Bezug gilt der standige Bezug gemal} § 34 Abs. 2 Z 1. Dauert
jedoch die hoherwertige Verwendung ununterbrochen langer als sechs Monate, so gilt ab Beginn des
siebenten Monates einer solchen ununterbrochenen Verwendung als Bezug der standige Bezug ge-
mald § 34 Abs. 2 Z 1 und 6; der Prozentsatz einer allfalligen Vorarbeiterzulage des Arbeiters ist im Ein-
zelfall von der KFA nach den Bestimmungen des § 40 Abs. 1 festzusetzen, darf aber den Betrag der
auf Grund seiner dauernden Verwendung allenfalls gebuhrenden Vorarbeiterzulage nicht unterschrei-
ten.

(2) Der Anspruch auf Verwendungszulage besteht nicht,

1. wenn die héherwertigen Verwendungen innerhalb eines Kalenderjahres zusammen weniger als
18 Arbeitstage dauern,

2. wenn der Arbeiter gemaR § 35 Abs. 4 auf Grund der voribergehenden Verwendung eingereiht ist.

§ C 43 Gefahrenzulage

(1) Zur Abgeltung einer Gefahrdung durch biologische Arbeitsstoffe im Sinne des § 40 Abs. 4 Z 2 bis 4
ASchG gebuhrt eine Gefahrenzulage im Ausmal} der nachstehend angefuhrten Prozentsatze der Zu-
lagenbemessungsgrundlage,
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I [ 720 1= 12 =1 K 30YZ ] o S 9,6 %
bei Uberwiegender Verwendung in einem der im Folgenden angefiihrten Bereiche:

a) Arbeitern in Laboratorien, Prosekturen, pulmologischen Ambulanzen oder Abteilungen sowie
auf lungenfacharztlichen Begutachtungsstationen,

b) Arbeitern auf Dialysestationen, auf Intensivpflegestationen, auf septischen Stationen oder in
Operationssalen,

c) Arbeitern in der Zentralsterilisation oder in der Bettensterilisation,

d) Arbeitern in Waschereien, in denen kontaminierte Wasche gereinigt wird, sofern der betref-
fende Arbeiter mit der kontaminierten Wasche unmittelbar in Beruhrung kommt,

e) Dentalmechanikern;
S TR T T AN 1= = K377 o o 7,8%

bei besonderer Ansteckungs- oder Gesundheitsgefahrdung Arbeitern, die in Krankenanstalten ge-
maf § 1 Abs. 5 regelmalig mit der Mullabfuhr oder -verbrennung befasst sind.

Geltende Fassung/3. Anderung

(2) Zur Abgeltung einer Gefahrdung durch giftige Arbeitsstoffe gebuhrt Arbeitern, die als Orthopadie-
mechaniker-Gehilfen tatig sind, eine Gefahrenzulage im Ausmalf} von 7,8 % der Zulagenbemessungs-
grundlage.

(3) Zur Abgeltung einer Strahlengefahrdung gebuhrt eine Gefahrenzulage im Ausmal} der nachste-
hend angefihrten Prozentsatze der Zulagenbemessungsgrundlage,

1. Arbeitern, die in Betriebsraumen (§ 1 Z 4 der allgemeinen Arbeithnehmerschutzverordnung) tatig
sind, in denen radiodiagnostische oder radiotherapeutische Gerate verwendet werden oder in de-
nen mit Radionukleiden hantiert wird (Aufbereitung, Applikationen oder Messung), und zwar bei

a) ausschlieBlicher Verwendung in diesen Betriebsraumen...........................L. 11,5 %,
b) Uberwiegender Verwendung in diesen Betriebsraumen ... 9,0 %.

2. Arbeitern, die in Betriebsraumen (§ 1 Z 4 der allgemeinen Arbeitnehmerschutzverordnung) verwen-
det werden, die in funktionellem Zusammenhang mit den in Z 1 angeflhrten Betriebsraumen ste-
hen, und zwar bei

a) ausschlieBlicher Verwendung in diesen Betriebsraumen........................o. 7,0 %,
b) Uberwiegender Verwendung in diesen Betriebsraumen ... 4,5 %.

Geltende Fassung/3. Anderung

(4) Das Gesamtausmal} der einem Arbeiter gewahrten Gefahrenzulagen darf 15 % des Lohnes nach
Lohngruppe I, Dienstklasse A, Bezugsstufe 1, nicht GUbersteigen.

§ C 44 Ortszulage

Den Arbeitern, die in der KFA gemal § 1 Abs. 5 Z 1 und 3 aulRerhalb der Bundeshauptstadt oder der
Landeshauptstadte beschaftigt sind, kann eine Ortszulage bis zu der in § A 55 des Kollektivvertrages
fur Angestellte und Arzte der KFA festgesetzten Hohe gewahrt werden. Bei Festsetzung der Héhe die-
ser Zulage ist insbesondere auf die értliche Lage der Einrichtung und auf den Wohnort des Arbeiters
Bedacht zu nehmen.
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§ C 44a Nachtdienstzulage

Dem Arbeiter gebuhrt fur eine innerhalb der Normalarbeitszeit gelegene Dienstleistung zwischen 20
Uhrund 6 Uhr eine Nachtdienstzulage; diese betragt fur jede Arbeitsstunde innerhalb des angefuhrten
Zeitraumes 30 % des Stundenlohnes (§ 44 Abs. 4).

§ C 44b Abgeltung der Rufbereitschaft

(1) Den Arbeitern gebuhrt fur eine auRerhalb der Normalarbeitszeit gelegene Rufbereitschaft (§ 20a
AZG) eine gesonderte Abgeltung. Diese betragt fur jede Stunde der Rufbereitschaft folgende Prozent-
satze der Zulagenbemessungsgrundlage:

1. fur Rufbereitschaft bei Tag. ... e 0,125 %,
2. fur Rufbereitschaft bei Nacht (20 Uhr bis 6 Uhr) sowie an Sonn- und Feiertagen ......... 0,25 %.

(2) Als Rufbereitschaft im Sinne des Abs. 1 gilt jene Zeit, wahrend der sich der Arbeiter iUber Anord-
nung des Dienstgebers aullerhalb der Betriebsstatte jederzeit erreichbar und einsatzbereit halt, so-
dass der Dienst in einer den jeweiligen Umstanden nach angemessenen Zeit Uber Abruf angetreten
werden kann. Gemal § 54 Abs. 1 zur Verfugung gestellte Unterkiinfte und Dienstwohnungen zahlen
nicht zur Betriebsstatte. Sind zur Erreichbarkeit des Arbeiters technische Hilfsmittel erforderlich, so hat
der Dienstgeber diese auf seine Kosten zur Verfugung zu stellen.

(3) Zeiten einer Rufbereitschaft gelten nicht als Arbeitszeit. Dagegen gelten Zeiten einer Dienstleistung
wahrend der Rufbereitschaft als Arbeitszeit. Fur Zeiten einer Dienstleistung wahrend der Rufbereit-
schaft gebuhrt keine Abgeltung gemafR Abs. 1.

(4) Rufbereitschaft kann innerhalb eines Zeitraumes von drei Monaten an 30 Tagen vereinbart werden;
das Ausmal} der Rufbereitschaft darf 260 Stunden nicht Ubersteigen.

§ C 45 Schichtzulage

(1) Den Arbeitern, die bei mehrschichtiger Arbeitsweise zu Schichtarbeit bei Tag herangezogen wer-
den und fur die eine Vereinbarung gemal’ § C 8 Abs. 3 oder 6 bzw. § C 8a Abs. 2 nicht getroffen wurde,
gebuhrt fur die innerhalb der Normalarbeitszeit gelegenen Dienstleistungen zwischen 6 und 7 Uhr so-
wie zwischen 16 und 20 Uhr eine Schichtzulage. Diese betragt fir jede Arbeitsstunde innerhalb der
angefuhrten Zeitraume 20 % des Stundenlohnes (§ 47 Abs. 2).

(2) Mehrschichtige Arbeitsweise im Sinne des Abs. 1 liegt vor, wenn ein Arbeiter einen anderen Arbei-
ter ohne wesentliche zeitmaRige Uberschneidung am Arbeitsplatz ablost, der Dienstbetrieb an diesem
Arbeitsplatz zumindest durch 12 Stunden an jedem Arbeitstag ohne Unterbrechung aufrechterhalten
wird und der Arbeiter dauernd oder in bestimmten Zeitabschnitten wechselweise in allen Schichten ar-
beitet.

§ C 46 Sonntagszulage

Den Arbeitern gebuhrt fir eine innerhalb der Normalarbeitszeit gelegene Dienstleistung an Sonntagen
eine Sonntagszulage. Diese betragt fiir jede Arbeitsstunde 0,25 der Zulagenbemessungsgrundlage.
Die Sonntagszulage gebuhrt nicht fur Zeiten einer Dienstleistung an Sonntagen gemald § 15 Abs. 3,
flr die anstatt einer Ersatzruhe eine Abgeltung von Ruhezeiten gemal § C 46a gewahrt wird.

Geltende Fassung/3. Anderung
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§ C 46a Abgeltung von Ruhezeiten

Arbeitern, die gemaR § 15 Abs. 3 wahrend der wichentlichen Ruhezeit beschaftigt werden und denen
fur eine solche Dienstleistung keine Ersatzruhe gewahrt wird, gebuhrt fir jede wahrend der Ruhezeit
geleistete Arbeitsstunde innerhalb der Normalarbeitszeit eine Abgeltung im Ausmal eines Stunden-
lohnes (§ 44 Abs. 4).

§ C 46b Fahrtkostenzuschuss

§ C 46b entfallt, wobei der Anspruch fiir jene Arbeiter/innen, denen im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Kollektivvertrages bereits ein Fahrtkostenzuschuss gewahrt wurde, weiterhin nach
MaRgabe der folgenden Bestimmung aufrecht bleibt, solange nach diesem Zeitpunkt kein
Wohnsitzwechsel erfolgt.

(1) Dem Arbeiter geblhrt ein Fahrtkostenzuschuss, wenn

1. sich seine der Dienststelle nachstgelegene Wohnung aulRerhalb des Dienstortes (§ C 56 Abs. 4)
befindet,

2. er die Wegstrecke zwischen Wohnung (Z 1) und Dienststelle an den Arbeitstagen regelmaRig zu-
rucklegt und

3. die notwendigen jahrlichen Fahrtauslagen flr das billigste &ffentliche Beférderungsmittel, das far
den Arbeiter zweckmaligerweise in Betracht kommt, den Fahrtkostenanteil Ubersteigen, den der
Arbeiter nach Abs. 2 selbst zu tragen hat.

(2) Als Fahrtkostenanteil, den der Arbeiter selbst zu tragen hat (Eigenanteil), gilt der Jahreswert des
gemald § 20b Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956 jeweils festgesetzten Betrages.

(3) Die Hohe des jahrlichen Fahrtkostenzuschusses ist durch Abzug des Eigenanteiles von den not-
wendigen jahrlichen Fahrtauslagen (Abs. 1 Z 3) zu ermitteln; als Monatswert gilt ein Zwolftel des jahr-
lichen Fahrtkostenzuschusses.

(4) Der Arbeiter ist vom Anspruch auf Fahrtkostenzuschuss ausgeschlossen, solange

1. ihm eine Ortszulage (§ C 44) gewahrt wird;

2. ihm gemal § 54 Abs. 1 eine Unterkunft zur dauernden Benltzung zur Verfigung gestellt wird;

3. er Anspruch auf Gebuhren gemaf} §§ 64 oder 65 Abs. 2 Z. 1 hat.

(5) Der Arbeiter hat den Anspruch auf Fahrtkostenzuschuss geltend zu machen und jede Anderung
der Verkehrsverhaltnisse oder seiner personlichen Situation, welche fur diesen Anspruch — dem Grun-
de oder der Hohe nach — von Bedeutung ist, unverzuglich mitzuteilen. Der Fahrtkostenzuschuss ist —
grundsatzlich beginnend mit dem Kalendermonat, in dem die Geltendmachung erfolgt, fruhestens aber

ab dem Zeitpunkt, zu dem die Voraussetzungen erfillt sind — monatlich gemeinsam mit dem Lohn (§49
Abs. 1) auszuzahlen; Anderungen sind ab dem Tag ihres Wirksamwerdens zu beriicksichtigen.

§ C 47 Uberstunden
Entféllt (ersetzt durch § 44).

§ C 47a Urlaubsentgelt
Entféllt (ersetzt durch § 43a).

www.vida.at


http://www.vida.at

§ C 47b Entgelt fiir Feiertage und Ersatzruhe

(1) An Feiertagen oder wahrend der Ersatzruhe (§ 6 des Arbeitsruhegesetzes) werden die Dienstbe-
zuge weitergezahlt, und zwar

1. in vollem Ausmalf}

a) die standigen Bezlge gemall § C 34 Abs. 2 Z 1 bis 8,
b) die Verwendungszulage (§ C 42),

c) die Gefahrenzulage (§ C 43),

d) die Ortszulage (§ C 44),

e) die Auliendienstzulage, wenn und insoweit sie nicht als Aufwandsersatz zu bewerten ist.

2. die nachstehend angeflihrten Dienstbezlige unter Zugrundelegung des Durchschnittes des dem
Feiertag bzw. der Ersatzruhe vorangegangenen Kalenderjahres und berechnet nach dem zum Zeit-
punkt des Arbeitsausfalles geltenden Lohnschema und Stundenlohn (§ 44 Abs. 4), wobei Zeiten, fur
die kein Anspruch auf Dienstbezlige bestand, aulder acht zu lassen sind:

a) die Nachtdienstzulage (§ C 44a),

b) die Abgeltung der Rufbereitschaft (§ C 44b),
c¢) die Schichtzulage (§ C 45),

d) die Sonntagszulage (§ C 46),

e) die Abgeltung von Ruhezeiten (§ C 46a),

f) die Vergutung fur geleistete Mehrstunden im Rahmen einer Teilzeitbeschaftigung (ausgenommen
Uberstundenleistungen gemaR § 44),

g) der bei Verlangerung der Arbeitszeit gemal} § C 8 Abs. 4 Uiber die 40. Wochenstunde hinaus gebuh-
rende Lohn,

h) die Vergiitung fiir geleistete Uberstunden, soweit sie nicht schon nach Z 1 zu berticksichtigen ist,

i) die Abgeltung d. Reisebewegung bei Dienstreisen (§ C 47c Abs. 2).

Soweit die in lit. a bis i angefuhrten Dienstbezlige nach dieser Bestimmung oder gemal §§ 42, 43a
bzw. C 48a weitergezahlt wurden, sind sie bei der Bemessung der weiterzuzahlenden Dienstbezilge
nicht zu berlcksichtigen. Im Jahre des Diensteintrittes ist anstelle des Kalenderjahres als Berech-
nungsgrundlage der zwischen dem Diensteintritt und dem Zeitpunkt des Arbeitsausfalles liegende
Zeitraum heranzuziehen; sich ergebende Bruchteile von Stunden u. dgl. sind auf zwei Dezimalstellen
auf- bzw. abzurunden.

(2) Wird der Arbeiter wahrend der Feiertagsruhe beschaftigt, so gebluhrt ihm neben den gemaf’ Abs. 1
weitergezahlten Dienstbezlgen fur jede wahrend der Feiertagsruhe geleistete Arbeitsstunde innerhalb
der Normalarbeitszeit eine Abgeltung im Ausmal eines Stundenlohnes (§ 44 Abs. 4).

§ C 47c Abgeltung des Mehraufwandes bei Dienstreisen

(1) Fur die auBerhalb der Normalarbeitszeit gelegene Zeit der effektiven Dienstleistung gebiihrt Uber-
stundenentgelt (§ 44 Abs. 3 und 4).

(2) Fir die auRerhalb der Normalarbeitszeit bzw. verkirzten Arbeitszeit gelegene Zeit der Reisebewe-
gung gebuhrt anstelle einer Uberstundenentschadigung bzw. Mehrarbeitszeitvergiitung eine geson-
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derte Abgeltung. Diese betragt fur jede Stunde der Reisebewegung das in § A 56¢ Abs 2 des Kollek-
tivvertrages fiir Angestellte und Arzte/Arztinnen der KFA festgelegte AusmaR.

(3) Fur die auRRerhalb der Normalarbeitszeit bzw. verkurzten Arbeitszeit gelegene sonstige Zeit (z.B.
Aufenthalt, Nachtigung) gebuhrt kein Entgelt.

(4) Das Uberstundenentgelt gemaR Abs. 1 sowie die gesonderte Abgeltung gemaR Abs. 2 gebiihren
nicht, wenn dem Arbeiter ein Uberstundenpauschale gewahrt wird.

(5) § 44 Abs. 7 gilt sinngemal}.

§ C 48 Fortzahlung der Beziige bei Arbeitsverhinderung durch Krankheit
Entfallt (ersetzt durch § 42).

§ C 48a Zuschuss zum Krankengeld
Entfallt / 17. Anderung / 1. Jdnner 2024.

§ C 48b Beziige bei Mutterschaft

Arbeiterinnen, die nach den Bestimmungen des MSchG nicht beschaftigt werden dirfen, geblhren
keine Dienstbezlge, wenn die laufenden Barleistungen aus der gesetzlichen Krankenversicherung
fur diese Zeit die Hohe der Dienstbezuige unmittelbar vor Beginn der laufenden Barleistungen verein-
barten Arbeitszeit erreichen. Ist es nicht der Fall, so gebuhrt ihnen, mit Ausnahme der Zeit eines Ru-
hens gemal} §§ 89 oder 166 Abs. 1 Z 3 ASVG, die Erganzung auf die unmittelbar vor Beginn der lau-
fenden Barleistungen gebuhrenden Dienstbezuge, hochstens jedoch im Ausmald von 49 % dieser Be-
zlge.

§ C 49 Auszahlung der Dienstbeziige

(1) Die standigen Bezuge gemall § C 34 Abs. 2 Z 1 bis 8 sind im Voraus am Ersten eines jeden Mona-
tes, die nichtstandigen Bezlige spatestens am Ersten des zweitfolgenden Kalendermonates auszu-
zahlen; an befristet beschaftigte Arbeiter kdnnen die Dienstbeziige monatlich im Nachhinein ausge-
zahlt werden.

(2) Der Urlaubszuschuss ist zwei Wochen vor Antritt des Gesamturlaubes oder mindestens seiner
Halfte auf Antrag, sonst am 1. Juni, jedoch nicht vor Ablauf der ersten sechs Monate des Dienstver-
haltnisses, auszuzahlen. Die Weihnachtsremuneration ist am 1. November auszuzahlen. In begrinde-
ten Fallen kann auf den Urlaubszuschuss und die Weihnachtsremuneration ein Vorschuss gewahrt
werden. Teilbetrage des Urlaubszuschusses und der Weihnachtsremuneration im Sinne des § C 41
Abs. 3 sind spatestens am 31. Dezember auszuzahlen.

(3) Ersetzt durch § 35 Abs 1, dritter Satz.

(4) Die gemaR § C 47a Z. 2 in das Urlaubsentgelt einzubeziehenden nichtstandigen Bezilige und Uber-
stundenvergutungen sind vor Antritt eines mindestens 48 Stunden umfassenden Urlaubsteiles, spa-
testens jedoch am 1. Juni fir den gesamten Urlaubsanspruch im Voraus zu zahlen. Im Jahre des
Diensteintrittes ist das Urlaubsentgelt nicht vor Entstehung des Urlaubsanspruches, spatestens je-
doch am 31. Dezember auszuzahlen.

Geltende Fassung / 14. Anderung

(5) Die gemall § C47b Z 2 in das Entgelt fir Feiertage und Ersatzruhe sowie die gemaR § C 48 Abs. 1
Z 2 lit. b in die Fortzahlung der Bezuge bei Arbeitsverhinderung durch Krankheit einzubeziehenden
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nichtstéandigen Beziige und Uberstundenvergiitungen sind spatestens am 31. Dezember auszuzah-
len.

(6) Werden die Dienstbeziige Uber Girokonten ausgezahlt, ist die Uberweisung auf diese Konten so
vorzunehmen, dass der Arbeiter zu den in Abs. 1 bis 3 angefiihrten Auszahlungsterminen bei dem
von ihm gewahlten Kreditinstitut Gber seine Dienstbezluge verfugen kann.

§ C 50 Abtretung von Anspriichen

Haben arbeits- oder dienstunfahige Arbeiter (deren Hinterbliebene) aus einem die Dienstunfahigkeit
(den Tod) begrindenden Ereignis Anspriiche gegen einen Dritten, so verpflichten sie sich, auf Verlan-
gen diese Anspruche, soweit sie Uber das in § 1156 ABGB angefuhrte Ausmal} hinausgehen, bis zur
Hohe der weitergezahlten Dienstbezlge (Pensionen) einschliellich der von der KFA als Dienstgeber
getragenen sonstigen Aufwendungen dem Dienstgeber abzutreten; ausgenommen sind hierbei die
Anspruche auf Ersatz von Sachschaden und Heilungskosten sowie Schmerzensgeld. Dadurch wer-
den die der KFA als Dienstgeber zustehenden unmittelbaren Schadenersatzanspriche nicht berlhrt.

§ C 51 Abgdngigkeit

(1) Ist ein Arbeiter abgangig, geblhren die standigen Bezlge (§ C 34 Abs. 2) fur die Dauer der Abgan-
gigkeit, langstens jedoch bis zu drei Monaten; in besonders bericksichtigungswuardigen Fallen kann
diese Frist verlangert werden.

(2) Bei Abgangigkeit sind die standigen Bezlge bis zu der in Abs. 1 vorgesehenen Hochstdauer an die
im § 123 Abs. 2 ASVG genannten Personen in der dort vorgesehenen Reihenfolge auszuzahlen.

§ C 52 Vorschiisse und Aushilfen
Ersetzt durch § 36.

§ C 53 Zuwendungen bei Dienstjubilden

(1) Dem Arbeiter geblhrt aus Anlass eines Dienstjubilaums eine Zuwendung, und zwar

1. nach Vollendung von 25 Dienstjahren im Ausmalf eines Monatsbezuges gemalt § C 34 Abs. 271
und 5 bis 7;

2. nach Vollendung von 35 Dienstjahren im Ausmalf’ von zwei Monatsbezigen gemaf § C 34 Abs. 2
Z 1 und 5 bis 7.

3. nach Vollendung von 40 Dienstjahren im Ausmal von zwei Monatsbeziugen gemaf § C 34 Abs. 2
Z 1 und 5 bis 7.
Geltende Fassung / 17. Anderung

(1a) In die in Abs. 1 Z 1 und 2 genannten Berechnungsgrundlagen ist auch eine Verwendungszulage
gemal} § 42 einzubeziehen, wenn diese am Jubildaumstag seit mehr als einem Jahr ununterbrochen
gebuhrt.

(1b) Fallt das Dienstjubilaum in eine Teilzeitbeschaftigung geman §§ 15h bis 151 MSchG bzw. gemaf
§§ 8 bis 8a VKG wird die Zuwendung aus Anlass des Dienstjubildums unter Zugrundelegung der regel-
mafigen Arbeitszeit (Vollzeit oder Teilzeit) vor Beginn dieser Teilzeitbeschaftigung auf Basis des Lohn-
schemas zum Zeitpunkt des Dienstjubilaums berechnet.
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(2) Zeiten einer Dienstfreistellung unter Entfall der Dienstbeziige gemaf § C 25 Abs. 2 bis 4 gelten fur
die Feststellung des Anspruches auf Zuwendungen bei Dienstjubiléden nicht als Dienstzeiten.

Geltende Fassung / 17. Anderung

(3) Dem Tag der Anstellung in der KFA vorangegangenen Dienst- oder Ausbildungszeiten, werden auf
die fur das Erreichen der Dienstjubilden notwendigen Dienstjahre nicht angerechnet. Die Dienstjahre
setzen sich sohin unter Berucksichtigung des Abs 2 — ausschlieRlich aus Zeiten zusammen, die als
Bedienstete/r der KFA tatsachlich in einem Betrieb der KFA verbracht wurden.

Geltende Fassung / 17. Anderung

§ C 54 Unterkunft, Verpflegung, Dienstkleidung
Ersetzt durch § 47.

§ C 55 Sterbegeld

(1) Wird das Dienstverhaltnis durch den Tod des Arbeiters geldst und hat dieses langer als drei Jahre
gedauert oder stirbt ein Pensionist (§ C 68), gebuhrt den Hinterbliebenen ein Sterbegeld, und zwar in
nachstehender Reihenfolge:

1. der Witwe (dem Witwer) bei aufrechter Ehe, bzw. der eingetragenen Partnerin/dem eingetragenen
Partner bei aufrechter eingetragener Partnerschaft,

2. den Kindern im Sinne des § C 37 Abs. 1 Z 1 bis 5.

(2) Das Sterbegeld betragt das in § A 68 Abs. 2 des Kollektivvertrages fiir Angestellte und Arzte/Arz-
tinnen der KFA festgelegte Ausmal3. § C 34 Abs. 4 ist nicht anzuwenden.

(3) Sind Anspruchsberechtigte gemaf Abs. 1 nicht vorhanden, kann auch anderen Personen das Ster-
begeld ganz oder teilweise gewahrt werden, wenn diese nachweisen, dass sie die Kosten der Bestat-
tung des Verstorbenen ganz oder teilweise aus eigenen Mitteln getragen oder den Verstorbenen vor
seinem Tode durch langere Zeit hindurch gepflegt haben.

(4) Sterbegeld ist nicht zu gewahren, wenn der Anspruchsberechtigte (Antragsteller) durch ein rechts-
kraftiges strafgerichtliches Urteil Gberwiesen ist, den Tod des Arbeiters (Pensionisten) durch eine vor-
satzliche Handlung verschuldet oder mitverschuldet zu haben.

(5) Forderungen der KFA aus gemal} § C 51 weitergezahlten Beziigen oder Pensionen kdnnen auf das
Sterbegeld angerechnet werden.

B.
Gebuhrenordnung

§ C 56 Allgemeine Bestimmungen
Ersetzt durch § 46.

§ C 57 Gebiihren fiir Dienstleistungen am Dienstort
Ersetzt durch § 46.

§ C 58 Gebiihren fiir Dienstleistungen ausserhalb des Dienstortes
Ersetzt durch § 46.
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§ C 59 Reisekosten
Ersetzt durch § 46.

§ C 60 Tag- und Ubernachtungsgeld
Ersetzt durch § 46.

§ C 61 Auflendienstzulage

Den regelmafRig im AuRendienst verwendeten Arbeitern kann —auch neben den Reisegebuhren (§ 58)
— eine AulRendienstzulage, abgestuft nach der Dauer der Verwendung im Auf3endienst und nach der
Verwendung am Dienstort oder aulderhalb desselben, gewahrt werden.

§ C 62 Gebiihren fiir Dienstleistungen ausserhalb des Bundesgebietes
Ersetzt durch § 46.

§ C 63 Erkankung, Tod wdhrend einer Dienstleistung ausserhalb des Dienstortes
Ersetzt durch § 46 Abs 6 und 7.

§ C 64 Abordnung

Entféallt.
§ C 65 Versetzung, Ubersiedlungsgebiihren
Entféllt.
Abschnitt IV
Pensionsrecht
§ C 65a

(1) Die Bestimmungen des Abschnittes IV finden nur auf jene Arbeiterinnen/Arbeiter Anwendung, die
vor dem 1. Mai 2004 in den Dienst der KFA eingetreten sind.

(2) Die Bestimmungen uber die Witwen(Witwer)pension des Abschnittes IV sind auf hinterbliebene
eingetragene Partnerinnen und Partner und eingetragene Partnerschaften nach dem EPG sinngemaf
anzuwenden.

§ C 66 Leistungen

§§ C 66 bis C 88a entfallen fur alle Arbeiter/innen, die nach dem 30. April 2004 in den Dienst der
KFA eingetreten sind.

(1) Leistungen nach diesem Pensionsrecht sind:

1. die Pension (§ C 68) einschlielich allfalliger Kinderzulagen,
2. die Witwen(Witwer)pension (§ C 69),

3. die Waisenpension (§ C 70),

4. die Abfindung (§ C 71).

(2) Leistungen gemafl Abs. 1 Z 2 bis 4 sind vom Anspruchsberechtigten oder seinem gesetzlichen Ver-
treter zu beantragen.
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§ C 67 Allgemeine Leistungsvoraussetzungen

(1) Anspruch auf Leistungen besteht nach Mal3gabe der folgenden Bestimmungen, wenn der Arbeiter
1. den erhdhten Kindigungsschutz (§ C 20) erworben,

2. eine zehnjahrige Wartezeit (§ C 16) erfullt und

3. Pensionsbeitrage (§ C 87) entrichtet und nicht rlickerstattet erhalten hat.

Ubergangsbestimmung § C 139

(2) Die Erfordernisse des Abs. 1 Z 1 und 2 entfallen, wenn die Dienstunfahigkeit oder der Tod als Folge
eines im Dienste der KFA erlittenen Arbeitsunfalles (einer Berufskrankheit) im Sinne der §§ 175 bis 177
ASVG bzw. der §§ 90 bis 92 B-KUVG eintritt.

§ C 68 Pension

Anspruch auf Pension hat — nach Erflllung der Leistungsvoraussetzungen des § C 67 — der nach den
Bestimmungen des § C 32a in den Ruhestand versetzte Arbeiter.

§ C 69 Witwen(Witwer)pension

(1) Anspruch auf Witwen(Witwer)pension hat
1. die/der Witwe(r) eines/einer verstorbenen Arbeiters/-in (Pensionisten/-in),

2. die Ehegattin/der Ehegatte eines/einer abgangigen Arbeiters/-in (Pensionisten/-in), falls dessen/de-
ren Tod wahrscheinlich ist, wenn im Zeitpunkt des Todes des/der Arbeiters/-in die Leistungsvorausset-
zungen des § C 67 erflillt sind.

(2) Der Anspruch gemald Abs. 1 besteht nicht, wenn

1. seit der EheschlieBung noch nicht sechs Monate verstrichen sind;

2. der Altersunterschied der beiden Ehegatten mehr als 25 Jahre betragt und die Ehe noch nicht drei
Jahre gedauert hat;

3. die Ehe nach Vollendung des 60. Lebensjahres des Arbeiters (Pensionisten) geschlossen wurde
und noch nicht drei Jahre gedauert hat oder der Altersunterschied der beiden Ehegatten mehr als
25 Jahre betragt;

4. die Ehe rechtskraftig geschieden ist,

5. die Witwe (der Witwer) durch ein rechtskraftiges strafgerichtliches Urteil GUberwiesen ist, den Tod
des/der Arbeiters/-in (Pensionisten/-in) durch eine vorsatzliche Handlung verschuldet oder mitver-
schuldet zu haben.

(3) Abs. 2 Z 1 bis 3 gelten nicht, wenn

1. der Tod des/der Arbeiters/-in als Folge eines im Dienste der KFA erlittenen Arbeitsunfalles (einer
Berufskrankheit) im Sinne der §§ 175 bis 177 ASVG bzw. der §§ 90 bis 92 B-KUVG eingetreten ist;

2. in dieser Ehe ein Kind geboren oder durch diese Ehe legitimiert wurde;
3. die Witwe sich im Zeitpunkt des Todes des Arbeiters (Pensionisten) erwiesenermallen im Zustande
der Schwangerschaft befunden hat und das Kind lebend geboren wurde.

(4) Sofern nicht ohnehin gemal} Abs. 2 kein Anspruch auf Witwen(Witwer)pension besteht, gebuhrt die
Pension nach Abs. 1 in den Fallen des § 258 Abs. 2 ASVG nur so lange, wie auch ein Anspruch auf
eine gesetzliche Witwen(Witwer)pension gegeben ist. Die Witwe (der Witwer) ist verpflichtet, dem Ver-
sicherungstrager die zeitliche Begrenzung des gesetzlichen Pensionsanspruches bekannt zu geben.
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Ubergangsbestimmung § C 124

§ C 70 Waisenpension

(1) Anspruch auf Waisenpension haben die Kinder (§ C 37 Abs. 1 Z 1 bis 5)
1. eines verstorbenen Arbeiters (Pensionisten),
2. eines abgangigen Arbeiters (Pensionisten), falls dessen Tod wahrscheinlich ist,

wenn der Arbeiter (Pensionist) im Zeitpunkt des Todes die Leistungsvoraussetzungen des § C 67 er-
fullt hat.

(1a) Einem Kind, das das 18. Lebensjahr, aber noch nicht das 27. Lebensjahr vollendet hat, und das
Uber keine Einklnfte (§ 2 Abs. 3 EStG 1988) verflgt, die den um 29,80 € erhdhten Richtsatz geman
§293 Abs. 1 lit. a sublit. bb und Abs. 2 ASVG Ubersteigen, gebuhrt die Waisenpension.

1. solange es in einer Schul- oder Berufsausbildung steht, die seine Arbeitskraft Giberwiegend in An-
spruch nimmt, bis zur ordnungsgemafien Beendigung der Ausbildung;

2. fUr die Zeit zwischen der Ablegung der Reifeprifung und dem Antritt des Prasenz-, Zivil- oder Aus-
bildungsdienstes von Frauen beim Bundesheer, langstens aber fur einen Zeitraum von sechs Mona-
ten;

3. solange es den Prasenz-, Zivil- oder Ausbildungsdienst von Frauen beim Bundesheer leistet, sofern
dadurch der Beginn einer Ausbildung im Sinne der Z 1 verzogert oder eine bereits begonnene Ausbil-
dung unterbrochen wird; wird die Ausbildung wahrend des Prasenz-, Zivil- oder Ausbildungsdienstes
von Frauen beim Bundesheer abgeschlossen, gebluhrt die Waisenpension nur bis zur Beendigung der
Ausbildung;

4. fur die Zeit zwischen der Beendigung des Prasenz-, Zivil- oder Ausbildungsdienstes von Frauen
beim Bundesheer und dem Beginn oder der Fortsetzung der Schul- und Berufsausbildung, langstens
aber fUr einen Zeitraum von sechs Monaten.

Die gemal} Z 3 oder 4 gewahrten Waisenpensionen sind rickwirkend ab Beginn des Prasenz-, Zivil-
oder Ausbildungsdienstes von Frauen beim Bundesheer zu entziehen, wenn die Schul- oder Berufs-
ausbildung nicht zum frihestmoglichen Zeitpunkt nach Beendigung des Prasenz-, Zivil- oder Ausbil-
dungsdienstes von Frauen beim Bundesheer, spatestens aber nach sechs Monaten, begonnen oder
fortgesetzt wird.

(1b) Zur Schul- oder Berufsausbildung zahlt auch ein angemessener Zeitraum fur die Vorbereitung auf
die Ablegung der entsprechenden Abschlussprifungen und auf die Erwerbung eines akademischen
Grades. Im Ubrigen sind fiir die Beurteilung, ob die Schul- oder Berufsausbildung beendet ist, das ge-
wahlte Studien- oder Berufsziel und die flr das Erreichen des gewahlten Zieles geltenden Ausbil-
dungsvorschriften maf3gebend.

(1¢) Wenn das Kind eine in § 3 StudFG genannte Einrichtung besucht, geblhrt die Waisenpension nur
dann, wenn es ein ordentliches Studium ernsthaft und zielstrebig im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. b FamLAG
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 311/1992 betreibt.

(2) Ein und demselben Kind gebihrt die Waisenpension nur einmal. Bestiinde Anspruch auf Waisen-
pension geman Abs. 1 oder gemaRk § A 80 des Kollektivvertrages fir Angestellte und Arzte/Arztinnen
der KFA nach beiden bei der KFA beschaftigt gewesenen Elternteilen, so geht der hdhere Anspruch
bevor.

(3) Einem Kind, das das 18. Lebensjahr vollendet hat und das Uber keine Einklnfte (§ 2 Abs. 3 EstG
1988) verflgt, die das in Abs. 1a angefuhrte Ausmal} Ubersteigen, geblhrt die Waisenpension, so-
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lange es wegen korperlicher oder geistiger Gebrechen erwerbsunfahig ist, sofern das Gebrechen vor
Vollendung des 18. Lebensjahres oder wahrend der Zeitrdume, die flr die gemal Abs. 1a bis 1c An-
spruch auf Waisenpension bestand, eingetreten ist. Bei Unterbringung in einer Anstalt entscheidet die
KFA, ob die Waisenpension wahrend des Aufenthaltes zu gewahren ist. Abs. 4 ist anzuwenden.

(4) Einem verheirateten (verpartnerten) Kind, das das 18. Lebensjahr vollendet hat, gebuhrt bei Zutref-
fen der sonstigen Voraussetzungen die Waisenpension dann, wenn die Einkunfte (§ 2 Abs. 3 EStG
1988) des Kindes und seiner Ehegattin/seines Ehegatten (eingetragenen Partnerin/eingetragenen
Partners) zusammen den um € 29,80 erhohten Richtsatz gemal’ § 293 Abs. 1 lit. a sublit. aa und Abs. 2
ASVG nicht Ubersteigen.

(5) Bei der Ermittlung der EinkUnfte gemal Abs. 1a, 3 und 4 bleiben Bezlge aul3er Betracht, die ein in
Schulausbildung befindliches Kind auf Grund einer ausschlieRlich wahrend der Schul(Hochschul)fe-
rien ausgeubten Beschaftigung bezieht; Einkinfte, die fur einen nicht feststellbaren Zeitraum zuflie-
Ren, gelten als Einklinfte des betreffenden Kalenderjahres.

§ C 71 Abfindung

(1) Anspruch auf Abfindung der Witwen(Witwer)pension hat die/der Witwe(r), wenn sie/er sich wieder
verehelicht.

§ C 7la 13. und 14. Pension

Zu den monatlichen Pensionsleistungen gemaf § C 66 Abs. 1 Z 1 bis 3 gebuhren in jedem Kalender-
jahr eine 13. und eine 14. Pension.

§ C 72 Ausserordentliche Leistungen

(1) Der Vorstand kann Arbeitern oder deren Hinterbliebenen (Witwe, Witwer, Waisen) in besonders be-
rucksichtigungswurdigen Fallen — auch wenn die Leistungsvoraussetzungen nach diesem Pensions-
recht nicht erflllt sind — einmalige oder wiederkehrende, jederzeit widerrufliche Leistungen gewahren.
Diese Leistungen durfen jedoch das Hochstausmal} der Pensionsleistungen gemal §§ C 74, C 76 und
C 77 nicht Ubersteigen.

(2) Eine Uberschreitung des HochstausmaRes der Pensionsleistung (§§ C 74, C 76 und C 77) im
Wege eines Sondervertrages ist ausgeschlossen.

§ C 73 Bemessungsgrundlage

(1) Die Bemessungsgrundlage der Pension (§ C 68) ist wie folgt zu ermitteln:

1. Fur jeden nach dem 31. Dezember 1987 liegenden Monat, fir den gemal} § C 87 ein Pensionsbei-
trag geleistet wurde (Beitragsmonat) ist die Beitragsgrundlage festzustellen, wobei nur die jeweils
beitragspflichtig gewesenen Bezlge zu berucksichtigen sind. Sonderzahlungen bleiben dabei au-
Rer Betracht.

2. Beitragsgrundlagen aus den dem Jahr der Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand vorange-
gangenen Jahren sind mit den Aufwertungsfaktoren gemaf den §§ 108 Abs. 4 und 108c ASVG auf-
zuwerten.

3. Bemessungsgrundlage ist grundsatzlich die Summe der 480 héchsten Beitragsgrundlagen nach
Z 1 und 2, geteilt durch die Anzahl der entsprechenden Beitragsmonate. Liegen weniger als 480
Beitragsmonate vor, so ergibt sich die Bemessungsgrundlage aus der Summe aller Beitragsgrund-
lagen nach Z 1 und 2, geteilt durch die Anzahl der vorhandenen Beitragsmonate. Die Erfassung der
fur die Bildung der Bemessungsgrundlage heranzuziehenden hochsten Beitragsgrundlagen erfolgt
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auf Basis der durchschnittlichen monatlichen Beitragsgrundlagen pro Kalenderjahr, wobei auch das
Kalenderjahr der Ruhestandsversetzung hinsichtlich der vorhandenen Beitragsmonate mitbertck-
sichtigt wird.

4. Bei Kurzung oder Entfall der Bezlige gemaf § C 25 sind, wenn wahrend dieser Zeiten laufend Pen-
sionsbeitrage gemal § C 87 Abs. 5c entrichtet worden sind, der Bildung der Bemessungsgrundlage
gemald Z 3 jene Dienstbeziige zugrunde zulegen, die bei weiterer (ungeschmalerter) Dienstleistung
jeweils gebuhrt hatten.

Ubergangsbestimmung § C 162

(2) Den Arbeitern sind jahrlich die Beitragsgrundlagen des vorangegangenen Kalenderjahres schrift-
lich mitzuteilen.

(3) Fur jeden Monat, der zwischen dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand
und dem Ablauf des Monats liegt, in dem der Arbeiter den in § 253b Abs. 1 ASVG in Verbindung mit
§ 607 Abs. 10, 12 bzw. 14 ASVG genannten Lebensmonat vollenden wird, ist die Bemessungsgrund-
lage gemafd Abs. 1 um 0,139 % zu kurzen. Das sich aus dieser Kurzung ergebende Prozentausmal}
der Bemessungsgrundlage ist auf drei Dezimalstellen zu runden.

Geltende Fassung/1. Anderung
Ubergangsbestimmung § C 144

(4) Eine Kurzung nach Abs. 3 findet nicht statt, wenn
1. der Arbeiter gestorben oder

2. die Dienstunfahigkeit des Arbeiters als Folge eines im Dienst der KFA erlittenen Arbeitsunfalles (ei-
ner Berufskrankheit) im Sinne der §§ 175 bis 177 ASVG bzw. der §§ 90 bis 92 B-KUVG eingetreten
oder

3. die Dienstunfahigkeit des Arbeiters durch einen Anspruch auf Invaliditatspension gemaf § 254
ASVG bzw. auf Berufsunfahigkeitspension gemaf § 271 ASVG bzw. § 6 APG bzw. auf Knappschafts-
vollpension gemal § 279 ASVG begriindet (§ C 32b Abs. 2 Z 1) oder

Geltende Fassung/7.Anderung
4. die Versetzung in den Ruhestand gemal § C 32a Abs. 3 ausgesprochen worden ist.

(5) Die nach Abs. 3 gekurzte Bemessungsgrundlage darf 90 % der gemal} Abs. 1 ermittelten Bemes-
sungsgrundlage nicht unterschreiten.

Ubergangsbestimmung § C 145

(6) Wenn aufgrund einzelvertraglicher Vereinbarung oder gerichtlicher Entscheidung gemaf §§ 15h ff
MSchG bzw. §§ 8 ff VKG nicht der gesamten, gemaly § C 74 Abs. 1 fur die Pensionsbemessung anre-
chenbaren Dienstzeit eine einheitliche wochentliche Arbeitszeit zugrunde liegt, dann ist die Bemes-
sungsgrundlage folgendermal3en zu ermitteln:

1. Die in den Monaten mit Teilzeit festgestellten Beitragsgrundlagen sind auf Vollzeit hochzurechnen.

2. Samtliche festgestellte Beitragsgrundlagen sind im Anschluss entsprechend dem Verhaltnis der
voneinander abweichenden, vereinbarten oder gerichtlich festgestellten Arbeitszeiten sowohl ihrer
Dauer als auch ihrem Ausmal’ nach zu senken.
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3. Wenn nicht alle fur die Pensionsbemessung anrechenbaren Dienstzeiten in der gemal} § C 74
Abs. 1 zu bertcksichtigenden Gesamtdauer Deckung finden, sind die Monate mit der geringsten
wochentlichen Arbeitszeit auszuscheiden.

4. Auf Basis der so ermittelten Beitragsgrundlagen ist gemaR Abs. 1 bis 5 die Bemessungsgrundlage
zu ermitteln.
Geltende Fassung/7. Anderung

Ubergangsbestimmung § C 161

§ C 74 Ausmafs der Pension

(1) Unbeschadet der gemal} § C 67 zu erfullenden Wartezeit werden fur die Ermittlung der Hohe der
Pension (§ C68) fur die ersten 120 anrechenbaren Kalendermonate jeweils 0,25 % der Bemessungs-
grundlage herangezogen. Ab dem 121. anrechenbaren Kalendermonat erhoht sich die Pension mit je-
dem weiteren anrechenbaren Kalendermonat um 0,139 % der Bemessungsgrundlage bis zum
Hochstausmald von 80 % der Bemessungsgrundlage. Bruchteile eines Kalendermonates von mindes-
tens finfzehn Tagen werden als voller Kalendermonat gerechnet; Bruchteile eines Kalendermonates
in geringerem Ausmal bleiben unbericksichtigt. Der sich bei der Berechnung ergebende Prozentsatz
ist auf drei Dezimalstellen zu runden.

Ubergangsbestimmung § C 125

(2) Abgesehen von den Fallen des § C 73 Abs. 6 darf die Pension 30 % der Bemessungsgrundlage
gemald § C 73 Abs. 1 nicht unterschreiten.

Ubergangsbestimmung § C 146

§ C 75 Kinderzulage

Zur Pension (§ C 68) wird die Kinderzulage (§ 40) unter den gleichen Voraussetzungen und in der glei-
chen Hohe wie zu den Dienstbezigen gewahrt, wenn eine gesetzliche Pension aus dem Versiche-
rungsfall der geminderten Arbeitsfahigkeit oder der Erwerbsunfahigkeit bezogen wird und fur die Er-
mittlung des Ausmalies der Pension gemal C 74 Abs. 1 weniger als 80 % der Bemessungsgrundlage
zur Anwendung kommen.

§ C 76 AusmafS der Witwen(Witwer)pension

Die Witwen(Witwer)pension (§ C 69) betragt 60 % der Pension, die dem/der verstorbenen Gatten/-in
im Zeitpunkt des Anfalles der Witwen(Witwer)pension gebihrt hat oder gebuhrt hatte. Wird die Witwen
(Witwer)pension wegen Abgangigkeit des/der Arbeiters/in (Pensionisten/in) gewahrt, ist fir die Be-
messung der Zeitpunkt mafdgebend, in dem der Tod wahrscheinlich eingetreten ist, spatestens jedoch
der Tag, fur den Dienstbezlige zuletzt gezahlt worden sind.

§ C 77 Ausmaf$ der Waisenpension
Die Waisenpension (§ C 70) betragt fur jedes einfach verwaiste Kind 40 %, fur jedes doppelt verwaiste
Kind 70 % der Witwen(Witwer)pension.
§ C 78 Hochstausmaf der Hinterbliebenenpensionen

Der Gesamtbetrag der Hinterbliebenenpensionen (§§ C 69 und C 70) darf nicht hoher sein als die um
10 % ihres Betrages erhdhte Pension, auf die der Verstorbene im Zeitpunkt seines Todes einschliel3-
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lich der Kinderzulage Anspruch gehabt hat oder gehabt hatte. Innerhalb dieses Hochstausmales sind
die einzelnen Hinterbliebenenpensionen verhaltnismalig zu kirzen. Fur jedes nachgeborene Kind er-
hoht sich der Hochstbetrag um eine Kinderzulage. Beim Wegfall einer Hinterbliebenenpension erho-
hen sich die verbleibenden Pensionen bis zum zulassigen Hochstausmald.

§ C 79 Ausmaf der Abfindung

Die Abfindung der Witwen(Witwer)pension geblhrt im Ausmal des dreifachen Jahresbetrages der
Witwen(Witwer)pension (§ C 76), auf die zuletzt Anspruch bestand, abzuglich der gemall § C§ C
83a und 83b angerechneten Leistung; in den Fallen des § C 82 Abs. 4 darf sie jedoch den Gesamtbe-
trag, der bis zum Wegfall des Pensionsanspruches noch zu zahlen ware, nicht tberschreiten.

§ C 80 Ausmaf der 13. und 14. Pension

(1) Die 13. Pension gebuhrt im Ausmal} der Aprilpension, die 14. Pension im Ausmaf der September-
pension.

(2) Besteht Anspruch auf Auszahlung der Pensionsleistungen nur wahrend eines Teiles des Kalender-
jahres, so geblhren die 13. und 14. Pension nur anteilsmaRig.
§ C 81 Anfall der Leistungen

(1) Die Pension (§ C 68) fallt mit dem Beginn des Ruhestandes an, wenn es sich dabei um einen Mo-
natsersten handelt, sonst mit dem auf die Versetzung in den Ruhestand folgenden Monatsersten.

(2) Die Hinterbliebenenpensionen (§§ C 69 und C 70) fallen an,

1. wenn der Antrag binnen sechs Monaten nach dem Tod gestellt wird

a) mit dem dem Tod des Arbeiters folgenden Monatsersten bzw.

b) mit dem dem Tod des Pensionisten folgenden Tag;

2. sonst mit dem Tag der Antragstellung;

3. im Falle der Abgangigkeit

a) mit dem der Einstellung der Dienstbezlige des Arbeiters folgenden Monatsersten bzw.

b) mit dem dem Wegfall der Pension folgenden Tag.
Ubergangsbestimmung § C 147

(2a) Wird ein Antrag auf Waisenpension nicht fristgerecht gestellt, so fallt die Waisenpension an,

1. sofern der Antrag langstens bis zum Ablauf von sechs Monaten nach dem Eintritt der Volljahrigkeit
der Waise gestellt wird,

a) mit dem dem Tod des Arbeiters folgenden Monatsersten bzw.

b) mit dem dem Tod des Pensionisten folgenden Tag;
2. sonst mit dem Tag der Antragstellung.

(3) Die Waisenpension (§ C 70) eines nachgeborenen Kindes fallt an,

1. wenn der Antrag binnen zwei Jahren nach der Geburt des Kindes gestellt wird, mit dem Tag der Ge-
burt des Kindes, frihestens jedoch mit dem der Einstellung der Dienstbezlge des Arbeiters folgenden
Monatsersten;

2. sonst mit dem Tag der Antragstellung.
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(3a) Die Antragsfrist verlangert sich bei Waisenpensionsberechtigten um die Dauer eines Verfahrens
zur Feststellung der Vaterschaft bzw. zur Bestellung des Vormundes. Bei nachtraglicher amtlicher
Feststellung des Todestages beginnt die Antragsfrist erst mit dem Zeitpunkt dieser Feststellung.

(4) Die Abfindung (§ C 71) fallt mit dem der Wiederverehelichung der/des Witwe(rs) bzw. der Vereheli-
chung der Waise folgenden Monatsersten an.

§ C 82 Wegfall der Leistungen

(1) Jede Leistung nach diesem Pensionsrecht fallt weg

1. mit dem Todestag des Pensionsberechtigten,

2. Entfallen ab 1.1.1996,

3. bei Wegfall der Voraussetzungen gemall § C 69 Abs. 1 Z 2.

(2) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 1 fallen weg

1. die Pension mit dem Tage des Dienstantrittes im Falle der Wiedereinberufung zum Dienst (§ C 33);
2. die Witwen(Witwer)pension mit dem Tag, an dem sich die/der Witwe(r) wieder verehelicht;

3. die Waisenpension mit dem Tag, an dem die Kindeseigenschaft gemal § C 37 zu bestehen aufge-
hort hat.

(3) FUr den Kalendermonat, in dem der Grund des Wegfalles eingetreten ist, gebuhrt nur der verhalt-
nismafige Teil der Leistung nach diesem Pensionsrecht.

Ubergangsbestimmung § C 148

§ C 83 Auszahlung der Leistungen

(1) Die Pensionsleistungen werden monatlich im Nachhinein am Ersten des Folgemonats gezahlt, die
13. und 14. Pension zu den Terminen der gesetzlichen Pension gemal § 105 Abs. 4 ASVG § C 49
Abs. 6 gilt sinngemal.

(1a) Wenn und insoweit eine Leistung nach diesem Pensionsrecht infolge des Todes des(r) An-
spruchsberechtigten zu Unrecht auf dessen (deren) Konto Uberwiesen wird, ist sie auf die durch die-
sen Todesfall entstehenden pensionsrechtlichen Anspriche anzurechnen oder sonst in geeigneter
Weise hereinzubringen.

(2) Auf Verlangen der KFA haben die Anspruchsberechtigten Lebensbestatigungen beizubringen. So-
lange diese Bestatigungen nicht beigebracht sind, kdnnen die Leistungen zuriickgehalten werden.

§ C 83a Anrechnung der Leistungen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung

(1) Auf Leistungen nach diesem Pensionsrecht ist eine fiktive gesetzliche Pension nach MalRgabe der
folgenden Bestimmungen anzurechnen.

(2) Entfallt (7. Anderung).

(3) Anrechenbar gemal’ Abs. 1 ist nach Mal3gabe der folgenden Bestimmungen jene fiktive gesetzli-
che Pension, die sich unter Berlcksichtigung der fur die Pensionsbemessung nach § C 16 Abs. 1 bis 3
herangezogenen Zeiten ergibt:

1. Die Bemessungsgrundlage ist nach den Regeln des § C 73 Abs. 1 und Abs. 6 zu ermitteln, wobei
anstatt der im § C 73 Abs. 1 Z 3 angefuhrten 480 Monate
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201 216 Monate

20 D e 226 Monate
20 236 Monate
20T e 246 Monate
208 e 256 Monate
200 266 Monate
2020 . e 274 Monate
202 e 282 Monate
202 e 290 Monate
202 e 298 Monate
20024 . 306 Monate
202D e 312 Monate
2026 .. e 318 Monate
2027 e 324 Monate und
AD 2028 .. 330 Monate

heranzuziehen sind.

2. Zur Bildung der Bemessungsgrundlage sind die gemal} § C 87 Abs. 2a jeweils beitragspflichtig ge-
wesenen Bezluge bis zu der in der Bemessungszeit jeweils geltenden Hochstbeitragsgrundlage ge-
mal § 45 ASVG heranzuziehen; bei Kirzung oder Entfall der Beziige gemalf § C 25 sind, wenn wah-
rend dieser Zeiten laufend Pensionsbeitrage gemal § C 87 Abs. 5c entrichtet worden sind, die voran-
geflhrten Dienstbezlge, die bei weiterer (ungeschmalerter) Dienstleistung jeweils gebuhrt hatten, fur
die Bildung der Bemessungsgrundlage heranzuziehen, ansonsten jene Dienstbezluge, die unmittelbar
vor der Kurzung bzw. dem Entfall der Bezuge gebuhrt haben.

2a. Entféllt (7. Anderung).

3. Als Bemessungszeitpunkt gilt — ausgenommen in den Fallen des Abs. 4a — der Zeitpunkt des Anfal-
les der Leistung nach diesem Pensionsrecht; in den Fallen des Abs. 4a gilt der Zeitpunkt des Anfalles
der gesetzlichen Pension gemal Abs. 2 Z 1 als Bemessungszeitpunkt;

4. Die fiktive gesetzliche Pension besteht aus einem der Summe der Steigerungspunkte entsprechen-
den Steigerungsbetrag (Prozentsatz der Bemessungsgrundlage). Im Einzelnen gilt Folgendes:

a) Die gemall § C 16 Abs. 1 und 2 fir die Pensionsbemessung anzurechnenden Zeiten sind ohne
Rucksicht auf die zeitliche Lagerung bis zum Héchstausmal von 480 Monaten in Steigerungspunkte
umzurechnen, wobei fur je zwolf Versicherungsmonate 1,8 Steigerungspunkte vergeben werden.
Bleibt ein Rest von weniger als zwdlf Monaten, so ist fur jeden Restmonat ein Zwolftel des in Betracht
kommenden Punktewertes — auf drei Dezimalstellen gerundet — heranzuziehen. Bei Arbeitern, die in-
nerhalb der ersten 40 fur die Pensionsbemessung gemaf § C 16 Abs. 1 anrechenbaren Dienstjahre
Zeiten aufweisen, wahrend der sie auf Grund gesetzlicher Vorschriften von der Pensionsversiche-
rungspflicht ausgenommen waren, sind zur Ermittlung der fiktiven gesetzlichen Pension nur Steige-
rungspunkte fur die in dem angefihrten Zeitraum liegenden Versicherungsmonate im Sinne des
§ 224 ASVG zu vergeben.

b) Wenn und insoweit bei Inanspruchnahme der Invaliditats- oder Berufsunfahigkeitspension der Stei-
gerungsbetrag aus den nach lit. a bertcksichtigten Steigerungspunkten 60 % der Bemessungsgrund-
lage nicht erreicht, sind auch die Monate ab dem Bemessungszeitpunkt bis zum Monatsersten nach
Vollendung des 56. Lebensjahres als Versicherungsmonate zu bertcksichtigen, wobei nachstehendes
zu beachten ist:
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ba) Fallt der Zeitpunkt der Vollendung des 56. Lebensjahres selbst auf einen Monatsersten, so gilt die-
ser Tag als Monatserster im Sinne des Einleitungssatzes.

bb) Fur je zwdlf solcher Kalendermonate ergeben sich 1,8 Steigerungspunkte; bleibt ein Rest von we-
niger als zwolf Monaten, so ist flr jeden Restmonat ein Zwolftel des genannten Punktewertes heran-
zuziehen.

bc) Der Steigerungsbetrag darf weder den sich aus lit. a ergebenden héchstmaoglichen Prozentsatz
noch den sich aus § C 74 ergebenden um 5 Prozentpunkte reduzierten Prozentsatz Uberschreiten.

¢) Zusatzlich zu den in lit. a genannten Zeiten und Uber das in dieser Bestimmung angefihrte Hochst-
ausmalf von 480 Monaten hinaus sind Zeiten einer nach Versetzung in den Ruhestand aufgenomme-
nen Weiterversicherung in der Pensionsversicherung zu berucksichtigen, wenn die Beitrage zur Wei-
terversicherung vom Dienstgeber getragen worden sind; die Erfassung dieser Zeiten in Steigerungs-
punkten erfolgt nach Malgabe der lit. a.

d) Im Falle der Inanspruchnahme eines nach friheren Bestimmungen gewahrten Ausstattungsbeitra-
ges aus der gesetzlichen Pensionsversicherung sind auch jene Versicherungsmonate heranzuziehen,
fur die der Ausstattungsbeitrag gewahrt wurde.

e) Kinderzuschusse (§ 262 bzw. § 286 ASVG) sind nicht heranzuziehen.

f) Entféllt (7. Anderung).

5. Die fiktive Witwen(Witwer)pension betragt 60 % der fiktiven gesetzlichen Pension des/der Verstor-
benen zum Zeitpunkt der Anfalles der Witwen(Witwer)pension.

Ubergangsbestimmung § C 126
Ubergangsbestimmung § C 149
Ubergangsbestimmung § C 163
Ubergangsbestimmung § C 164

(4) Wurde nach Anrechnung der fiktiven gesetzlichen Pension das Ausmal} der Leistung nach diesem
Pensionsrecht die Differenz zwischen der Pension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung (aus-
genommen Kinderzuschisse, Pensionsanteile aus einer freiwilligen Hoherversicherung) und der Pen-
sionseinkommensgrenze (das sind 80 % der durchschnittlichen Pensionsbeitragsgrundlagen geman $
C 87 Abs. 2a der letzten zwoIf Monate, bzw. sofern dies fur den/die ArbeiterIn gunstiger ist, 80 % der
sich aufgrund der letzten Einreihung gemaf § C 35 ergebenden monatlichen Bezlige gemaf § C 87
Abs. 2a Z 1, welche bei Zutreffen der in § C 73 Abs. 6 geregelten Voraussetzungen um den sich aus
dieser Regelung ergebenden Arbeitszeitfaktor entsprechend zu vermindern bzw. zu erhdéhen sind)
Uberschreiten, so gebuhrt nur die Differenz; der die Pensionseinkommensgrenze ubersteigende Leis-
tungsanteil ruht maximal im Ausmaf von 40 % der ohne Berlcksichtigung der Pensionseinkommens-
grenze ermittelten Dienstgeberleistung. Kommt es infolge von Anderungen im Bereich des vierten Tei-
les des ASVG zu einem Absinken der gesetzlichen Pension, ist ab deren Wirksamwerden auch die
fiktive gesetzliche Pension (Abs. 3) entsprechend neu zu berechnen; der ruhende Teil der Leistung
nach diesem Pensionsrecht lebt im Ausmald der Verminderung der fiktiven gesetzlichen Pension
auf. Der/die Arbeiterin (Pensionsempfangerin) ist verpflichtet, Leistungsbescheide des Pensionsver-
sicherungstragers ohne unnotigen Aufschub dem Versicherungstrager vorzuweisen; ein allfalliger
Uberbezug ist riickzuerstatten.

Geltende Fassung/2. Anderung
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Ubergangsbestimmung § C 117

(4a) Fallt im Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand nicht gleichzeitig die gesetzliche Pension an,
weil die Anspruchsvoraussetzungen hierfiir noch nicht gegeben sind, und halt der Dienstgeber die
Weiterversicherung in der Pensionsversicherung fur zweckmaRig oder zur Erhaltung der Anwartschaft
fur notwendig, ist der Pensionsempfanger verpflichtet, Gber Aufforderung des Dienstgebers die Weiter-
versicherung in der Pensionsversicherung in der seinem letzten Dienstbezug entsprechenden Hohe
aufzunehmen, die fallig werdenden Beitrage sind in diesem Falle zur Ganze vom Dienstgeber zu tra-
gen. Kommt der Pensionsempfanger dieser Aufforderung nicht nach, ist Abs. 6 anzuwenden.

(5) Entfallt (7. Anderung).

(6) Die Pensionsempfanger haben die Leistungsanspriiche aus der gesetzlichen Pensionsversiche-
rung rechtzeitig geltend zu machen. Die Leistungen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung gel-
ten fur die Anrechnung nach den vorstehenden Vorschriften auch dann als in vollem Male angefallen,
wenn sie aus einem vom Anspruchsberechtigten zu vertretenden Grunde nicht anfallen, nicht in vollem
Umfang gebuhren, wegfallen, ganz oder teilweise ruhen oder verwirkt werden.

Ubergangsbestimmung § C 165

(6a) In Fallen, in denen die weitere Zuerkennung einer befristet zuerkannten Invaliditats-, Berufsunfa-
higkeits- oder Knappschaftsvollpension beantrag worden ist, ist die fiktive gesetzliche Pension bis zum
Abschluss des Verfahrens anzurechnen. Endet das Verfahren mit einer ablehnenden Entscheidung,
so ist im Nachhinein rlickwirkend nur der Pensionsvorschuss gemal § 23 AIVG, dessen Héhe vom
Arbeiter bekannt zu geben ist, anzurechnen. Unterlasst der Betroffene diese Bekanntgabe, bleibt es
bei der Anrechnung der fiktiven gesetzlichen Pension.

(7) Auf eine nach diesem Pensionsrecht wahrend des Prasenz-, oder Zivil- oder Ausbildungsdienstes
von Frauen beim Bundesheer gewahrte Waisenpension ist die gesetzliche Waisenpension nach den
vorstehenden Bestimmungen auch dann anzurechnen, wenn ein Anspruch auf die gesetzliche Wai-
senpension wahrend dieser Zeit nicht besteht.

§ C 83b Anrechnung der Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung

(1) Eine Rente aus einer gesetzlichen Unfallversicherung ist nur auf die sich durch die zusatzliche
Dienstzeitanrechnung (§ C 16 Abs. 5) ergebende Erhéhung der Pensionsleistungen anzurechnen.

(2) Der Pensionsempfanger ist verpflichtet, die KFA von jeder Erhéhung oder Verminderung der ge-
setzlichen Unfallrente unverzlglich zu verstandigen.

§ C 84 Unverfallbarkeit von Anwartschaften

Wenn die allgemeinen Leistungsvoraussetzungen gemaf § C 67 Abs. 1 Z 2 bis 3 erfullt sind, werden
bei Beendigung des Dienstverhaltnisses die erworbenen Anwartschaften unverfallbar, wenn das
Dienstverhaltnis nicht durch

1. Kindigung seitens des Arbeiters,
2. Entlassung aus Verschulden des Arbeiters,
3. unbegrundeten vorzeitigen Austritt

endet; sofern ein Leistungsanspruch gemaf §§ C 68 bis C 70 nicht besteht, gilt § 7 Abs. 3 bis 6 des
Betriebspensionsgesetzes.

www.vida.at


http://www.vida.at

Ubergangsbestimmung § C 118

§ C 84a Anwartschaften bei Beendigung des Dienstverhdltnisses

(1) Die Anwartschaften auf die Pension (§ C 68), die Witwen(Witwer)pension (§ C 69), die Waisenpen-
sion (§ C 70) sowie die Abfindung (§ C 71) bleiben unter den folgenden Voraussetzungen gewahrt:

1. Das Dienstverhaltnis endet vor Erreichen des Anspruchs auf Alterspension gemal} § 253 ASVG
bzw. § 4 Abs. 1 APG durch

a) eine einvernehmliche Aufldsung des Dienstverhaltnisses (insbesondere aus Gesundheitsgrinden
oder bertcksichtigungswurdigen Griinden — z.B. bei Pflege eines schwer erkrankten Angehdorigen) ge-
mali § C 84a,

b) einen begriindeten vorzeitigen Austritt,

c) eine unberechtigte Entlassung,
wenn mangels Inanspruchnahme einer gesetzlichen Pension keine Ruhestandsversetzung erfolgt.

2. Es liegen 35 Dienstjahre, die fur die Wartezeit (§ C 67) und flir die Pensionsbemessung (§ C 74)
anrechenbar (§ C 16) sind vor.

(2) Die Zuerkennung und Berechnung der Pension erfolgt in den Fallen des Abs. 1 mit dem Stichtag
der gesetzlichen Pension; diese Zuerkennung ist einer Versetzung in den Ruhestand gleichzuhalten. §
C 85 Abs. 4 ist nur hinsichtlich jenes Teiles des Abfertigungszeitraumes anzuwenden, der nach dem
Stichtag der gesetzlichen Pension liegt. Fur die Ermittlung der Pensionseinkommensgrenze gemal §
C 83a Abs. 4 sowie der Bemessungsgrundlage gemaf § C 161 Abs. 2 ist die Einreihung/Einstufung
zum Zeitpunkt des Ausscheidens auf Basis des Schemas zum Stichtag der gesetzlichen Pension he-
ranzuziehen.

(3) Erfolgt die Beendigung des Dienstverhaltnisses gemaf Abs. 1, ist § C 84 nicht anzuwenden.
Geltende Fassung/7. Anderung

C § 85 Ruhen von Leistungsanspriichen

(1) Die Leistungsanspruche nach diesem Pensionsrecht ruhen, solange der Berechtigte

1. Bediensteter der KFA ist bzw. von der KFA Dienstbezluge gemall § C 34 Abs. 2 bzw. 3 erhalt, soweit
es sich um eine Pension gemal § C 68 handelt,

2. eine mehr als einmonatige Freiheitsstrafe verbuf3t oder

3. seinen Wohnsitz im Ausland hat oder sich dort langer als sechs Monate aufhalt, es sei denn, dass
ein mit dem Aufenthaltsland abgeschlossenes Sozialversicherungsabkommen (Gegenseitigkeitstber-
einkommen) das Ruhen der Leistungen aus der Pensionsversicherung wegen Auslandsaufenthaltes
ausschlielt; besteht ein solches Abkommen (Ubereinkommen) nicht, kann der nach diesem Pensions-
recht leistungszustandige Versicherungstrager die jederzeit widerrufliche und allenfalls befristete Zu-
stimmung zum Auslandsaufenthalt erteilen.

(2) Fur die Dauer des Ruhens der Pension nach Abs. 1 Z 2 und 3 wird dem im Inland wohnenden, vom
Pensionsberechtigten Gberwiegend erhaltenen Angehdérigen (Gattin; Kinder gemaf § C 37) ein Betrag
in der Hohe der Hinterbliebenenpension (§§ C 69 und C 70) gewahrt, in den Fallen des Abs. 1 Z 2 nur
dann, wenn nicht ihre Mitschuld oder Teilnahme an der strafbaren Handlung durch rechtskraftiges
strafgerichtliches Urteil oder durch rechtskraftigen Bescheid einer Verwaltungsbehorde festgestellt ist.
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(3) In besonders bertcksichtigungswurdigen Fallen kann auf die Anwendung der Ruhensbestimmun-
gen gemal Abs. 1 verzichtet werden.

(4) Gebuhrt dem Pensionsberechtigten eine Abfertigung, so ruht fur jeden vollen Monat des Abferti-
gungszeitraumes ein Monatsbezug der Pension (Witwen-, Waisenpension) und je ein Zwdlftel der
13. und 14. Pension.

§ C 86 Mitteilungspflicht

Alle Bezieher von Pensionszuschissen bzw. von Zuschussen zur Witwen- oder Waisenpension sind
verpflichtet, die KFA, die den Zuschuss gewahrt, von jeder Anderung im Bezug der Pension aus der
gesetzlichen Pensionsversicherung, insbesondere von jeder Erhdhung, dem Ruhen oder der Einstel-
lung, innerhalb von 14 Tagen schriftlich zu verstandigen und diesbezlglich Anfragen der KFA inner-
halb derselben Frist zu beantworten. Solange eine solche in einem eingeschriebenen Brief gestellte
Frage unbeantwortet bleibt, kann der Zuschuss eingestellt werden.

§ C 87 Aufbringung der Mittel

(1) Den Aufwand fur die Leistungen nach diesem Pensionsrecht tragt die KFA.

(2) Die/Der Arbeiterin leistet sowohl von den monatlich fallig werdenden Beziigen als auch vom Ur-
laubszuschuss und von der Weihnachtsremuneration aufRer ihrem/seinem Beitrag zur gesetzlichen
Pensionsversicherung einen Pensionsbeitrag; dieser betragt:

1. von den Bezugen bis zur Hochstbeitragsgrundlage gemal’ § 45 ASVG

a) fur Arbeiterlnnen, die zuletzt nach dem 31. Dezember 1995 in den Dienst eingetreten sind, zusatz-
lich zum Beitrag zur gesetzlichen Pensionsversicherung 1,3 %,

b) fur Arbeiterlnnen, die zuletzt vor dem 1. Janner 1996 in den Dienst eingetreten sind und — unter Be-
dachtnahme auf das Bundesverfassungsgesetz uber unterschiedliche Altersgrenzen von mannlichen
und weiblichen Sozialversicherten — das flir den Anspruch auf Alterspension nach § 253 Abs. 1 ASVG
mafgebende Lebensalter nach dem 1. Juni 2024 erreichen werden, zusatzlich zum Beitrag zur ge-
setzlichen Pensionsversicherung 1,3 %,

c) fur alle anderen Arbeiterinnen zusatzlich zum Beitrag zur gesetzlichen Pensionsversicherung 2,3 %

2. von den den Hochstbetrag gemal} Z 1 Ubersteigenden Bezugen bis zum Zweifachen dieses Hochst-
betrages die Summe der Prozentsatze nach Z 1 lit. a, von den, den Héchstbetrag gemaR Z 2 Uberstei-
genden Bezugsteilen die Summe der Prozentsatze nach Z 1 lit. a zuzuglich 1,45 Prozentpunkten.
(2a) Als Bezlge gelten

1. die als standige Bezige gemall § C 34 Abs. 2 Z 1 bis 8 — mit Ausnahme des nach § 49 Abs. 3 Z 2
ASVG beitragsfreien Teiles der Erschwerniszulage gema® § C 39 Abs. 2 Z 1,

die nichtstandigen Bezlge gemal § C 34 Abs. 3,

das Urlaubsentgelt gemaR § C 47a,

das Entgelt fur Feiertage und Ersatzruhe gemal § C 47b Abs. 1,
das Feiertagsentgelt gemall § C 47b Abs. 2,

die Bezuge bei Erkrankung gemalR § C 48 Abs. 1,

2/14 der AuRRendienstzulage gemal § C 61, wenn und insoweit sie nicht als Aufwandsersatz zu be-
werten ist,

N o R OODN
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8. die Vergutung fur geleistete Mehrstunden im Rahmen einer Teilzeitbeschaftigung.
Geltende Fassung/7. Anderung

Ubergangsbestimmung § C 166
(3) Die Beitragsleistung des Arbeiters gemaf Abs. 2 beginnt mit dem Diensteintritt.
Ubergangsbestimmung § C 127

(4) Soweit nicht Abs. 5 anzuwenden ist, sind von der Beitragsleistung ausgenommen:

1. (Entféllt).

2. (Entfallt).

3. befristet beschaftigte Arbeiter in Saisonbetrieben (§ C 107),

4. Arbeiter, die nicht die dsterreichische Staatsbirgerschaft oder die Unionsburgerschaft besitzen.

Ubergangsbestimmung § C 140
Ubergangsbestimmung § C 167

(5) Die in Abs. 4 genannten Arbeiter konnen fur die Gesamtdauer der beitragsfreien Dienstzeiten ge-
maf § C 16 Abs. 1 Beitrage, berechnet nach den der jeweiligen tatsachlichen Einreihung entsprechen-
den Bezugen (auf Basis des zum Antragszeitpunkt geltenden Lohnschemas — Anlage 1), nachentrich-
ten — jedoch nur erst dann, wenn diese Zeiten fir die Pensionsbemessung in Frage kommen (z.B. Er-
werb der Osterreichischen Staatsburgerschaft oder der Unionsburgerschaft.

Ubergangsbestimmung § C 141
Ubergangsbestimmung § C 167

(5a) Fur die jeweilige Gesamtdauer von Zeiten gemal § C 11a Abs. 4 und § C 16 Abs. 1b kdnnen Bei-
trage nachentrichtet werden:

1. Wird die Beitragsnachentrichtung binnen drei Jahren ab dem Ende der betreffenden Zeit beantragt,
ist der Berechnung der nachzuentrichtenden Beitrage die Einreihung des Arbeiters unmittelbar vor Be-
ginn der betreffenden Zeit zugrunde zu legen, wobei aber das zum Zeitpunkt der Antragstellung gel-
tende Lohnschema (Anlage 1) auf Basis der unmittelbar vor Beginn der betreffenden Zeit vereinbarten
Arbeitszeit zur Anwendung kommt.

2. Wird die Beitragsnachentrichtung nach Ablauf derin Z 1 genannten Frist beantragt, sind die Beitrage
berechnet nach dem zum Zeitpunkt der Beitragsnachentrichtung jeweils gebihrenden Bezug (auf Ba-
sis der unmittelbar vor Beginn der Zeiten gemal} § C 11a Abs. 4 und § C 16 Abs. 1b vereinbarten Ar-
beitszeit), nachzuentrichten.

Auf die dreijahrige Frist sind Zeiten einer Karenz gemal §§ 15 bis 15d MSchG bzw. gemal §§ 2 bis 6
VKG, Zeiten eines Sonderurlaubes gemal § C 19 Abs. 2, Zeiten einer Bildungskarenz gemaf § 11
AVRAG sowie Zeiten gemal § C 16 Abs. 1b, Z 1, 2 und 4 nicht anzurechnen.

(5b) Fur Zeiten gemaf § C 16 Abs. 2 erfolgt die Berechnung der Beitrage nach den der Einreihung im
Zeitpunkt der Antragstellung entsprechenden Bezligen auf Basis der Normalarbeitszeit gemafl § C 8
oder § C 8a.

Ubergangsbestimmung § C 128
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(5¢) Fur Zeiten gemal § C 16 Abs. 3 erfolgt die Berechnung der Beitrage nach den vollen Bezlgen, die
bei weiterer Dienstleistung jeweils gebuhren wirden.

(5d) Fur die Abstattung der Beitrage nach Abs. 5, 5a oder 5b kann eine Teilzahlung, innerhalb von
hdéchstens funf Jahren, der nachzuentrichtenden Beitrage bewilligt werden. In den Fallen des Abs. 5a
sind die Beitrage nach Abs. 5a Z 1 zu berechnen, wenn die Teilzahlung innerhalb der genannten Drei-
jahresfrist beantragt wird; erfolgt wahrend der Beitragsabstattung eine Anderung des Lohnschemas
(Anlage 1), sind die verbleibenden Raten mit dem Prozentsatz zu andern, mit dem der Schemabezug
des Arbeiters geandert wird. In allen anderen Fallen erfolgt die Berechnung nach Abs. 5a Z 2.

(5e) Der Nachentrichtung von Pensionsbeitragen fir Zeiten im Sozialversicherungsdienst (§ C 11a
Abs. 4, § C16 Abs. 1b, 87 Abs. 5) sind jene Beitragssatze, die wahrend der von der Beitragsnachent-
richtung betroffenen Zeiten jeweils aktuelle gewesen sind, zugrunde zulegen; bei einer Nachentrich-
tung von Beitragen gemal § C 16 Abs. 2 sind die zum Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Bei-
tragssatze maligebend.

Ubergangsbestimmung § C 167
Ubergangsbestimmung § C 172

(6) Die Beitragsleistung des Arbeiters bewirkt fur sich allein noch keinen Leistungsanspruch nach die-
sem Pensionsrecht.

§ C 87a Sicherungsbeitrag fiir Pensionisten

Bezieher von Leistungen auf Grund dieses Pensionsrechtes haben von diesen Leistungen einen Si-
cherungsbeitrag zu leisten. Dieser belauft sich fur Leistungen (Leistungsteile)

1. bis zur Héhe von 50 % der monatlichen Hochstbeitragsgrundlage auf 3,3 %,

2. Uber 50 % der monatlichen Hdchstbeitragsgrundlage bis zur Héhe von 80 % der monatlichen
Hochstbeitragsgrundlage auf 4,5 % und

3. Uber 80 % der monatlichen Hochstbeitragsgrundlage auf 9 %.Anpassung der Dienstordnungspen-
sionen.
Geltende Fassung/7.Anderung

§C88

Die Leistungen nach dem Pensionsrecht der DO.C werden zum selben Zeitpunkt wie die gesetzlichen
Pensionen angepasst. Erfolgt die Anpassung der ASVG Pensionen und der Pensionen im Sinne des
Pensionsgesetzes 1965 mit einem einheitlichen Anpassungsfaktor (§ 108 Abs. 5 ASVG), dann ist die-
ser auch auf die DO Pension anzuwenden. Erfolgt eine differenzierte Anpassung der gesetzlichen
Pensionen im ASVG und im Pensionsgesetz 1965, dann erfolgt die Anpassung der DO Pension durch
Abschluss einer Vereinbarung der Kollektivvertragspartner, die sich unter Bedachtnahme auf die Sys-
tematik des DO Pensionsrechts an der Pensionsanpassung im ASVG und im Pensionsgesetz 1965 zu
orientieren hat.

§ C 88a Entziehung von Anspriichen

Einem in den Ruhestand versetzten Arbeiter kann wegen eines Verhaltens, das die KFA zur Entlas-
sung gemal’ § C 31 berechtigen wirde oder berechtigt hatte, nach Maligabe des BPG die Leistung
gemald § C 68 entzogen werden; eine solche MalRnahme bedeutet auch den Verlust aller Anspriiche
auf Hinterbliebenenpensionen (§§ C 69 und C 70).
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Abschnitt V
Disziplinarvorschriften

Disziplinarvorschriften
§§ C 89 bis 104 h ersetzt durch § 7 Abs. 11.

Abschnitt VI
Schlussvorschriften

§ C 105 Anerkennung des Kollektivvertrages

Der Arbeiter hat die Anwendung dieses Kollektivvertrages auf sein Dienstverhaltnis schriftlich anzuer-
kennen.

§ C 106 Saisonbetriebe

Krankenanstalten der KFA ( § C 1 Abs. 5) gelten als Saisonbetriebe, wenn sie in der Regel nicht langer
als zehn Monate fur ihren Betriebszweck geoffnet sind.

§ C 107 Wirksamkeitsbeginn
Entféllt.

) Abschnitt Vi
Ubergangsbestimmungen

§ C 108 Artikel Ill
Ubergangsbestimmung zu Abschnitt IV

Die Bestimmungen des Abschnittes IV finden auf die vor dem 1. September 1968 angefallenen Leis-
tungsanspruche keine Anwendung. Auf diese Anspriche sind weiterhin die Bestimmungen des Ab-
schnittes lll der Dienstordnung fuir die in den Verwaltungsdienststellen der 6sterreichischen Sozialver-
sicherungstrager beschaftigten Arbeiter (DO-Arb.) in der bis 31. August 1968 geltenden Fassung und
die hierzu ergangenen Ubergangsbestimmungen anzuwenden.

§ C 109 Artikel Vi
Ubergangsbestimmung zu Abschnitt IlI
Lohnordnung

Gebuhrt einem Arbeiter eine Differenzzulage gemafd Art. VIl Abs. 2 in der bis 31. Dezember 2000 gel-
tenden Fassung, so gilt diese als standiger Bezug im Sinne des § C 34 Abs. 2 Z 1. Bei Anderungen des
Lohnschemas ist diese Differenzzulage um jenen Prozentsatz zu erhéhen, um den der Lohn des Ar-
beiters (§ C 34 Abs. 2 Z 1) jeweils erhoht wird. Auf diese Differenzzulage sind nur durch Einreihungen
in hohere Lohngruppen oder Dienstklassen sich ergebene Erhéhungen der Dienstbezlige (§ C 34
Abs. 1) anzurechnen.

§ C 110 Artikel XIV
Ubergangsbestimmung zu § C 70

Auf die vor dem 1. April 1980 angefallenen Anspruche auf Zuschuss zur Waisenpension ist die bis
31. Marz 1980 geltende Fassung des § C 70 anzuwenden
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§ C 111 Artikel XV

Arbeitern, denen bis 30. April 1984 eine Schichtzulage gewahrt wurde, auf die nach der ab 1. Mai 1984
geltenden Fassung des § C 45 kein Anspruch besteht, wird die Schichtzulage solange weitergewahrt,
als die Voraussetzungen, nach denen die Zulage bisher gewahrt wurde, gegeben sind.

§ C 112 Artikel XVl
Ubergangsbestimmung zu Abschnitt I bis Ill und V

Empfanger von Pensionszuschissen gemall Abschnitt IV in der bis zum 31. Dezember 1987 gelten-
den Fassung sind hinsichtlich aller durch diese Dienstordnung vorgesehenen Rechte und Pflichten
Empfangern von Pensionen gemal Abschnitt IV gleichgestellt.

§ C 113 Ubergangsbestimmung zu §§ C 8 und C 44b

Die am 31. Dezember 1987 geltende betriebliche (generelle) Arbeitszeiteinteilung und -verteilung gilt
auch nach dem angefihrten Zeitpunkt solange als Betriebsvereinbarung im Sinne des § C 97 Abs. 1
Z 2 des Arbeitsverfassungsgesetzes, als darlber nicht eine andere Betriebsvereinbarung abgeschlos-
sen wird.

§ C 114 Ubergangsbestimmung zu Abschnitt IlI

Ein Differenzbetrag gem. Art. XVIlI Z 3 Abs. 3 in der bis 31. Dezember 2000 geltenden Fassung ge-
buhrt, solange die Anspruchsvoraussetzungen fur die entsprechende(n) Zulage(n) nach den bis
31. Dezember 1987 geltenden Bestimmungen erflillt sind. Er gilt als nichtstandiger Bezug und wird
bei allgemeinen Anderungen des Lohnes nicht erhéht. Auf den Differenzbetrag sind alle nach dem
1. Janner 1988 anfallenden Zulagen gemal § C 34 Abs. 2 Z 5 und Abs. 3 Z 2 anzurechnen, solange
auf diese Zulagen nach der ab 1. Janner 1988 geltenden Fassung der §§ C 39 und C 43 Anspruch
besteht.

§ C 115 Ubergangsbestimmung zu Abschnitt IV

(1) Abschnitt IV in der ab 1. Janner 1988 jeweils geltenden Fassung ist nur anzuwenden auf
a) die nach dem 31. Dezember 1987 in den Ruhestand versetzten Arbeiter (§ 32a) sowie

b) die Witwen bzw. Waisen (§§ C 69 bzw. C 70) nach Pensionsempfangern bzw. nach Arbeitern, die
nach dem 31. Dezember 1987 im aktiven Dienst verstorben sind.

(2) Auf Arbeiter, denen vor dem 1. Janner 1988 ein Pensionszuschuss zuerkannt worden ist, sowie auf
Witwen bzw. Waisen (§§ C 69 bzw. C 70) nach Pensionszuschussempfangern bzw. nach vor dem 1.
Janner 1988 im aktiven Dienst verstorbenen Arbeitern ist Abschnitt IV in der bis zum 31. Dezember
1987 geltenden Fassung anzuwenden.

§ C 116 Artikel XX
Ubergangsbestimmung zu § C 40a

(1) Ergibt sich fir einen am 31. Dezember 1991 im Dienste eines dsterreichischen Sozialversiche-
rungstragers stehenden Arbeiter ab 1. Janner 1992 eine Verminderung oder der Wegfall der Belas-
tungszulage, so gebuhrt die Differenz gegenliber dem fur den Monat Dezember 1991 gezahlten Be-
trag dieser Zulage — in den Fallen des Wegfalls der Gesamtbetrag der Zulage — als Differenzbetrag.

(2) Der Differenzbetrag gebuhrt, solange die Anspruchsvoraussetzungen fur die Belastungszulage
nach den bis 31. Dezember 1991 geltenden Bestimmungen erfillt sind; er gilt als standiger Bezug
im Sinne des § C 34 Abs. 2 Z 7 und wird bei allgemeinen Anderungen des Lohnes nicht erhoht.

www.vida.at


http://www.vida.at

(3) Auf den Differenzbetrag ist jede nach dem 1. Janner 1992 wirksam werdende Erhéhung der Belas-
tungszulage bzw. eine nach diesem Zeitpunkt neu anfallende Belastungszulage anzurechnen.

§ C 117 Artikel XXII
Ubergangsbestimmung zu § C 83a Abs. 4

§ C 83a Abs. 4 ist nicht anzuwenden
1. auf Arbeiter, deren Dienstverhaltnis vor dem 1. Janner 1994 unkindbar geworden ist,

2. auf Arbeiter, fur die vor dem 1. Janner 1994 ein erweiterter Kiindigungsschutz gemaf § C 29 Abs. 2
in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 1993 geltenden Fassung wirksam geworden ist,

3. auf Arbeiter, auf die die in Z 1 und 2 genannten Bedingungen ausschlief3lich deswegen nicht zutref-
fen, weil sie noch keine zehn Dienstjahre gemal® § C 15 zurickgelegt haben, wenn die Summe der
unmittelbar aneinander anschlielienden, nachstehend aufgezahlten Zeiten mindestens zehn Jahre
betragt:

a) Dienstzeiten (Lehrzeiten) gemal} § C 15;
b) Dienstzeiten (Lehrzeiten) vor Vollendung des 18. Lebensjahres;

c) Zeiten einer wahrend des Dienstverhaltnisses in Anspruch genommenen Karenz gemaf §§ 15 oder
15b des Mutterschutzgesetzes bzw. gemal} §§ 2 oder 5 des Vater-Karenzurlaubsgesetzes;

d) Zeiten eines Sonderurlaubes gemal § C 19 Abs. 2;

e) Zeiten eines wahrend des Dienstverhaltnisses abgeleisteten ordentlichen oder aul3erordentlichen
Prasenz- bzw. Zivildienstes mit Ausnahme eines Wehrdienstes als Zeitsoldat nach § 32 WG oder ei-
nes Prasenzdienstes nach dem Bundesgesetz Uber die Entsendung von Angehdrigen des Bundes-
heeres zur Hilfeleistung in das Ausland, BGBI. Nr. 233/1965.

§ C 117a Ubergangsbestimmung zu § C 83a Abs. 4 und § C 117

(1) Der Anwendungsbereich des § C 117 wird auf jene Dienstnehmerinnen eingeschrankt, die vor dem
1. Janner 2014 die Anspruchsvoraussetzungen auf eine gesetzliche Pension aus dem Versicherungs-
fall des Alters — ausgenommen die Korridorpension — erflllen.

(2) Far alle anderen in § C 117 genannten Dienstnehmerlnnen ist § C 83a Abs. 4 mit folgenden Mal3-
gaben anzuwenden:

1. der die Pensionseinkommensgrenze ubersteigende Leistungsanteil runht maximal im Ausmal} von
20 % der ohne Berucksichtigung der Pensionseinkommensgrenze ermittelten Dienstgeberleistung;

2. der die Pensionseinkommensgrenze Ubersteigende Leistungsanteil istim Janner 2014 zu 35/36 ge-
schuitzt; dieser Schutz verringert sich mit jedem weiteren Monat um 1/36.

Fur jedes Dienstjahr zwischen dem 35. und 45. Dienstjahr wird der Prozentsatz der Pensionseinkom-
mensgrenze gemal § C 83a Abs. 4 um 5 %o erhdht, wobei vollendete Monate anteilig zu berticksich-
tigen sind.

Geltende Fassung/7. Anderung

§ C 118 Ubergangsbestimmung zu § C 84

(1) Auf Arbeiter, die vor dem 1. Juli 1990 in den Dienst eines 0sterreichischen Sozialversicherungstra-
ger getreten sind, ist § C 84 in der ab dem 1. Janner 1994 geltenden Fassung nur hinsichtlich der nach
dem 30. Juni 1990 erworbenen Anwartschaften anzuwenden; bezlglich der vor dem 1. Juli 1990 er-
worbenen Anwartschaften sind nach dem 31. Dezember 1993 Abs. 2 und 3 anzuwenden.
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(2) Alle Anwartschaften und Leistungsanspruche nach diesem Pensionsrecht werden verwirkt durch

1. Verlust der Osterreichischen Staatsburgerschaft des Anspruchsberechtigten gemal} § C 68, sofern
der Betroffene nicht die Unionsburgerschaft,

2. Verhangung einer Disziplinarstrafe gemaf Art. XXIV Z 15,
3. Dienstverweigerung gemaf § C 33 Abs. 4,
4. Beendigung des Dienstverhaltnisses gemafl § C 27 Abs. 1 Z 3 bis 7.

(3) Die vom Arbeiter gemafl §§ C 16 und C 87 entrichteten Pensionsbeitrage sind bei Beendigung des
Dienstverhaltnisses — erhoht um die gesetzlichen Zinsen (ABGB - rlckzuerstatten, wenn ein Leis-
tungsanspruch nach diesem Pensionsrecht nicht entsteht.

(4) Auf Arbeiter, die vor dem 1. Janner 1990 in den Dienst eines 6sterreichischen Sozialversicherungs-
tragers getreten sind, ist § C 84 in der ab dem 1. Janner 1994 geltenden Fassung daruber hinaus mit
der MaRgabe anzuwenden, dass die nach dem 30. Juni 1990 erworbenen Anwartschaften auch dann
nicht unverfallbar werden, wenn das Dienstverhaltnis durch einvernehmliche Auflésung endet; in ei-
nem solchen Fall ist Abs. 3 anzuwenden.

§ C 119 Ubergangsbestimmung zu § C 88

§ C 88 in der ab dem 1. Janner 1994 geltenden Fassung ist auch auf Empfanger von Pensionszu-
schiissen im Sinne des Art. XVII Z 4 Abs. 2 der Ubergangsbestimmungen sinngemafl anzuwenden.

§ C 120 Artikel XXl

(1) Mit 1.1.1996 treten in Kraft:

§C1a,§C8a,§C11Abs. 5 §C11aAbs.4,§C 16 Abs. 1, Abs. 1a, Abs. 2, Abs. 4 und Abs. 6, § C 22,
§C29Abs.2725,§C 34 Abs. 9, § C 37 Abs. 6 und Abs. 8, Abs. 10 und Abs. 11, § C 55 Abs. 1 und
Abs.2,§C64 Abs.3,§C65Abs.2724,§C66,§C69Abs.1,Abs.2725,Abs.3Z1undAbs.4,§C 71
Abs.1,§ C 73 Abs. 1, Abs. 2und Abs. 5,§ C74,§C75,§C76,§C78Abs.1,§C 79 Abs. 1,§ C 81
Abs. 1und Abs.4,§C82Abs.2722,§C83aAbs.3Z2a,Z23,Z4lit.abislit. bundZ5,§ C83b,§C 87
Abs. 2 bis Abs. 5 und Abs 5a bis Abs. 5d, Art. XXII Z 2 sowie Anlage 2.

(2) aul3er Kraft:
§C16 Abs. 3,§ C 34 Abs. 27 3,§ C 38, § C 82 Abs. 1 Z 2 sowie Art. XIII.

§ C 121 Ubergangsbestimmung zu § C 16 Abs. 1

(1) § C 16 Abs. 1 in der ab dem 1. Janner 1996 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor die-
sem Tag in den Dienst eines dsterreichischen Sozialversicherungstrager getreten sind, nicht anzuwen-
den. Auf diese Arbeiter ist nach dem 31. Dezember 1995 Abs. 2 anzuwenden:

(2) Auf die Wartezeit (§ C 67) und fur die Pensionsbemessung (§ C 74) sind die bei dsterreichischen
Sozialversicherungstragern zurickgelegten Dienstzeiten ab dem der Vollendung des 20. Lebensjah-
res folgenden Monatsersten anzurechnen, wenn der Arbeiter flr diese Zeiten Beitrage gemal § C 87
(nach)entrichtet hat. Im Falle der Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfahigkeit oder im Falle
der Beendigung des Dienstverhaltnisses durch den Tod des Arbeiters sind die nach Vollendung des
18. Lebensjahres des Arbeiters liegenden Dienstzeiten bei 6sterreichischen Sozialversicherungstra-
gern anzurechnen. Dienstzeiten bei Osterreichischen Sozialversicherungstragern, fur die anlasslich
der Beendigung eines Dienstverhaltnisses Pensionsbeitrage ruckerstattet wurden, sind nur dann an-
rechenbar, wenn der Arbeiter den rickerstatteten Betrag innerhalb von 18 Monaten nach Eintritt in ein
neues Dienstverhaltnis wieder einbezahlt; wird ein Arbeiter in die Dienste eines anderen Versiche-
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rungstragers Ubernommen, sind die ruckzuerstattenden Pensionsbeitrage an den neuen Versiche-
rungstrager zu Uberweisen.

§ C 122 Ubergangsbestimmung zu § C 16 Abs. 1a

§ C 16 Abs. 1a ist auf Arbeiter, denen die Pensionsbeitrage anlasslich der Beendigung eines friheren
Dienstverhaltnisses unverzinst rickerstattet worden sind, nicht anzuwenden.

§ C 123 Ubergangsbestimmung zu § C § 16 Abs. 2

(1) § C 16 Abs. 2 in der ab dem 1. Oktober 2000 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor dem
1. Janner 1996 in den Dienst der KFA bzw. eines Osterreichischen Sozialversicherungstragers getre-
ten sind, nicht anzuwenden. Auf diese Arbeiter sind nach dem 30. September 2000 Abs. 2 und 3 anzu-
wenden.

(2) Fur die Pensionsbemessung sind dartber hinaus Uber Antrag des unkundbaren Arbeiters bis zum
Hochstausmal von funf Jahren sonstige Versicherungszeiten im Sinne des § 224 ASVG, Zeiten ge-
maRk § 502 Abs. 1 und 1a ASVG, Beitrags- und Ersatzzeiten im Sinne des ARUG sowie Beitrags- und
Ersatzzeiten im Sinne der §§ 115 und 116 GSVG bzw. 106 und 107 BSVG anzurechnen, wenn und
soweit

1. diese Zeiten nach Vollendung des 20. Lebensjahres zurtckgelegt wurden und in den Fallen, in de-
nen der Antrag nach dem 31. August 1996 gestellt worden ist, nach dem Sozialversicherungsrecht an-
spruchs- sowie leistungswirksam sind (§ 227 Abs. 2 bis 5 ASVG, § 116 Abs. 8 bis 10 GSVG sowie
§ 107 Abs. 8 bis 10 GSVG sowie § 107 Abs. 8 bis 10 BSVG);

2. der Arbeiter fur diese Zeiten Beitrage gemaly § C 87 nachentrichtet hat.

(3) Dartber hinaus kdnnen uber Antrag des unkundbaren Arbeiters weitere funf Jahre der in Abs. 2
angefihrten Zeiten flr die Pensionsbemessung angerechnet werden, wenn die in Abs. 2 Z 1 und 2
genannten Voraussetzungen erfullt sind.

(4) Die Abs. 2 und 3 sind auch auf jene Arbeiter anzuwenden, die die Unkindbarkeit nur deshalb nicht
erworben haben, weil der Prozentsatz gemal § C 133 Abs. 4 bereits erschopft ist.

§ C 124 Ubergangsbestimmung zu § C 69 Abs. 4

§ C 69 Abs. 4 ist auf Empfangerinnen von Witwen(Witwer)pensionen, die vor dem 1. Janner 1996 an-
gefallen sind, nicht anzuwenden.

§ C 125 Ubergangsbestimmung zu § C 74 Abs. 1

(1) § C 74 Abs. 1 in der ab dem 1. September 1996 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor
dem 1. Janner 1996 in den Dienst eines Osterreichischen Sozialversicherungstragers getreten sind,
nicht anzuwenden. Auf diese Arbeiter ist nach dem 31. August 1996 Abs. 2 anzuwenden.

(2) Die Pension (§ C 68) betragt nach zehn fiir die Pensionsbemessung anrechenbaren Dienstjahren
(§ C 16) 50 % der Bemessungsgrundlage (§ C 73). Sie erhoht sich mit jedem weiteren anrechenbaren
Kalendermonat um 0,1 % der Bemessungsgrundlage bis zum Hochstausmald von 80 % der Bemes-
sungsgrundlage. Bruchteile eines Kalendermonates von mindestens funfzehn Tagen werden als voller
Kalendermonat gerechnet; Bruchteile eines Kalendermonates in geringerem Ausmal} bleiben unbe-
rucksichtigt. Der sich bei der Berechnung ergebende Prozentsatz ist auf drei Dezimalstellen zu run-
den.
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§ C 126 Ubergangsbestimmung zu § C 83a Abs. 3 Z 4 lit. a

(1) § C 83a Abs. 3Z4 lit. ain der ab dem 1. Janner 2000 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt
vordem 1. Janner 1996 in den Dienst der KFA bzw. eines Osterreichischen Sozialversicherungstragers
getreten sind, nicht anzuwenden. Auf diese Arbeiter ist nach dem 31. Dezember 1999 Abs. 2 anzu-
wenden.

(2) fur je zwolf Versicherungsmonate bis zum 360. Monat 1,9 Steigerungspunkte (bei Leistungszuge-
horigkeit zur Pensionsversicherung gemal §§ 275 bis 291 und Berlcksichtigung der knappschaftli-
chen Steigerungspunkte ASVG: 2,1),

a) fur je zwolf Versicherungsmonate bis zum 360. Monat 1,9 Steigerungspunkte (bei Leistungszuge-
horigkeit zur Pensionsversicherung gemal §§ 275 bis 291 und Berucksichtigung der knappschaftli-
chen Steigerungspunkte ASVG: 2,1),

b) fUr je zwdlf Versicherungsmonate ab dem 361. Monat 1,5 Steigerungspunkte (bei Leistungszuge-
horigkeit zur Pensionsversicherung gemal §§ 275 bis 291und Bertcksichtigung der knappschaftli-
chen Steigerungspunkte ASVG: 1,6),

vergeben werden. Bleibt ein Rest von weniger als zwolf Monaten, so ist fur jeden Restmonat ein Zwolf-
tel des in Betracht kommenden Punktewertes — auf drei Dezimalstellen gerundet — heranzuziehen. Bei
Arbeitern, die innerhalb der ersten 35 fur die Pensionsbemessung gemal § C 16 Abs. 1 anrechenba-
ren Dienstjahre Zeiten aufweisen, wahrend der sie auf Grund gesetzlicher Vorschriften von der Pen-
sionsversicherungspflicht ausgenommen waren, sind zur Ermittlung der fiktiven gesetzlichen Pension
nur Steigerungspunkte fur die in dem angefuhrten Zeitraum liegenden Versicherungsmonate im Sinne
des § 224 ASVG zu vergeben.

§ C 127 Ubergangsbestimmung zu § C § 87 Abs. 3

(1) § C 87 Abs. 3 in der ab dem 1. Janner 1996 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor die-
sem Tag in den Dienst eines Osterreichischen Sozialversicherungstragers getreten sind, nicht anzu-
wenden. Auf diese Arbeiter ist nach dem 31. Dezember 1995 Abs. 2 anzuwenden.

(2) Die Beitragsleistung des Arbeiters gemal § C 87 Abs. 2 beginnt mit dem Diensteintritt, fruhestens
jedoch mit dem der Vollendung des 20. Lebensjahres folgenden Monatsersten.

§ C 128 Ubergangsbestimmung zu § C 87 Abs. 5b

(1) § C 87 Abs. 5b in der ab dem 1. Janner 1996 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor
diesem Tag in den Dienst eines Osterreichischen Sozialversicherungstragers getreten sind, nicht anzu-
wenden. Auf diese Arbeiter ist nach dem 31. Dezember 1995 Abs. 2 anzuwenden.

(2) Fur Zeiten gemald § C 123 Abs. 2 und 3 erfolgt die Berechnung der Beitrage nach den der Einrei-
hung im Zeitpunkt der Antragstellung entsprechenden Bezligen auf Basis der Normalarbeitszeit ge-
maR § C 8.

§ C 129 Artikel XXIV
(1) 1. Mit 1. Janner 1995 tritt § C 83a Abs. 3 Z 1 und 4 lit. b in Kraft.

(2) Mit 1. Janner 1996 treten

1. in Kraft:
§C1Abs.3,§C2Abs.3aund6,§C6,§C7Abs.6und8,§C8eAbs.4,§C9Abs.6,§C10Abs.2,§
C11Abs.5,§C11aAbs.3,12Abs.1,§C 15, §C 16 Abs. 2,§C 20,§ C 26 Abs. 1, § C 26b, § C 28
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Abs.1,§C29,§C31,§C 32 Abs. 2, § C 32a, 32b Abs. 5,§ C 34 Abs. 6, § C 41 Abs. 3a, § C 42 Abs. 1,
§ C 47 Abs. 1,§ C47a, § C47b Abs. 1,§ C 47c Abs. 1 bis 3, § C 48 Abs. 1, § C 54 Abs. 3, § C 59 Abs. 3,
§ C 60 Abs. 3,4 und 7, § C 67 Abs. 1, § C 69 (Uberschrift), § C 73 Abs. 3,§ C 74 Abs. 1,§ C 79, § C 83a
Abs. 4,§C 84 Abs. 1,§ C 87 Abs. 4 und 5,§ C 88a, § C 89, § C 91 Abs. 3,§ C 93, § C 95,§ C 96 Abs. 1,
§ C 97 Abs. 1, § C 98, Art. XXII Z 2, Art. XXIIl Z 2 und 6 sowie die Anlagen 1 und 3;

2. auler Kraft:
§ C26a,§C90,§C94 Abs. 4, § C 96 Abs. 3, § C§ C 99 bis 104 h, Art. | und Art. II.

§ C 130 Ubergangsbestimmung zu § C 6

(1) § C6inderab dem 1. Janner 1996 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor diesem Tag in
den Dienst eines dsterreichischen Sozialversicherungstragers getreten sind, nicht anzuwenden. Auf
diese Arbeiter ist nach dem 31. Dezember 1995 Abs. 2 anzuwenden.

(2) Von der Aufnahme in den Dienst, von jeder Einreihung und auf3erordentlichen Vorrickung, dem
Eintritt der Unkundbarkeit, der Beendigung des Dienstverhaltnisses sowie von jeder Verfugung nach
dem Pensionsrecht ist der Arbeiter (Pensionist) schriftlich in Kenntnis zu setzen.

§ C 131 Ubergangsbestimmung zu § C 11a Abs. 3

(1) § C 11a Abs. 3 in der ab dem 1. Janner 2000 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor dem
1. Janner 1996 in den Dienst der KFA bzw. eines Osterreichischen Sozialversicherungstragers getre-
ten sind, nicht anzuwenden.

(2) Fur die Einstufung in das Lohnschema (§ C36) und auf die gemal § C 133 fur die Erlangung der
Unkundbarkeit vorgesehenen Fristen sind Zeiten einer wahrend des Dienstverhaltnisses in Anspruch
genommenen Karenz gemaf §§ 15 bis 15d MSchG bzw. gemal §§ 2 bis 6 VKG nur dann anzurech-
nen, wenn nach Beendigung der Karenz bzw. des Sonderurlaubes gemaf § C 19 Abs. 2 bzw. der Bil-
dungskarenz gemafly § 11 AVRAG der Dienst wieder angetreten und zumindest so lange versehen
worden ist, wie der Karenz gedauert hat. Zeiten eines Sonderurlaubes gemafy § C 19 und Zeiten einer
Bildungskarenz gemaf § 11 AVRAG sind fur die Einstufung in das Lohnschema (§ C 36) und auf die
gemald § C 133 fur die Erlangung der Unklindbarkeit vorgesehenen Fristen nicht anzurechnen.
Geltende Fassung / 8. Anderung

§ C 132 Ubergangsbestimmung zu § C 15

(1) § C 15inder ab dem 1. Janner 2000 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vordem 1. Jan-
ner 1996 in den Dienst eines Osterreichischen Sozialversicherungstragers getreten sind, nicht anzu-
wenden. Auf diese Arbeiter sind nach dem 31. Dezember 1999 Abs. 2 und 3 anzuwenden.

Geltende Fassung/1. Anderung
(2) Auf die gemal § C 133 Abs. 2 Z 4 vorgesehene Frist sind die nach Vollendung des 18. Lebensjah-

res bei Osterreichischen Sozialversicherungstragern zurlckgelegten Dienstzeiten (Lehrzeiten) anzu-
rechnen, soweit sie unmittelbar aneinander anschlieen.

(3) Der Lauf dieser Frist wird durch folgende bei der KFA bzw. bei dsterreichischen Sozialversiche-
rungstragern zuriickgelegte Dienstzeiten (Lehrzeiten) gehemmit:

1. Zeiten einer Karenz, welche nicht gemal § C 11a Abs. 3 anzurechnen sind;

2. Zeiten eines Sonderurlaubes;

3. Zeiten einer Bildungskarenz;

4. Zeiten eines Freijahres.
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§ C 133 Ubergangsbestimmung zu § C 20

(1) § C 20 in der ab dem 1. Janner 2014 geltenden Fassung ist auf Arbeiterinnen, die zuletzt vor dem 1.
Janner 1996 in den Dienst der KFA bzw. eines Osterreichischen Sozialversicherungstragers getreten
sind, nicht anzuwenden. Auf diese Arbeiterlnnen sind nach dem 31. Dezember 2013 die Abs. 2 bis 7
anzuwenden.

(2) Das Dienstverhaltnis eines unbefristet beschaftigten Arbeiters wird, soweit im Folgenden nichts an-
deres bestimmt ist und nicht bereits die nach Abs. 4 zulassige Hochstzahl von unkindbaren Arbeitern
erreicht ist, unkindbar, wenn der Arbeiter

1. die Osterreichische Staatsburgerschaft oder die Unionsbirgerschaft besitzt,

2. seit zwei Jahren eine auf mindestens ,entsprechend” lautende Gesamtbeurteilung der Dienstbe-
schreibung hat

3. das 28. Lebensjahr vollendet hat,
4. zehn Dienstjahre gemal § C 15 zurlickgelegt hat,
5. beim letzten Eintritt in den Dienst der KFA das 40. Lebensjahr nicht Uberschritten hatte.

(3) Einem unbefristet beschaftigten Arbeiter, der die Voraussetzungen gemal Abs. 1 Z 1 bis 3 erfilllt,
kann der Vorstand die Unklundbarkeit des Dienstverhaltnisses nach einer Dienstzeit von funf Jahren (§
C 132) zuerkennen, wenn nicht die nach Abs. 4 zulassige Hochstzahl von unkindbaren Arbeitern er-
reicht ist oder infolge Auswirkung des Abs. 1 in den nachsten funf Jahren erreicht wird.

(4) Die Zahl der unkindbaren Arbeiter des Versicherungstragers darf 67 % des Gesamtstandes der
dieser Dienstordnung unterliegenden Arbeiter der KFA (ausgenommen befristet beschaftigte Arbeiter)
nicht Ubersteigen.

(5) Ist der Prozentsatz an unkiindbaren Arbeitern gemafn Abs. 4 ausgeschdpft, kann ein Dienstverhalt-
nis erst von dem Zeitpunkt an unkindbar werden, in dem der Prozentsatz wieder unterschritten wird.
Die Unkiindbarkeit gemaR Abs. 1 tritt in der Reihenfolge ein, in der im zeitlichen Ablauf die Vorausset-
zungen des Abs. 1 erflllt wurden, und zwar solange, bis der Prozentsatz wieder erreicht ist, wobei dem
dienstalteren Arbeiter, bei gleichem Dienstalter dem Arbeiter mit dem hoheren Lebensalter der Vorrang
Zu geben ist.

(6) UnkUndbare Arbeiter in Krankenanstalten gemafly § C 1 Abs. 6 kdnnen unter Einhaltung einer drei-
monatigen Kundigungsfrist jeweils zum Monatsletzten gekindigt werden, wenn sie die Voraussetzun-
gen fur die Versetzung in den Ruhestand gemaf § C 32a Abs. 1 und 2 nicht erfullen und sie deshalb
entbehrlich werden, weil sich der Geschaftsumfang der betreffenden Einrichtung aus den in § C 135
Abs. 3 Z 3 angefuhrten Grinden verringert oder die Einrichtung aufgelassen wird und eine der bishe-
rigen Verwendung und der Berufsausbildung des Arbeiters angemessene weitere Verwendung in die-
ser Einrichtung nicht mehr maoglich ist.

(7) Im Falle der Kiindigung nach Abs. 6 verliert der Arbeiter fur sich und seine Hinterbliebenen alle An-
wartschaften und Ansprtiche nach Abschnitt IV, jedoch erhoht sich die gesetzliche Abfertigung auf das
Doppelte.

Ubergangsbestimmung § C 160 = Art. XXXII Z 8

§ C 134 Ubergangsbestimmung zu § C 28 Abs. 1

(1) § C 28 Abs. 1 in der ab dem 1. Janner 1996 geltenden Fassung ist auch auf unkindbare Arbeiter
anzuwenden.
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§ C 135 Ubergangsbestimmung zu § C 29

(1) § C 29in der ab dem 1. Juli 2000 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor dem 1. Janner
1996 in den Dienst der KFA getreten sind, nicht anzuwenden. Auf diese Arbeiter sind nach dem
30. Juni 2000 Abs. 2 bis 5 anzuwenden.

(2) Kindbare Arbeiter konnen unter Einhaltung einer vierzehntagigen Kindigungsfrist jeweils zum Mo-
natsletzten gekiindigt werden. Nach einer Dienstzeit von funf Jahren (§ C 17) erhoht sich die Kiindi-
gungsfrist auf einen Monat.

(3) Kiindbare Arbeiter, die bei der KFA bzw. bei 6sterreichischen Sozialversicherungstragern mindes-
tens zehn Dienstjahre gemalR § C 15 zuruckgelegt, die Unkundbarkeit aber deshalb nicht erworben
haben, weil der Prozentsatz gemaR § C 133 Abs. 4 bereits ausgeschopft ist oder weil sie im Zeitpunkt
des letzten Diensteintrittes das 40. Lebensjahr Uberschritten hatten, kdnnen unter Einhaltung einer
dreimonatigen Kundigungsfrist jeweils zum Monatsletzten gekindigt werden, wenn

1. in der Dienstbeschreibung fur zwei aufeinanderfolgende Jahre die Gesamtbeurteilung auf ,nicht ent-
sprechend lautet;

2. sie sich

a) einer Dienstpflichtverletzung gemaf §§ C 2 Abs. 6, C 9 Abs. 6, C 10 Abs. 2, C 26 Abs. 1 bzw. C 32b
Abs. 5 oder

b) eines sonstigen Verstoles gegen die Dienstpflichten, welcher den Dienst, das Ansehen bzw. die
Interessen des Versicherungstragers, der Versicherten, ihrer Angehdrigen oder ihrer Dienstgeber
schadigt,

schuldig gemacht haben;

3. sie deshalb entbehrlich werden, weil sich der Geschaftsumfang der KFA (der betreffenden Einrich-
tung) durch gesetzliche MaRnahmen, wesentlichen Rickgang der Zahl der Versicherten, Leistungs-
empfanger bzw. Behandlungsfalle oder durch einschneidende VerwaltungsmalRnahmen verringert
oder die Einrichtung aufgelassen wird;

4. sie Anspruch auf Alterspension gemaf} § 253 ASVG (§4 APG) haben;

5. sie die vorzeitige Alterspension gemal} § 253b ASVG (iVm § 607 Abs. 10, 12 bzw. 14 ASVG) gemal
§ 276 ASVG oder das Sonderruhegeld gemafld Art. X NSchG in Anspruch nehmen oder ihnen die In-
validitatspension geman § 254 Abs. 1 ASVG (§ 6 APG) bzw. die Berufsunfahigkeitspension gemafn
§ 271 Abs. 1 ASVG (§ 6 APG) zuerkannt worden ist;

6. der Zeitraum, flr den Anspruch auf Dienstbeziige oder Zuschuss zum Krankengeld gemaR §§ C 48

und C 48a besteht, infolge Krankheit Uberschritten ist.
Geltende Fassung/1. Anderung

(4) Sofern kein Anspruch auf Leistungen gemaly Abschnitt IV dieser Dienstordnung besteht, erhoht
sich in den Fallen des Abs. 2 Z 3 bis 6 die gesetzliche Abfertigung gemaf § C 32 Abs. 1 auf das Dop-
pelte.

Geltende Fassung/1. Anderung

(5) Die Beendigung des Dienstverhaltnisses durch Ablauf der vereinbarten Frist (§ C 27 Abs. 1 Z 1) ist
fur Arbeiter in Saisonbetrieben (§ C 107), die bei bei der KFA bzw. bei 6sterreichischen Sozialversiche-
rungstragern mindestens zehn Dienstjahre gemal § C 133 zurlickgelegt haben, der Kiindigung durch
den Dienstgeber gleichzuhalten, wenn der Arbeiter aus den in Abs. 3 Z 3 bis 6 angefuhrten Grinden
keine Wiederverwendung findet. Das Ausmal der Abfertigung richtet sich nach Abs. 4.
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§ C 136 Ubergangsbestimmung zu § C 31

§ C 31 ist auch auf unkindbare Arbeiter sowie auf Arbeiter, fur die ein erweiterter Kindigungsschutz
gemall § C 29 Abs. 2 in der bis zum 31. Dezember 1995 geltenden Fassung bzw. § C 133 besteht,
anzuwenden.

§ C 137 Ubergangsbestimmung zu § C 32 Abs. 2

(1) § C 32 Abs. 2 in der ab dem 1. Janner 1996 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor die-
sem Tag in den Dienst eines Osterreichischen Sozialversicherungstragers getreten sind, nicht anzu-
wenden. Auf diese Arbeiter ist Abs. 2 anzuwenden.

(2) Im Falle der Auflésung des Dienstverhaltnisses durch Kiindigung gemaf § C 135 Abs. 3 Z 3 bis 6
oder § C 32 Abs. 3 oder 4 oder durch Versetzung in den Ruhestand gemal’ § C 138 wird die Abferti-
gung zur Ganze mit der Auflésung des Dienstverhaltnisses fallig.

§ C 138 Ubergangsbestimmung zu § C 32a

(1) § C 32a Auf Arbeiter, die zuletzt vor dem 1. Janner 1996 in den Dienst eines dsterreichischen So-
zialversicherungstragers getreten sind, sind nach dem 30. September 2000 Abs. 2 bis 5 anzuwenden.

(2) Unklindbare Arbeiter haben nach Erflllung der Wartezeit Anspruch auf Versetzung in den Ruhe-
stand, wenn

1. 35 fir die Pensionsbemessung anrechenbare Dienstjahre (§ C16 und §§ C 120 bis C 122) erwor-
ben, die in § 253b Abs. 1 ASVG — in Verbindung mit § 607 Abs. 10, 12 bzw. 14 ASVG - festgesetzten
Lebensmonate zuriickgelegt und die in § 253b Abs. 1 Z 1 bis 2 ASVG idF am 31. Dezember 2003 ge-
nannten Anspruchsvoraussetzungen erfullt sind oder

2. Anspruch auf Alterspension gemaf} § 253 ASVG bzw. auf Knappschaftsalterspension gemaf § 276
ASVG besteht oder

3. die in § 253b Abs. 1 ASVG - in Verbindung mit § 607 Abs. 10, 12 bzw. 14 ASVG - festgesetzten
Lebensmonate zurlckgelegt und die in § 253b Abs. 1 Z 1 bis 2 ASVG idF am 31. Dezember 2003 ge-
nannten Anspruchsvoraussetzungen erfullt sind oder

4. Anspruch auf Alterspension gemal} § 4 Abs. 1 APG besteht oder

5. eine Korridorpension gemal} § 4 Abs. 2 APG beansprucht oder

6. eine Schwerarbeitspension gemal} § 4 Abs. 3 APG beansprucht wird.

Der Arbeiter hat die Versetzung in den Ruhestand schriftlich zu beantragen. Der Vorstand kann die
Versetzung in den Ruhestand bis zu drei Monaten aufschieben, wenn es wichtige Interessen des
Dienstes erfordern.

Geltende Fassung/1. Anderung

(3) Unkindbare Arbeiter sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn die Dienstunfahigkeit gemaR §
C 32b eingetreten ist. Die Versetzung in den Ruhestand hat in diesen Fallten mit dem Monatsersten
zu erfolgen, der unmittelbar auf den Zeitpunkt folgt, zu dem der Versicherungstrager Kenntnis vom Ein-
tritt der Dienstunfahigkeit erlangt hat oder bei rechtzeitiger Verstandigung durch den Arbeiter (§ C32b
Abs. 3) erlangen hatte mussen.

(4) Der Vorstand kann eine(n) unkindbare(n) Arbeiterln den Ruhestand versetzen, wenn der/die Ar-
beiterln

1. die Voraussetzungen nach Abs. 2 Z 1, 2 oder 4 erflllt oder
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2. ohne anderweitig am Dienstort oder in dessen Umgebung mindestens gleichwertig verwendet wer-
den zu kénnen, deshalb entbehrlich wird, weil sich der Geschaftsumfang des Versicherungstragers
(der betreffenden Einrichtung) durch gesetzliche Mal3hahmen, wesentlichen Ruckgang der Zahl der
Versicherten, Leistungsempfanger bzw. Behandlungsfalle oder durch einschneidende Verwaltungs-
malinahmen verringert oder die Einrichtung aufgelassen wird.

Geltende Fassung/1. Anderung

(5) Der Vorstand kann mit Stimmeneinheit einen unkindbaren Arbeiter nach Erfullung der Wartezeit (§
C 67) mit Zustimmung des Betriebsrates in den Ruhestand versetzen, wenn die in Abs. 1 bis 3 genann-
ten sonstigen Voraussetzungen nicht erflllt sind.

Geltende Fassung/1. Anderung
(6) Abs. 3 findet auch auf kiindbare Arbeiter Anwendung, wenn die Dienstunfahigkeit als Folge eines
im Dienste der KFA erlittenen Arbeitsunfalles (einer Berufskrankheit) im Sinne der §§ 175 bis 177

ASVG bzw. der §§ 90 bis 92 B-KUVG eintritt; die Erfordernisse der Unkundbarkeit und die Erfullung
der Wartezeiten entfallen.

(7) Die Abs. 2 bis 5 sind auch auf jene Arbeiter anzuwenden, die die Unkundbarkeit nur deshalb nicht
erworben haben, weil der Prozentsatz gemall § C 133 Abs. 4 bereits ausgeschopft ist.

§ C 139 Ubergangsbestimmung zu § C 67 Abs. 1

(1) § C 67 Abs. 1 in der ab dem 1. Janner 1996 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor die-
sem Tag in den Dienst der KFA bzw. eines 6sterreichischen Sozialversicherungstragers getreten sind,
nicht anzuwenden. Auf diese Arbeiter ist nach dem 31. Dezember 1995 Abs. 2 anzuwenden.

(2) Anspruch auf Leistungen besteht nach MalRgabe des Abschnitt IV, wenn der Arbeiter

1. die Unkiindbarkeit § C 133 erworben oder nur deshalb nicht erworben hat, weil der Prozentsatz ge-
maf § C 133 Abs. 4 bereits ausgeschopft ist

2. eine zehnjahrige Wartezeit § C 121 erfullt und
3. Pensionsbeitrage (§ C 87) entrichtet und nicht rlickerstattet erhalten hat.

§ C 140 Ubergangsbestimmung zu § C 87 Abs. 4

(1) § C 87 Abs. 4 in der ab dem 1. April 1999 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor dem
1. Janner 1996 in den Dienst der KFA bzw. eines dsterreichischen Sozialversicherungstragers getre-
ten sind, nicht anzuwenden. Auf diese Arbeiter ist nach dem 31. Marz 1999 Abs. 2 anzuwenden.

(2) Soweit nicht § C 141 anzuwenden ist, sind von der Beitragsleistung ausgenommen:

1. Arbeiter, die beim letzten Eintritt in den Dienst der Sozialversicherung das 40. Lebensjahr Gberschrit-
ten hatten, wenn nicht Nachsicht gemaf § C 20 Abs. 2 idF des Art. XXIV Z 6 in der bis 31. Mai 2003
geltenden Fassung erteilt worden ist;

2. befristet beschaftigte Arbeiter in Saisonbetrieben (§ C 107);
3. Arbeiter, die nicht die dsterr. Staatsbirgerschaft oder die Unionsburgerschaft besitzen.

Ubergangsbestimmung § C 167 = Art. XXXII Z 16
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§ C 141 Ubergangsbestimmung zu § C 87 Abs. 5

(1) § C 87 Abs. 5in der ab dem 1. April 1999 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor dem
1. Janner 1996 in den Dienst eines 6sterreichischen Sozialversicherungstragers getreten sind, nicht
anzuwenden. Auf diese Arbeiter ist nach dem 31. Marz 1999 Abs. 2 anzuwenden.

(2) Die in § C 140 Abs. 2 genannten Arbeiter konnen fur die Gesamtdauer der beitragsfreien Dienst-
zeiten gemal § C 121 Beitrage, berechnet nach den der jeweiligen tatsachlichen Einreihung entspre-
chenden Beziigen (auf Basis des zum Antragszeitpunkt geltenden Lohnschemas) nachentrichten —
jedoch nur erst dann, wenn diese Zeiten fur die Pensionsbemessung in Frage kommen (z.B. Erwerb
der 6sterreichischen Staatsblrgerschaft oder der Unionsburgerschaft).

Ubergangsbestimmung § C 167 = Art. XXXII Z 16

§ C 142 Ubergangsbestimmung zu Abschnitt V

Abschnitt V in der ab dem 1. Janner 1996 geltenden Fassung ist auch auf unkindbare Arbeiter anzu-
wenden.

§ C 143 Artikel XXV

Es treten

(1) mit 1. September 1996 in Kraft:

§C12Abs.1,§C13Abs.1,§C15Abs.2,§C 16 Abs. 2,§ C 19 Abs. 2, § C 32a Abs. 1,§ C 37 Abs. 6,
6a,6bund 7,§ C40a Abs.1,§ C55Abs. 3,§ C60Abs.2,§C64 Abs.2,§C70Abs. 1,1aund 1b,§C
73 Abs. 2a, 2b,2cund 3,§ C 74 Abs. 1und 2,§ C 79 Abs. 1, § C 83a Abs. 3Z 4 lit. a, § C 85 Abs. 1,
Art. XXI, Art. XXII' Z 1 und 2, Art. XXII Z 4, 7 und 8 sowie Art. XXIV Z 1, 2, 5 und 11,

(2) mit 1. Janner 1997 auller Kraft:
§ C 66 Abs. 3, 4 und 5;

(3) mit 1. Janner 1997 in Kraft:
§ C81Abs.2,2a,3und3a,§C82Abs.1,2und 3,§ C83 Abs. 1und 1a,§ C 83aAbs. 3Z4 lit. f sowie §
C 87 Abs. 2.

§ C 144 Ubergangsbestimmung zu § C 73 Abs. 3

(1) § C 73 Abs. 3 in der ab dem 1. Janner 2003 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor dem
1. Janner 1996 in den Dienst eines osterreichischen Sozialversicherungstragers getreten sind, nicht
anzuwenden. Auf diese Arbeiter ist nach dem 31. Dezember 2002 Abs. 2 anzuwenden.

(2) Fur jeden Monat, der zwischen dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand
und dem Ablauf des Monats liegt, in dem der Arbeiter den in § 253b Abs. 1 ASVG genannten Lebens-
monat vollenden wird, ist die Bemessungsgrundlage gemaf § C 73 Abs. 1 um 0,1 % zu kurzen. Das
sich aus dieser Kirzung ergebende Prozentausmal} der Bemessungsgrundlage ist auf drei Dezimal-
stellen zu runden.

§ C 145 Ubergangsbestimmung zu § C 73 Abs. 5

(1) § C 73 Abs. 5 in der ab dem 1. Janner 2003 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor dem
1. Janner 1996 in den Dienst der KFA bzw. eines Osterreichischen Sozialversicherungstragers getre-
ten sind, nicht anzuwenden. Auf diese Arbeiter ist nach dem 31. Dezember 2002 Abs. 2 anzuwenden.
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(2) Die gemalf § C 144 gekurzte Bemessungsgrundlage darf 89,2 % dergemal § C 73 Abs. 1 bzw.§ C
162 ermittelten Bemessungsgrundlage nicht unterschreiten.

§ C 146 Ubergangsbestimmung zu § C 74 Abs. 2

(1) § C 74 Abs. 2 in der ab dem 1. Janner 2003 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor dem
1. Janner 1996 in den Dienst der KFA bzw. eines Osterreichischen Sozialversicherungstragers getre-
ten sind, nicht anzuwenden. Auf diese Arbeiter ist nach dem 31. Dezember 2002 Abs. 2 anzuwenden.
Auf diese Arbeiter ist nach dem 31. Dezember 2002 Abs. 2 anzuwenden.

(2) Abgesehen von den Fallen des § C 73 Abs. 6 bzw. § C 161 darf die Pension 50 % der Bemessungs-
grundlage gemaly § C 73 Abs. 1 bzw. § C 162 nicht unterschreiten.

§ C 147 Ubergangsbestimmung zu § C 81 Abs. 2

(1) Abweichend von § C 81 Abs. 2 fallen Hinterbliebenenpensionen nach dem Tod eines Pensionisten,
der eine Vorschusszahlung gemall § C 148 bezogen hat, mit dem Monatsersten nach dem Tod des
Pensionisten an, wenn der Antrag binnen sechs Monaten nach dem Tod gestellt wird.

(2) Fur den Kalendermonat, in dem der Grund des Wegfalles der Hinterbliebenenpension eintritt, ge-
buhrt anstelle des verhaltnismaligen Teiles der Hinterbliebenenpension gemall § C 82 Abs. 3 eine
Vorschusszahlung.

(3) Diese Vorschusszahlung ist in der Hohe der erstmalig zur Auszahlung gelangenden Hinterbliebe-
nenpension spatestens am Ersten des dem Tod des Pensionisten folgenden Kalendermonates flissig
zu machen, wenn der Antrag binnen sechs Monaten nach dem Tod gestellt wird; § C 49 Abs. 6 gilt sinn-
gemal.

(4) Alle auf die Leistungen nach dem Pensionsrecht anzuwendenden Bestimmungen gelten auch fur
die Vorschusszahlung.

§ C 148 Ubergangsbestimmung zu § C 82 Abs. 3

(1) Anstelle des verhaltnismaRigen Teiles der Leistung gemal § C 82 Abs. 3 gebuhrt Personen, die im
Dezember 1996 eine Leistung beziehen und bei denen der Leistungsanspruch am 31. Dezember 1996
aufrecht ist, fir den Kalendermonat, in dem der Grund des Wegfalles der Leistung eintritt, eine Vor-
schusszahlung.

(2) Diese Vorschusszahlung ist in der Hohe der im Dezember 1996 ausgezahlten Leistung am 1. Jan-
ner 1997 flissig zu machen; § C 49 Abs. 6 gilt sinngemal.

(3) Alle auf die Leistungen nach dem Pensionsrecht anzuwendenden Bestimmungen gelten auch far
die Vorschusszahlung.

§ C 149 Ubergangsbestimmung zu § C 83a Abs. 3Z 4 lit. b

(1) § C 83a Abs. 3 Z 4 lit. b ist auf Arbeiter, die der Pensionsversicherung gemaf §§ 275 bis 291 ASVG
leistungszugehdrig sind und bei denen die knappschaftlichen Steigerungspunkte in Betracht kommen,
nicht anzuwenden. Fur diese Arbeiter gilt, dass wenn und insoweit bei Inanspruchnahme der Knapp-
schaftsvollpension der Steigerungsbetrag aus den nach § C 83a Abs. 3 Z 4 lit. a bertcksichtigten Stei-
gerungspunkten 66 % der Bemessungsgrundlage nicht erreicht, auch die Monate ab dem Bemes-
sungszeitpunkt bis zum Monatsersten nach Vollendung des 56. Lebensjahres als Versicherungsmo-
nate zu berucksichtigen sind, wobei nachstehendes zu beachten ist:
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a) Fallt der Zeitpunkt der Vollendung des 56. Lebensjahres selbst auf einen Monatsersten, so gilt die-
ser Tag als Monatserster im Sinne des Einleitungssatzes.

b) Fur je zwolf solcher Kalendermonate ergeben sich 2,1 Steigerungspunkte; bleibt ein Rest von weni-
ger als zwoIf Monaten, so ist flr jeden Restmonat ein Zwdlftel des genannten Punktewertes — auf drei
Dezimalstellen gerundet — heranzuziehen.

c) Der Steigerungsbetrag darf weder den sich aus § C 83a Abs. 3 Z 4 lit. a ergebenden héchstmaogli-
chen Prozentsatz noch den sich aus § C 74 ergebenden um 5 Prozentpunkte reduzierten Prozentsatz
uberschreiten.

§ C 150 Artikel XXVI

Es treten

(1) mit 1. September 1996 aulRer Kraft:
§ C 37 Abs.6b Z 9;

(2) mit 1. September 1996 in Kraft:
§ C 37 Abs. 6b Z 7 und 8, § C 83a Abs. 3 Z 4 lit. a bis 3, Art. XXIIl Z 8 Abs. 2 sowie Art. XXV Z 63;

(3) mit 1. Janner 1997 aulRer Kraft:
§ C 11 Abs. 5;

(4) mit 1. Janner 1997 in Kraft:
§C 11 Abs.4,§C 16 Abs. 1bund 3,§ C 25,§ C 46a,§ C49 Abs. 5, §C53 Abs. 2,§C62Abs.2,§C
71a,§ C73 Abs. 1Z1,§ C 83a Abs. 3 Z 2 und 4 lit. f sowie § C 87 Abs. 5a und 5c bis 5e.

§ C 151 Ubergangsbestimmung zu § C 16 Abs. 1b Z 4

Die vor dem 1. Janner 1996 erworbenen Anwartschaften und Ansprutche der Arbeiter sowie der Emp-
fanger von Pensionsleistungen bleiben unberuhrt.

§ C 152 Artikel XXVl
Mit 1. Janner 1997 treten § C 80 Abs. 1 und § C 83 Abs. 1 in Kraft.

§ C 153 Artikel XXVIII
Es treten mit 1. Juli 1997

(1) auRer Kraft:
§ C 37 Abs. 6, 6a, 6b, 7 und 9.

(2) in Kraft:
§ C37 Abs. 1,4,5,8,10,12und § C 70 Abs. 1b.

§ C 154 Artikel XXIX
Es treten mit 1. November 1997

(1) auRer Kraft:
§ C 71 Abs. 2und § C 79 Abs. 2;

(2) in Kraft:
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§ C 1 Abs. 3 Z 6 bis 6b, §§ C 8 bis C 8g, § C 34 Abs. 3Z 8a, § C 37 Abs. 1 Z 5 bis 6, § C 44b Abs. 1
sowie 4,§C45Abs. 1,§C46,§ C46a,§ C47 Abs. 1 bis 3, § C 70 Abs. 1a bis 1c sowie Abs. 3 bis 5, §
C 77 und § C 81 Abs. 4.

§ C 155 Artikel XXX

Es treten:

(1) mit 1. Janner 1998 auller Kraft:
§ C 39 Abs. 1 Z 6 sowie Art. XX Z 3 bis 4.

(2) mit 1. Janner 1998 in Kraft:

§ C 8f Abs.6,§ C 16 Abs. 1 bis 1a, § C 18 Abs. 3, § C 25 Abs. 2und 4,§ C 32 Abs. 2,3 und 5, § C 33
Abs.2,§C34 Abs.6,§C35Abs.1,V/BZ3,§C 36 Abs.6,§ C 39 Abs. 1a,§ C 41 Abs. 3bis 3a,§ C 43
Abs.1Z1a,§C48b,§C 52 Abs. 2, § C 55a (Titel), § C 55a Abs. 4 bis 5,§ C71,§ C79,§ C 87 Abs. 5b
und 5d, § C 96 Abs. 1 Z 1, § C 98 Abs. 1 Z 3a, Art. XXIV Z 6 Abs. 2 sowie die Anlagen 1 und 3.

§ C 156 Wahrungsbestimmungen

(1) Bereits erworbene Anwartschaften und Einstufungen auf Grund der Anrechnung von Dienstzeiten
bzw. Vordienstzeiten bleiben gewahrt, auch wenn nach einer Anderung der Dienstordnung die Rechts-
grundlage fur eine erstmalige Anrechnung dieser Zeiten weggefallen ist.

(2) Eine bereits zuerkannte Einreihung bleibt gewahrt, wenn dem Arbeiter in Folge einer Anderung des
§ C 35 eine niedrigere als die bisherige Einreihung gebuhrt oder ein passender Einreihungstatbestand
nicht mehr vorhanden ist.

(3) Ein bereits erreichtes Urlaubsausmal} (Erholungsurlaub zuzuglich Zusatzurlaub) bleibt gewahrt,
auch wenn in Folge einer Anderung dieser Dienstordnung der Anspruch auf Zusatzurlaub entfllt oder
reduziert wird.

(4) Empfanger von Pensionszuschissen gemaf Abschnitt IV in der bis zum 31. Dezember 1987 gel-
tenden Fassung sind hinsichtlich aller durch diese Dienstordnung vorgesehenen Rechte und Pflichten
Empfangern von Pensionen gemal Abschnitt IV gleichgestellt.

(59. Anderung/1. Oktober 2005)

§ C 157 Artikel XXXI
Es treten

(1) mit 1. Janner 1991 auller Kraft:
§ C35Abs. 1,1I/IBZ 3,

(2) mit 1. Janner 1999 in Kraft:

§C1Abs.3,§C8bAbs.3,§C12Abs. 1Z2Ilit. d sowie Z 3 sowie Abs. 1a,§ C 13 Z 2 lit. e sowie Z 4
sowie Z6,§ C 16 Abs. 1b Z1, § C 22 Abs. 1 sowie Abs. 1a sowie Abs. 4,§ C25Abs.2,§ C 34 Abs. 5, §
C35Abs.1,1II/AZ5,§ C 37 Abs. 4,§ C 40 Abs. 1 sowie Abs.2,§ C 41 Abs. 3,§ C42 Abs. 1,§ C 46b
Abs.5,§C47aZ1lit.e,§C47bAbs. 1Z1lit.e,§C48 Abs. 1Z2lit. asublitdd, § C49 Abs.1,§ C 53
Abs. 2, § C 70 Abs. 1a, § C 83a Abs. 7, Art. XXIV Z 9 und die Anlagen 1 sowie 3.

§ C 158 Artikel XXXII

(1) Mit 1. September 1998 treten in Kraft:
§ C 37 Abs. 8 und § C 87 Abs. 2 Z 1 bis 3.
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(2) Mit 1. April 1999 treten in Kraft:
§ C 15,8 C 16 Abs. 1, Abs. 2 Z 1 sowie Abs. 6, § C 32a, § C 32b Abs. 2 bis 3, § C 48a Abs. 1,§ C 87
Abs. 3, 5 bis 5a sowie 5e, Art. XXII Z 1 und Art. XXIV Z 5, 6, 11 sowie 14.

(3) Mit 1. April 1999 treten in Kraft:
§ C73 Abs. 1 Z 5, Abs. 2a. Abs. 2b Z 2a sowie Abs. 2c bis 3, § C 87 Abs. 2a und Art. XXV Z 2.

(4) Mit 1. Janner 2000 treten in Kraft:
§ C 83a Abs. 3 Z 4, Art. XXIII Z 8 und Art. XXV Z 6a.

(5) Mit 1. Janner 2003 treten in Kraft:
§ C73,§C 74 Abs. 2,§ C 83a Abs. 3 Z 2 bis 2a sowie Abs. 4, § C 87 Abs. 2a und Art. XXV Z 2 bis 4.

(6) Mit 1. April 1999 treten aulRer Kraft:
§ C 16 Abs. 4 und Art. XXIIl Z 5.

(7) Mit 1. Janner 2003 tritt aul3er Kraft:
Art. XXI.

§ C 159 Ubergangsbestimmung zu § C 16 Abs. 1

(1) Dienstzeiten gemaf § C 16 Abs. 1, welche vor Vollendung des 18.Lebensjahres in der Zeit vom 1.
Janner 1996 bis zum 31. Marz 1999 zurtickgelegt worden sind, werden auf die Wartezeit und fur die
Pensionsbemessung nur dann angerechnet, wenn fur die Gesamtdauer dieser Zeiten Beitrage, be-
rechnet nach den der jeweiligen tatsachlichen Einreihung entsprechenden Bezlgen (auf Basis des
zum Antragszeitpunkt geltenden Lohnschemas) nachentrichtet worden sind.

(2) Fur die Abstattung der Beitrage kann eine Teilzahlung, innerhalb von hochstens funf Jahren, der
nachzuentrichtenden Beitrage bewilligt werden, die Berechnung der Beitrage erfolgt gemay § C 87
Abs. 5a Z 2.

(3) Die Ermittlung der, der Nachentrichtung der Pensionsbeitrage zugrundeliegenden Beitragssatze
richtet sich nach § C 87 Abs. 5e, erster Satz.
(59. Anderung/1. Oktober 2005)

§ C 160 Ubergangsbestimmung zu § C 20 in der Fassung des Art. XXIV Z 6

(1) Durch die mit 1. April 1999 in Kraft tretende Anderung des § C 15 Abs. 1 in der Fassung des
Art. XXIV Z 5 — nunmehr § C 133 — werden Anwartschaften bzw. Rechtspositionen, welche auf Grund
der Anrechnung von Dienstzeiten bereits vor diesem Tag erworben bzw. erreicht worden sind, nicht
beeintrachtigt.

§ C 161 Ubergangsbestimmung zu § C 73

(1) § C 73 in der ab dem 1. Janner 2003 geltenden Fassung ist auf Arbeiter und Hinterbliebene, die am
31. Dezember 2002 gemal’ §§ C 68 bis C 70 Anspruch auf eine Pension, Witwen-, Witwer- oder Wai-
senpension haben, sowie bei der Bemessung von Hinterbliebenenpensionen nach solchen Pensionen
nicht anzuwenden. Auf diese Personen sind nach dem 31. Dezember 2002 die Abs. 2 bis 7 anzuwen-
den.

(2) Die Bemessungsgrundlage der Pension (§ C68) bilden

1. der sich aufgrund der letzten Einreihung gemafl § C 35 Abs. 1 ergebende volle monatliche Dienst-
bezug gemal § C 34 Abs. 2 Z 1 und 5 bis 8, und auf den der Arbeiter unter Bedachtnahme auf § C 34
Abs. 4 Anspruch gehabt hat, berechnet nach dem im Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhaltnis-

www.vida.at


http://www.vida.at

ses geltenden Lohnschema; ein Uberstundenpauschale ist jedoch nur dann in die Bemessungsgrund-
lage einzubeziehen, wenn es in den letzten zwei Jahren vor Anfall der Pension (der Witwen-, Witwer-
oder Waisenpension) ununterbrochen gewahrt wurde; bei Kirzung oder Entfall der Beztige gemal § C
25 gelten, wenn wahrend dieser Zeit laufend Pensionsbeitrage gemall § C 87 Abs. 5c entrichtet wur-
den, als Bemessungsgrundlage die vorangefuhrten Dienstbezige, die bei weiterer Dienstleistung ge-
bahrt hatten, ansonsten jene Dienstbezige, die unmittelbar vor der Kiirzung bzw. dem Entfall der Be-
zuge gebuhrt haben;

2. die Uberstundenvergiitung, soweit sie nicht schon nach Z 1 zu beriicksichtigen ist, im Ausmaf von
einem Sechzigstel der in den letzten flinf Jahren vor Anfall der Pension (der Witwen-, Witwer- oder
Waisenpension) geleisteten Uberstundenanzahl (einschlieBlich der gemal § C47aZ2,§ C 47b Abs. 1
Z 2 und § C 48 Abs. 1 Z 2 weitergezahlten Uberstunden) unter Zugrundelegung des Stundenlohnes
gemald § C 47 Abs. 2 im Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhaltnisses;

3. die Verwendungszulage (§ C 42) im Ausmal von einem Siebzigstel des in den letzten flnf Jahren
vor Anfall der Pension (der Witwen-, Witwer- oder Waisenpension) geblihrenden Gesamtbetrages
(einschlieBlich dergemalk § C47aZ1,§ C47b Abs. 1Z 1 und § C 48 Abs. 1 Z 2 weitergezahlten Ver-
wendungszulage) unter Zugrundelegung des im Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhaltnisses
geltenden Lohnschemas; sie ist nur dann und insoweit in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen,
als die der Pensionsbemessung gemal} Z 1 zugrundeliegenden Lohngruppe und Dienstklasse niedri-
ger ist als jene Lohngruppe und Dienstklasse, die den Anspruch auf die Verwendungszulage jeweils
begrundet hat;

4. die Gefahrenzulage (§ C 43) im Ausmal} von einem Siebzigstel des in den letzten funf Jahren vor
Anfall der Pension (der Witwen-, Witwer- oder Waisenpension) gebuhrenden Gesamtbetrages (ein-
schlieBlichdergemalR § C47aZ1,§C47b Abs.1Z1und § C 48 Abs. 1 Z 2 weitergezahlten Gefahren-
zulage) unter Zugrundelegung des im Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhaltnisses geltenden
Lohnschemas;

5. die Vergutung fur geleistete Mehrstunden im Rahmen einer Teilzeitbeschaftigung im Ausmal} von
einem Sechzigstel der in den letzten funf Jahren vor Anfall der Pension (der Witwen-, Witwer- oder
Waisenpension) geleisteten Mehrstundenzahl (einschlieRlich den gemalk § C 47a Z 2, § C 47b
Abs. 1Z2und § C 48 Abs. 1 Z 2 weitergezahlten Mehrstunden) unter Zugrundelegung des Stunden-
lohnes gemal § C 47 Abs. 2 im Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhaltnisses,

6. ein Siebzigstel der Bezugsdifferenz, die sich aus einer in den letzten finf Jahren vor Anfall der Pen-
sion (Witwen-, Witwer- oder Waisenpension) vorgenommenen Einreihung gemal § C 35 Abs. 4 ge-
genuber der unmittelbar vorher gegebenen Einreihung gemaly § C 35 Abs. 1 unter Zugrundelegung
des im Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhaltnisses geltenden Lohnschemas ergibt; dieser Be-
zugsanteil ist nur dann und insoweit in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen, als die der Pen-
sionsbemessung gemall Z 1 zugrundeliegende Lohngruppe und Dienstklasse niedriger ist als jene
Lohngruppe und Dienstklasse, in die die Einreihung gemaf § C 35 Abs. 4 jeweils vorzunehmen war.

(3) Ist zum Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand der fur die nachste Zeitvorrtiickung erforderliche
Zeitraum (§ C 36 Abs. 3) bereits verstrichen, die Zeitvorrickung gemal § C 36 Abs. 4 aber noch nicht
wirksam geworden, ist der in Abs. 1 Z 1 angeflhrte Dienstbezug fur die Bildung der Bemessungs-
grundlage unter Zugrundelegung jener Bezuge zu errechnen, die durch diese Zeitvorrickung erreicht
worden waren.

(4) Fur jeden Monat, der zwischen dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand
und dem Ablauf des Monats liegt, in dem der Arbeiter den in § 253b Abs. 1 ASVG- in Verbindung mit
§ 607 Abs. 10, 12 bzw. 14 ASVG — genannten Lebensmonat vollenden wird, ist die Bemessungsgrund-
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lage gemal Abs. 2 bis 3 um 0,111 % zu kurzen. Das sich aus dieser Klrzung ergebende Prozentaus-
malfd der Bemessungsgrundlage ist auf drei Dezimalstellen zu runden.
Geltende Fassung/1. Anderung

(5) Eine Kirzung nach Abs. 4 findet nicht statt, wenn
1. der Arbeiter gestorben oder

2, die Dienstunfahigkeit des Arbeiters als Folge eines im Dienst eines Sozialversicherungstragers er-
littenen Arbeitsunfalles (einer Berufskrankheit) im Sinne der §§ 175 bis 177 ASVG bzw. der §§ 90 bis
92 B-KUVG eingetreten oder

3. die Dienstunfahigkeit des Arbeiters durch einen Anspruch auf Invaliditatspension gemaf § 254
ASVG bzw. auf Berufsunfahigkeitspension gemaf’ § 271 ASVG begrundet (§ C 32b Abs, 2 Z 1) oder

4. die Versetzung in den Ruhestand gemaR § C 32a Abs. 3 ausgesprochen worden ist.

(6) Die nach Abs. 3 gekurzte Bemessungsgrundlage darf 88 % der gemal Abs. 1 bis 2 ermittelten Be-
messungsgrundlage nicht unterschreiten.

(7) Wenn auf Grund einzelvertraglicher Vereinbarung oder gerichtlicher Entscheidung geman § 15h ff
MSchG bzw. § 8 ff VKG nicht der gesamten, gemall § C 74 Abs. 1 bis 2 fur die Pensionsbemessung
anrechenbaren Dienstzeit eine einheitliche wochentliche Arbeitszeit zugrunde liegt, dann ist die ge-
maf Abs. 1 ermittelte Bemessungsgrundlage entsprechend dem Verhaltnis der voneinander abwei-
chenden, vereinbarten oder gerichtlich festgelegten Arbeitszeiten sowohl ihrer Dauer als auch ihrem
Ausmal} nach zu erhéhen oder zu senken, wobei — wenn nicht alle fur die Pensionsbemessung anre-
chenbaren Dienstzeiten in der gemall § C 74 Abs. 1 zu bericksichtigenden Gesamtdauer Deckung
finden — die Monate mit der geringsten wochentlichen Arbeitszeit auszuscheiden sind.

Geltende Fassung/1. Anderung

(8) Gebuhrt eine Pension, Witwen-, Witwer- oder Waisenpension erstmals in einem der folgenden
Jahre, so ist die nach § C 73 Abs. 1 Z 3 jeweils in Betracht kommende Anzahl von Beitragsmonaten
durch die jeweils folgende Zahl zu ersetzen:

Za-
Jahr hl
200 e 24
200D e 36
2008 .. i 48
2007 e e, 60
2008 .. e 72
20000 e 84
200 e i 96
124 0 1 e 110
20 i 126
20 144
20 s 164
20D e 186
20 e 208
20T o i 230
2018 e 252
200 L i 274
2020 e 296
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hl
20 319
2002 e 342
2028 e 365
202 e 388
202D e 411
207 434
2027 e 457

(9) Ab dem 1. Janner 2003 ist anlasslich der Pensionsbemessung unter Anwendung der Absatze 2 bis
8 eine Vergleichspension zu berechnen.

(10) Sowohl auf die Pension als auch auf die Vergleichspension ist gemal} § C 83a die fiktive gesetz-
liche Pension anzurechnen.

(11) Ist nach Anrechnung der fiktiven gesetzlichen Pension die Pension hoher als die Vergleichspen-
sion, gebuhrt keine Pensionserhéhung nach den Abs. 13 oder 14.

(12) Ist nach Anrechnung der fiktiven gesetzlichen Pension die Vergleichspension hoher als die Pen-
sion, ist die in den Abs. 13 oder 14 vorgesehene Vergleichsberechnung durchzuflhren. Ergibt diese
Vergleichsberechnung einen Erhdhungsbetrag, ist die Pension um diesen anzuheben.

(13) Ubersteigt die Vergleichspension nach Anrechnung der fiktiven gesetzlichen Pension den Betrag
von 2.531,74 € so ist die Pension wie folgt zu berechnen:

1. Zunachst ist die Pension von der Vergleichspension abzuziehen. Der sich daraus ergebende Be-
trag ist in einem auf drei Kommastellen gerundeten Prozentsatz der Vergleichspension auszudru-
cken.

2. Derjenige Teil der Vergleichspension, der Uber dem Betrag von 2.531,74 € liegt, ist mit dem sich aus
Z 1 ergebenden Prozentsatz zu multiplizieren.

3. Zu dem sich aus Z 2 ergebenden Betrag ist ein Betrag zu addieren, der 7 % von 2.531,74 € ent-
spricht.

4. Ist der sich aus Z 1 ergebende Betrag hoher als der sich aus Z 3 ergebende Betrag, so entspricht
der Erhéhungsbetrag der Differenz zwischen den sich aus Z 1 und aus Z 3 ergebenden Betragen.
Andernfalls gebuhrt kein Erhdhungsbetrag.

(14) Ubersteigt die Vergleichspension nach Anrechnung der fiktiven gesetzlichen Pension den Betrag
von 2.531,74 € nicht, so ist die Pension wie folgt zu berechnen:

1. Von der Vergleichspension ist zunachst der Betrag von 358,40 € abzuziehen und das Resultat durch
die Zahl 27.126 zu dividieren.

2. Das Ergebnis dieser Division ist auf drei Stellen zu runden und von der Zahl 1 abzuziehen.
3. Ist die Pension niedriger als das Produkt der Vergleichspension mit der sich aus Z 2 ergebenden
Zahl, so entspricht der Erhdhungsbetrag dieser Differenz. Andernfalls gebuhrt kein Erhdhungsbetrag.

(14a) Abweichend von Abs. 13 und 14 wird die Pension, wenn die Vergleichspension nach Anrech-
nung der fiktiven gesetzlichen Pension den Betrag von € 2.257,22, nicht aber den Betrag von
€ 2.531,74 Ubersteigt, mittels Erhdhungsbetrag so weit erhéht, dass die Differenz zwischen Pension
und Vergleichspension nicht mehr als 7 % betragt.
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(15) Die in den Abs. 13 sowie 14 und 14a genannten Betrage sowie der Divisor in Abs. 15Z 1 bzw. in
Abs. 17 sind mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor gemaf § 108 Abs. 5 und § 108f ASVG zu verviel-
fachen. Die erste Anpassung erfolgt per 1. Janner 2014.

(16) Ab dem 1. Janner 2020 sind fur Bedienstete, die einen Pensionsbeitrag gemafl § C 87 Abs. 2 Z 1
lit. b leisten, die Absatze 13, 14 und 14a mit der Maldigabe anzuwenden, dass in Abs. 13 Z 3 und
Abs. 14a anstelle des Wertes ,7 %“ der Wert ,13%"“ und in Abs. 14 Z 1 anstelle des Wertes
,27.126“ fir den Divisor der Wert ,14.606" tritt.

Geltende Fassung/7. Anderung

§ C 162 Ubergangsbestimmung zu § C 73 Abs. 1Z 3
(1) Entfallt (7. Anderung).

(2) Die nicht standigen Bezuge gemall § C 34 Abs. 3, die Bezuge bei Erkrankung gemald § C 48 Abs. 1
Z 2 lit. b sowie die in § C 87 Abs. 2a Z 3 bis 5 sowie 7 aufgezahlten Bezugsarten sind in den nachste-
hend genannten Jahren im beschriebenen Ausmal in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen:

20008 L zu 1/5
200 zu 2/5
200D L zu 3/5
200 ... zu 4/5
2007 zur Ganze

§ C 163 Ubergangsbestimmung zu § C 83a Abs. 3Z 1

(1) Fur Personen der Jahrgange 1954 und alter, die im Jahr 2013 die Anspruchsvoraussetzungen auf
eine Leistung aus dem Versicherungsfall des Alters nach dem ASVG erfullt haben, jedoch erst in den
Jahren 2014 und 2015 in den Ruhestand versetzt werden gilt abweichend von § C 83a Abs. 3 Z 1 fol-
gende Regelung: Die Bemessungsgrundlage ist nach den Bestimmungen der §§ 238 bzw. 241 iVm
§ 607 Abs. 4 und Abs. 23 ASVG zu bilden, wobei jedoch nur Zeiten gemalf § C 16 Abs. 1 heranzuzie-
hen sind; sie darf die vom Pensionsversicherungstrager gemaf} § 238 ASVG ermittelte Bemessungs-
grundlage nicht Ubersteigen.

(2) Fur Personen der Jahrgange 1955 und junger, die im Jahr 2013 die Anspruchsvoraussetzungen
auf eine Leistung aus dem Versicherungsfall des Alters nach dem ASVG erflllt haben, jedoch erst
in den Jahren 2014 und 2015 in den Ruhestand versetzt werden gilt abweichend von § C 83a Abs. 3
Z 1 folgende Regelung: Die Bemessungsgrundlage ist nach den Bestimmungen der §§ 238 bzw. 241
iVm § 607 Abs. 4 und Abs. 23 ASVG zum Stichtag 1. Dezember 2013 zu bilden, wobei jedoch nur Zei-
ten gemal} § C 16 Abs. 1 heranzuziehen sind; sie darf die vom Pensionsversicherungstrager gemaf
§ 238 ASVG ermittelte Bemessungsgrundlage nicht Ubersteigen; diese Bemessungsgrundlage ist je-
weils mit dem Anpassungsfaktor gemaf § 108 Abs. 5 ASVG anzuheben.

(3) Die im § C 83a Abs. 3 Z 1 genannte Anzahl der Monate erhdht sich nach Vollendung von 35 bei-
tragspflichtigen Dienstjahren fir jeden Uber dieses Mal} hinausgehenden Drei-Monats-Zeitraum um
jeweils ein weiteres Monat, wobei nach Vollendung des 45. keine weitere Erhdhung mehr stattfindet.
Im Rahmen dieser Regelung sind nur Zeiten gemal § C 16 Abs. 1 heranzuziehen.

§ C 164 Ubergangsbestimmung zu § C 83a Abs. 3 Z 4 lit. ¢

(1) § C83a Abs. 3Z 4 lit. cin der ab dem 1. Janner 2000 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt
vordem 1. Janner 1996 in den Dienst der KFA bzw. eines dsterreichischen Sozialversicherungstragers
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eingetreten sind, nicht anzuwenden. Auf diese Arbeiter ist nach dem 31. Dezember 1999 Abs. 2 anzu-
wenden.

(2) Zusatzlich zu den in § C 83a Abs. 3 Z 4 lit. a genannten Zeiten und Uber das in dieser Bestimmung
angefuhrte Hochstausmalf} von 420 Monaten hinaus sind Zeiten einer nach Versetzung in den Ruhe-
stand aufgenommenen Weiterversicherung in der Pensionsversicherung zu berticksichtigen, wenn die
Beitrage zur Weiterversicherung vom Dienstgeber getragen worden sind; die Erfassung dieser Zeiten
in Steigerungspunkten erfolgt nach Maligabe des § C 83a Abs. 3 Z 4 lit. a. Ebenso sind Zeiten einer
Héher(Uber)versicherung, fiir die der Dienstgeber die Beitrage getragen hat, in Form eines besonde-
ren Steigerungsbetrages anzurechnen.

§ C 165 Ubergangsbestimmung zu § C 83a Abs. 6

Auf eine nach diesem Pensionsrecht gewahrte Leistung ist die jeweils in Betracht kommende, nach
den Vorschriften des § C 83a berechnete fiktive gesetzliche Pension (Alterspension oder vorzeitige
Alterspension bei langer Versicherungsdauer) auch dann in vollem Umfang anzurechnen, wenn ein
Anspruch auf die gesetzliche Pension aufgrund der unterschiedlichen Altersgrenzen von mannlichen
und weiblichen Sozialversicherten (noch) nicht besteht.

§ C 166 Ubergangsbestimmung zu § C 87 Abs. 2a

Als Bezug gilt auch der Differenzbetrag gemaf Art XVII Z 3 Abs. 3 oder Art. XX Z 1 (§§ C 114 oder C
116).

§ C 167 Ubergangsbestimmung zu §§ C 16 und C 87 Abs. 4, 5, 5d und 5e

(1) § C 87 Abs. 4,5, 5d und 5e bzw. §§ C 140 Abs. 2 und C 141 Abs. 2 sind nicht anzuwenden auf:

1. Teilzeitbeschaftigungen, welche vor dem 1. April 1999 gemaly § C 87 Abs. 4 bzw. Art XXIV Z 13 in
der jeweils bis zum Ablauf des 31. Marz 1999 geltenden Fassung von der Beitragsleistung ausge-
nommen

2. Teilzeitbeschaftigungen, welche nach dem 31. Marz 1999 unmittelbar an eine Teilzeitbeschaftigung
gemald Z 1 anschlielen.

(2) Fur die in Abs. 1 genannten Teilzeitbeschaftigungen gilt § C 16 Abs. 1 nach MalRgabe der folgenden
Abs. 3 bis 7.

(3) Zeiten, fur die vor dem 1. April 1999 gemaR § C 87 Abs. 5 bzw. Art. XXIV Z 14 in der jeweils bis zum
31. Marz 1999 geltenden Fassung Beitrage nachentrichtet worden sind, gelten als Zeiten im Sinne des
§ C 16 Abs. 1.

(4) Hinsichtlich aller anderen Zeiten hat der Arbeiter bis zum Ablauf des 30. Juni 2000 oder bis zum
Ablauf von drei Monaten nach dem Ende eines in Abs. 5 genannten Zeitraumes, wenn dieser Zeitpunkt
nach dem 30 Juni 2000 liegt, zu erklaren, ob er in das Pensionsrecht einbezogen werden mdéchte oder
nicht.

1. Winscht er die Einbeziehung, so sind unverzuglich flr die Gesamtdauer dieser Zeiten Beitrage, be-
rechnet nach den der jeweiligen tatsachlichen Einreihung und Einstufung entsprechenden Bezlgen
(auf Basis des zum Antragszeitpunkt geltenden Lohnschemas), nachzuentrichten, wobei sich die
Summe der nachzuentrichtenden Beitrage um Beitragszahlungen, welche nach dem 31. Marz 1999
aus dem gleichen Titel erfolgt sind, verringert; durch die Nachentrichtung der Beitrage werden die Zei-
ten der Teilzeitbeschaftigung zu Zeiten im Sinne des § C 16 Abs. 1.
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2. Erklart er, dass er nicht in das Pensionsrecht einbezogen werden mochte, dann sind die Zeiten der
Teilzeitbeschaftigung endgultig nicht als Zeiten im Sinne des § C 16 Abs. 1 anzusehen und kénnen
auch zu einem spateren Zeitpunkt durch Beitragsnachentrichtung nicht mehr zu anrechenbaren Zeiten
gemacht werden; sollten flr solche Zeiten nach dem 31. Marz 1999 Beitrage nachentrichtet worden
sein, so sind diese einschlieRlich der darauf entfallenden Verzinsung durch den Rechnungszinsful’ ge-
mal § 7 Abs. 4 BPG nach Einlangen der Erklarung unverzuglich zuriickzuzahlen.

(5) Als Zeiten, welche die in Abs. 4 genannte Frist Gber den 30. Juni 2000 hinaus ausdehnen, geltend
folgende:

1. Zeiten des Bezuges von Wochengeld aus der gesetzlichen Sozialversicherung,

2. Zeiten einer Karenz gemal} §§ 15 bis 15d MSchG bzw. gemal §§ 2 bis 6 VKG,

3. Zeiten einer Bildungskarenz gemal § 11 AVRAG,

4. Zeiten eines Sonderurlaubes gemal § C 19,

5. Zeiten einer Dienstfreistellung unter Entfall der Dienstbezige gemal § C 25 Abs. 2 bis 4,

6. Zeiten eines Prasenzdienstes (§ 27 WG), des Zivildienstes oder des Ausbildungsdienstes von
Frauen beim Bundesheer,

7. im Ruhestand verbrachte Zeiten.

(6) Fur die Abstattung der Beitrage gemal Abs. 4 Z 1 kann eine Teilzahlung, innerhalb von hochstens
funf Jahren, der nachzuentrichtenden Beitrage bewilligt werden; erfolgt wahrend der Beitragsabstat-
tung eine Anderung des Lohnschemas, sind die verbleibenden Raten mit dem Prozentsatz zu &ndern,
mit dem der Schemabezug des Arbeiters geandert wird.

(7) Der Berechnung der gemal Abs. 4 Z 1 nachzuentrichtenden Beitrage sind jene Beitragssatze im
Sinne des § C 87 Abs. 2 zugrunde zu legen, die wahrend der von der Beitragsnachentrichtung betrof-
fenen Zeiten jeweils aktuell waren.

§ C 168 Artikel XXXIII
1. Mit 1. April 1999 treten in Kraft:
§C16Abs.1,§C87 Abs.5und 5e Z 1, Art. XXIIl Z2 und Z 4, Art. XXIV Z 13 und Z 14, Art. XXXIl Z 16.

2. Mit 1. Dezember 1999 tritt in Kraft:
§ C 39 Abs. 1 Z 6 und Abs. 3.

3. Mit 1. Janner 2000 treten in Kraft:
§C15Abs. 2,§C 19a,§ C35Abs. 1, llI/AZ2und Z 6, Art. C XXIV Z 5, Anlage C 6.

4. Mit 1. Janner 2000 tritt in Kraft, mit 1. Janner 2003 tritt auRRer Kraft:
§ C 83a Abs. 3 Z 2a.

5. Mit 1. Janner 2003 treten in Kraft:
§ C 83a Abs. 3 Z 2a, § C87 Abs. 2a, Art. C XXXII / 10a.

6. Mit 1. April 1999 treten auler Kraft:
§ C16 Abs. 6 und § C 87 Abs. 4 Z 2.

7. Mit Janner 2000 tritt auRer Kraft:
§ C 18 Abs. 11.
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§ C 169 Ubergangsbestimmung zu § C 19a Abs. 3

(1) § C 19a Abs. 3in der ab dem 1. Janner 2000 geltenden Fassung ist auf Arbeiter, die zuletzt vor dem
1. Janner 1996 in den Dienst eines 6sterreichischen Sozialversicherungstragers getreten sind, nicht
anzuwenden. Auf diese Arbeiter ist nach dem 31. Dezember 1999 Abs. 2 anzuwenden.

(2) Das Freijahr ist auf die gemaly § C 133 vorgesehenen Fristen nicht anzurechnen.

§ C 170 Artikel XXXIV

1. Mit 1. Janner 2000 treten in Kraft:

§C7Abs.5a: § C 8 Abs. 2, Abs. 3und Abs. 7; § C11a;§ C13Z2lit. a; §C15Abs. 272 2a; §C 18
Abs.2Z1;§C19Abs.2,§C32Abs.4bis6;§C32aAbs.1Z21und3;§C34Abs.7;§C35Abs. 422
und Z 3a; § C 39 Abs. 1und Abs. 2; § C 40 Abs. 1 und Abs. 2; § C 40a Abs. 1 und Abs. 2; § C41 Abs. 1,
Abs. 2 sowie Abs. 3Z 4 und 4a, § C 42 Abs. 1; § C43 Abs. 1, Abs. 2und Abs. 3; § C44a;§C44 b
Abs. 1;§C48aAbs.4;§ C53 Abs. 1a; §C55aAbs. 1;§ C56 Abs. 1; § C58 Abs. 1; § C60 Abs.6; §C
64 Abs. 2 Z 1 lit. a bis lit. b sowie Z 2; § C 73 Abs. 3 (Fassung bis zum 1. Janner 2003); § C 73 Abs. 6
(Fassung abdem 1. Janner 2003); § C 83a Abs. 3Z 2a; § C 87 Abs. 2 Z 2 sowie Abs. 5a; Art. VII; Art. IX;
Art. XII; Art. XXIV Z 4; Art. XXIV Z 5 Abs. 2; Art. XXIV Z 6 Abs. 1; Art. XXIV Z 11; Art. XX Z 2; Art. XXXII
Z 10 Abs. 2 und Art. XXXIII Z 3.

2. Mit 1. Janner 2000 tritt auRer Kraft:
Art. XXXII Z 14.

§ C 171 Artikel XXXV

1. Mit 1. Juli 2000 tritt in Kraft:
Art. XXIV Z 8.

2. Mit 1. Juli 2000 tritt in Kraft, mit 1. Janner 2003 tritt auRer Kraft:
§ C 73 Abs. 2b Z 2a.

3. Mit 1. Oktober 2000 treten in Kraft:
§C16Abs.2,§C32aAbs.1Z1undZ3,§C87 Abs.2Z1lit. b, § C 88 Art. XXIIl Z 4, Art XXIV Z 11.

4. Mit 1. Oktober 2000 treten in Kraft, mit 1. Janner 2003 treten auRer Kraft:
§ C 73 Abs. 2a, Art. XXV Z 2.

5. Mit 1. Janner 2001 treten in Kraft:

§C8dAbs.2,§C8h,§C 11 Abs.1,§C 11aAbs. 4,§ C22 Abs. 2und 4,§ C 33 Abs. 1 bis 1¢,§ C 35
Abs.3und Abs.4Z24,§C41Abs.1Z23,§C46bAbs.5,§C48,§C48a,§C48b,§C53Abs.1b,§C
60 Abs. 2, § C 62 Abs. 1 bis 3, § C 83a Abs. 6a, § C 87 Abs. 5e, Art. VIl Abs. 2, Art. XVII Z 3 Abs. 3,
Art XXX Z 2 bis 5, Art. XXXII Z 7a Abs. 3, Art. XXXIV Z 1, Anlage 6 Z 11, 12 und 13, Anlage C7.

6. Mit 1. Janner 2001 treten in Kraft, mit 1. Janner 2003 treten auler Kraft:
§C73Abs.1Z1.

7. Mit 1. Janner 2003 treten in Kraft:
§C73Abs.1Z1,Abs. 3sowie Abs.4Z3,§C83aAbs.3Z2, Art. XXV Z 2 Abs. 2 sowie Art. XXXII Z 10
Abs. 2.

8. Mit 1. Janner 2001 treten aulier Kraft:

§ C 32 Abs. 6, Art. lll Z 1 und 2 sowie Z 4, Art IV bis VI, Art. VIl Abs. 1 sowie Abs. 3 bis 5, Art. VIII bis XII,
Art. XIV Z 1 und 3, Art. XV und XVI, Art. XVII Z 3 Abs. 1 und 2, Art. XVIII und XIX, Art. XX Z 2 bis 4,
Art. XXI, Art. XXIV Z7 Abs. 2 und Z 15 Abs. 2, Art. XXV Z 7 und 8, Art. XXVI Z 2, Art. XXXII Z 9 und
Art. XXXIII Z 9.
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§ C 172 Ubergangsbestimmung zu § C 87 Abs. 5e

(1) § C 87 Abs. 5e in der ab dem 1. Janner 2001 geltenden Fassung ist auf Arbeiterlnnen, die zuletzt
vor dem 1. Janner 1996 in den Dienst eines Osterreichischen Sozialversicherungstragers getreten
sind, nicht anzuwenden. Auf diese Arbeiterinnen ist nach dem 30. Dezember 2000 Abs. 2 anzuwen-
den.

(2) Der Nachentrichtung von Pensionsbeitragen fur Zeiten im Sozialversicherungsdienst (§§ C 11a
Abs. 4, C 16 Abs. 1b, C 87 Abs. 5) sind jene Beitragssatze, die wahrend der von der Beitragsnachent-
richtung betroffenen Zeiten jeweils aktuell gewesen sind, zugrunde zulegen; bei einer Nachentrichtung
von Beitragen gemaly § C 16 Abs. 2 und 3 sind die zum Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Bei-
tragssatze mallgebend.

§ C 173 Artikel XXXVI

1. Mit 1. Janner 2001 treten in Kraft:
Anlagen 1, 3 und 8.

2. Mit 1. Janner 2001 tritt auRer Kraft:
§ C 39 Abs. 1a.

§ C 174 Ubergangsbestimmung zu § C 39
Entfallt (8. Anderung).

§ C 175 Artikel XXXVII

Mit 1. Janner 2002 treten in Kraft:
§ C34 Abs.7,§C 37 Abs. 11,§ C46b Abs. 5,§ C 54 Abs. 3, § C 60 Abs. 1 sowie § C 70 Abs. 1aund 4.

§ C 176 Artikel XXXVIII

1. Mit 1. Janner 2002 treten in Kraft:

§C8bAbs.2,3und7,§C 11aAbs. 1bis4,§C15Abs.2Z21,§ C 19 Abs. 2,§ C 22a Abs. 3,§ C 32
Abs.5,§C34 Abs.6,§C35Abs.4Z1und2,§C41Abs.3Z24,§C42Abs. 1,§C 87 Abs. 2 und 53,
Art. XXII Z 1 subZ 3 lit. ¢, Art. XXIV Z Abs. 2 und Z 5 Abs. 2, Art. XXXII Z 16 Abs. 5Z 2, Art. XXXVIZ 3
Abs. 2, Anlage C 6 Z 1 und 7 sowie Anlage C 8.

2. Mit 1. Janner 2002 treten in Kraft und mit 1. Janner 2003 auRer Kraft:
§ C 73 Abs. 3, § C 83a Abs. 3 Z 2a.

3. Mit 1. Janner 2003 treten in Kraft:
§ C 73 Abs. 6, § C 83a Abs. 3 Z 2a, Art. XXXII Z 10 Abs. 2, 8 und 9.

§ C 177 Artikel XXXIX

1. Mit 1. Janner 2002 treten in Kraft:
§C11aAbs.4,§C 34 Abs. 7,§ C 39 Abs. 1Z 3, § C 46b Abs. 5, Anlagen 1, 3 sowie 7 Z6 und Z 10.

2. Mit 1. Janner 2003 tritt die Anlage 1 in Kraft.

§ C 178 Artikel XL

1. Mit 1. Janner 2003 tritt in Kraft:

§ C7a,§C8bAbs.6,§C 11a Uberschriftund Abs. 4,§ C 12 Abs. 1Z1,Z 2lit. dund Z3,§ C 13 Abs. 1
Z1,Z2liteundZ26,§C 16 Abs. 1bZ1,§ C 18 Abs. 8, § C 19a Abs. 1 (idF bis 31.12.2004), § C 34
Abs.7und9,§C 36 Abs. 7und 8,§C 37 Abs.4,§C39Abs.1Z21,Z22,Z4und Abs. 3,§C40Abs.1,§
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C41Abs.326,§C42Abs. 1bis4,§C44a,§C46b Abs.5 §C47 Abs.2,§C47b Abs. 2,§C 53
Abs.1,§C60Abs.1,§C62Abs.1,§C93 Abs. 1Z2, Art. XXII subZ 3 Lit. e, Art. XXXII Z 10 Abs. 2 und
Z 16 Abs. 5 Z 6 sowie Anlage C6 Z 1, 7 und 10.

2. Mit 1. Janner 2005 tritt in Kraft:
§ C 19a Abs. 1 (idF ab 1.1.2005).

3. Mit 1. Janner 2003 treten aulRer Kraft:
§C34Abs.2Z4,§C 37 Abs. 8 und 10, § C 38a sowie § C 39 Abs. 1 Z 5. Ubergangsbestimmung zu §
C 39 Abs. 1 und 2.

§ C179

Die vor dem 1. Janner 2003 zuerkannten Erschwerniszulagen gemall § C 39 Abs. 1 Z 1 oder 5 geblih-
ren nach dem 31. Dezember 2002 in unverandertem prozentuellem Ausmal} als Erschwerniszulage
gemald § C 39 Abs. 2; der Prozentsatz solcher Zulagen darf, solange die Anspruchsvoraussetzungen
nach der bis zum 31. Dezember 2002 geltenden Fassung des § C 39 Abs. 1 erflllt sind, auch nach
dem 1 Janner 2003 nicht vermindert werden.

§ C 180 Artikel XLI

1. Mit 1. Janner 2003 tritt in Kraft:
§C 18 Abs. 227 1.

2. Mit 1. Janner 2003 treten aulRer Kraft:
§ C39 Abs. 1Z6.

3. Mit 1. Juni 2003 treten in Kraft:

§ C 8b Abs. 2 (idF bis 31. Mai 2006), § C43 Abs. 1,§ C46b Abs. 1Z3,Abs.2und3,§C59Abs.1,§C
73 Abs.1Z3,Abs.3und5,§C74Abs.1und2,§C76,§C83aAbs.3Z4, Art. XXIII Z8, Art. XXIV Z 6,
8 und 12, Art. XXV Z 6a, Art. XXXII Z 10 Abs. 2a, Abs. 4 und Z 10a, Art. XL Z 4, Anlage 4, 5 sowie 9.

4. Mit 1. Juni 2006 tritt in Kraft:
§ C 8b Abs. 2 (idF ab 1. Juni 2006).

§ C 181 Ubergangsbestimmung zu § C 67 Abs. 1

Zuletzt vor dem 1. Janner 1996 in den Dienst der KFA eingetretene kindbare Arbeiter, die nach dem
31. Dezember 2003 das Lebensalter fur die Alterspension gemal § 253 vollenden und bei der KFA
bzw. bei Osterreichischen Sozialversicherungstragern mindestens zehn Dienstjahre gemall § C 16
DO.C zurlckgelegt haben, die Unktndbarkeit aber deshalb nicht erworben haben, weil sie im Zeit-
punkt des letzten Diensteintrittes das 40. Lebensjahr Uberschritten hatten, kdnnen unter den in An-
lage 9 festgelegten Bedingungen durch schriftliche Erklarung gegenuber dem Dienstgeber die Einbe-
ziehung in das Pensionsrecht der DO.C bzw. eine allfallige Pensionskassenregelung bewirken. Die
naheren dienstrechtlichen Einzelheiten sind in der Anlage 9 geregelt.

§ C 182 Artikel XLII

1. Mit 1. Janner 2004 treten in Kraft:
§ C 73 Abs. 1 Z 3, Art. XXXII Z 10 Abs. 3 und 4, Anlage 1 und 3 sowie Anlage 9 Z 6.

2. Mit 1. Janner 2004 treten aulRer Kraft:
Art. XXXIl Z 10 Abs. 2a sowie Anlage 4 und 5.
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§ C 183 Artikel XLIII

Mit 1. Juli 2004 tritt in Kraft:
Art. XXXII' Z 10 Abs. 10.

§ C 184 Ubergangsbestimmungen zu § C 32a, Versetzung in den Ruhestand

(1) Auf Arbeiter die gemaly § C 181 iVm Anlage 9 fur die Einbeziehung in das Pensionsrecht der DO.C
optiert haben, sind ab dem 1. Juli 2004 Abs. 2 bis 5 anzuwenden.

(2) Arbeiter, fur die ein erhdhter Kindigungsschutz besteht, haben Anspruch auf Versetzung in den
Ruhestand, wenn

1. 40 fur die Pensionsbemessung anrechenbare Dienstjahre (§ C 16) erworben, die in § 253b Abs. 1
ASVG - in Verbindung mit § 607 Abs. 10, 12 bzw. 14 ASVG - festgesetzten Lebensmonate zurlck-
gelegt und die in § 253b Abs. 1 Z 1 bis 2 ASVG idF am 31. Dezember 2003 genannten Anspruchsvo-
raussetzungen erflllt oder

2. Anspruch auf Alterspension gemalf} § 253 ASVG bzw. auf Knappschaftsalterspension gemaf § 276
ASVG besteht oder

3. die in § 253b Abs. 1 ASVG - in Verbindung mit § 607 Abs. 10, 12 bzw. 14 ASVG - festgesetzten
Lebensmonate zuriickgelegt und die in § 253b Abs. 1 Z 1 bis 2 ASVG idF am 31. Dezember 2003 ge-
nannten Anspruchsvoraussetzungen erfullt sind oder

4. Anspruch auf Alterspension gemal} § 4 Abs. 1 APG besteht oder

5. eine Korridorpension gemal} § 4 Abs. 2 APG beansprucht wird ode

6. eine Schwerarbeitspension gemal} § 4 Abs. 3 APG beansprucht wird.

Der Arbeiter hat die Versetzung in den Ruhestand schriftlich zu beantragen. Der Vorstand kann die

Versetzung in den Ruhestand bis zu drei Monaten aufschieben, wenn es wichtige Interessen dies
Dienstes erfordern.

(3) Arbeiter, fur die ein erhdhter Kiindigungsschutz besteht, sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn
die Dienstunfahigkeit gemaf § C 32b eingetreten ist. Die Versetzung in den Ruhestand hat in diesen
Fallen mit dem Monatsersten zu erfolgen, der unmittelbar auf den Zeitpunkt folgt, zu dem der Versiche-
rungstrager Kenntnis vom Eintritt der Dienstunfahigkeit erlangt hat oder bei rechtzeitiger Verstandi-
gung durch den Arbeiter (§ C 32b) erlangen hatte missen.

(4) Der Vorstand kann eine(n) unkindbare(n) Arbeiterln den Ruhestand versetzen, wenn der/die Ar-
beiterln,
1. die Voraussetzungen nach Abs. 2 Z 1, 2 oder 4 erfullt oder

2. deshalb entbehrlich wird, weil sich der Geschaftsumfang des Versicherungstragers (der betreffen-
den Einrichtung) aus den im § C 135 Abs. 3 Z 3 angeflhrten Griinden verringert oder die Einrichtung
aufgelassen wird.

(5) Die Bestimmung des Abs. 3 findet auch auf Arbeiter ohne erhéhten Kindigungsschutz Anwen-
dung, wenn die Dienstunfahigkeit als Folge eines im Dienste eines Sozialversicherungstragers erlitte-
nen Arbeitsunfalles (einer Berufskrankheit) im Sinne der §§ 175 bis 177 ASVG bzw. §§ 90 bis 92 B-
KUVG eintritt, das Erfordernis des Vorhandenseins eines erhohten Kindigungsschutzes entfallt.

§ C 185 In-Kraft-Treten der 57. Anderung

(1) Mit 1. Janner 2000 treten in Kraft:
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§ C 39 Abs. 1 Z 1a sowie § C 43 Abs 1 Z 1 lit. b; die Anderungen zu § C 39 Abs. 1 Z 1a werden nur fir
Arbeiter wirksam, die nach dem 31. Dezember 2004 in einem aufrechten Dienstverhaltnis zur KFA ste-
hen bzw. ab 1. Februar 2002 in den Ruhestand versetzt worden sind.

(2) Mit 1. Janner 2005 treten in Kraft:
Anlage 1, 3,7 Z 1 und 6.

(3) Mit 1. Janner 2005 tritt auRer Kraft:
§ C 8b Abs. 2 (idF ab 1. Juni 2006),

(4) Mit 1. Juni 2009 tritt in Kraft:
§ C 8b Abs. 2 (idF ab 1 Juni 2009).

§ C 186 In-Kraft-Treten der 59. Anderung

Mit 1. Oktober 2005 treten in Kraft:
Abschnitt VII, Anlage C 8 (Uberschrift), Anlage C 9 Uberschrift, Z 1 bis 3, Z 5 sowie Z 6 in der gelten
Fassung der 59. Anderung.

§ C 187 In-Kraft-Treten der 60. Anderung

Mit 1. Janner 2006 treten in Kraft:
§ C 40a Abs. 3, Anlage 1 und 3.

§ C 188 In-Kraft-Treten der 62. Anderung

Mit. 1. Janner 2007 treten in Kraft:
Anlage C 1 und C 3.

§ C 189 Einmalbetrag 2008

(1) Den Arbeiterlnnen und Lehrlingen gebuhrt nach MaRRgabe der folgenden Absatze im Jahr 2008 ein
Einmalbetrag von 100,— € welcher mit dem Maibezug ausbezahlt wird.

(2) Voraussetzung fur den Anspruch ist, dass fur den Monat Janner 2008 Lohn bzw. Lehrlingsentscha-
digung bezogen wird.

(3) Das Erfordernis eines Bezuges gemal} Abs. 2 gilt als erfullt, wenn der Bezug aus einem der folgen-
den Griunde nicht anfallt:

1. Beschaftigungsverbot gemall § 3 MSchG;

2. Dienstverhinderung wegen Unfalls oder Krankheit, welche nicht vorsatzlich oder durch grobe Fahr-
lassigkeit herbeigeflhrt worden ist;

3. Dienstverhinderung aus anderen wichtigen, die Person des Bediensteten betreffenden Grunden,
welcher kein Verschulden des Bediensteten zugrunde liegt.

(4) Arbeiterlnnen, welche im Janner 2008 in einem Teilzeitbeschaftigungsverhaltnis stehen, gebuhrt
der Einmalbetrag in jenem Ausmal}, das dem Verhaltnis ihres geringeren Beschaftigungsausmales
zum Beschaftigungsausmal® gemaly der Normalarbeitszeit entspricht. In den in Abs. 3 angeflhrten
Verhinderungsfallen ist von jenem Beschaftigungsausmall auszugehen, in dem der/die betreffende
Arbeiterln unmittelbar vor Beginn des Zeitraumes des Beschaftigungsverbotes oder der Dienstverhin-
derung gestanden ist.
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(5) Der Einmalbetrag wird in das Lohnschema nicht einbezogen und begriindet nach dem Dienstrecht
auch keine sonstigen bezugs- oder pensionsrechtlichen Auswirkungen; aus steuerrechtlicher Sicht gilt
er als Sonderzahlung.

§ C 190 Pensionsanpassung 2010
Der Anpassungsfaktor fur die Leistungen nach dem Pensionsrecht der DO.C wird fur 2010 mit 1,011
festgesetzt.
§ C 191 Ubergangsbestimmung zu § 12 Abs. la
Auf Grund der Anderung des § 12 Abs. 1a durch die 65. Anderung der DO.C findet keine Neufeststel-
lung der Vordienstzeiten bei am 31. Dezember 2009 bereits bestehenden Dienstverhaltnissen statt.

§ C 192 Ubergangsbestimmung zu §§ C 12 und C 36

(1) Eine Neufeststellung der Einstufung in das Lohnschema sowie des Zeitpunktes der Zeitvorrickung
auf Grund der Anderung der §§ C 12 und C 36 durch die 4. Anderung des KV Arb erfolgen bei am 1.
Janner 2011 bereits bestehenden Dienstverhaltnissen nur auf Antrag.

(2) Fur Anspruche, die sich aus einer Neufeststellung der Einstufung in das Lohnschema bzw. des
Zeitpunktes der Zeitvorrickung ergeben, ist der Zeitraum vom 18. Juni 2009 bis zum Tag der Unter-
fertigung der 4. Anderung des KV Arb nicht auf die dreijahrige Verjahrungsfrist gemal § 1486 Z 5
ABGB anzurechnen.

§ C 193 Ubergangsbestimmung zu § C 75

(1) Auf Pensionistinnen/Pensionisten, die vor dem 1. Janner 2012 in den Ruhestand versetzt wurden,
ist§ C 75in der ab dem 1. Janner 2012 geltenden Fassung nicht anzuwenden. Auf diese Personen ist
Abs. 2 anzuwenden.

(2) Zur Pension (§ C 68) wird die Kinderzulage (§ 40) unter den gleichen Voraussetzungen und in der
gleichen Hohe wie zu den Dienstbezigen gewahrt.
§ C 194 Pensionsanpassung 2012

Der Anpassungsfaktor fur Leistungen nach dem Pensionsrecht des 2. Hauptstucks (DO.C.) wird fur
2012 in Abhangigkeit von der Hohe dieser Leistung wie folgt festgesetzt:

DIS € 1,338, 20 .. e 1,027,
DIS € 1.420,44 1,026,
DIS € 1,520,068 ... e 1,025,
DIS € .01, e 1,024,
DIS € 1,703, 18 1,023,
DIS € 1.704,30 L e 1,022,
DIS € 1,885, 03 ... 1,021,
DIS € 1,076, 87 . e 1,020,
DIS € 2,088, 1 . e 1,019,
DIS € 2.180,30  ea 1,018,
DIS € 2.280,0 . e 1,017,
DIS € 2,34 88 e 1,016,
AD € 2. 341 8 e 1,015.
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§ C 195 Ubergangsbestimmung zu Abschnitt IV

(1) Mit Ablauf des 31. Dezember 2050 treten Abschnitt IV im 2. Hauptstuck, die zu diesem Abschnitt
bestehenden Ubergangsbestimmungen sowie jene Bestimmungen in den Abschnitten | bis llI, die mit
Abschnitt IV in einem untrennbaren Zusammenhang stehen, aul3er Kraft. Leistungen, insbesondere
Eigen- und Hinterbliebenenpensionen, deren Anwartschaft bzw. Anspruch wahrend der Geltungs-
dauer der zuvor genannten Regelungen entsteht, bleiben Uber den Zeitpunkt der Befristung hinaus
aufrecht.

(2) Eine Kuindigung der in Abs. 1 genannten Regelungen ist fur die Dauer der Befristung nicht mdglich.
Sollte entgegen dieser Bestimmung dennoch eine Kiindigung erfolgen, sind die Dienstgeber verpflich-
tet, samtlichen Anwartschafts- und Leistungsberechtigten wahrend der Kundigungsfrist eine Vereinba-
rung gemaf Anlage C 4 der gegenstandlichen Dienstordnung (Vertragsschablone) unverziiglich anzu-
bieten. Das Gleiche gilt, wenn durch andere Malinahmen rechtlicher Natur materiellrechtliche Bestim-
mungen aufgehoben bzw. derart geandert werden, dass eine faktische Aufhebung vorliegt oder durch
diese Malinahmen der Wegfall der gesamten pensionsrechtlichen Bestimmungen herbeigefiihrt wird.

§ C 196 Ubergangsbestimmung zu § 22 Abs. 3a und Abschnitt IV

Fir die Arbeiterlnnen, die gemaly § C 65a Abs. 1 in den Geltungsbereich des Abschnitt IV fallen, sind
bei Sonderurlaub gemal § 22 Abs. 3a die Bestimmungen des Abschnitt IV sowie die sonstigen mit
diesem Abschnitt in Zusammenhang stehenden Regelungen mit folgenden MalRgaben sinngemalf} an-
zuwenden:

1. Die Leistung fallt mit dem Beginn des Sonderurlaubes gemal § 22 Abs. 3a an, ist analog einer Leis-
tung aus dem Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfahigkeit zu berechnen und im Voraus auszu-
bezahlen; weitere Leistungen aus dem Dienstverhaltnis gebuhren nicht.

2. Anstelle einer fiktiven gesetzlichen Pension gemall § C 83a ist das Rehabilitationsgeld gemaf
§ 143a ASVG im Ausmal von 12/14 des 30-fachen Tageswertes anzurechnen. Die Arbeiterlnnen sind
verpflichtet, die Hohe des Rehabilitationsgeldes nachzuweisen.

3. Die Leistung fallt unbeschadet des § C 82 mit dem Ende des Sonderurlaubes gemal} § 22 Abs. 3a
weg; erfolgt zu diesem Zeitpunkt eine Ruhestandsversetzung gemaf § C 138 oder § C 184, so sind die
fur diesen Sachverhalt vorgesehenen Regelungen anzuwenden.

4. Abweichend von § C 83a Abs. 4 darf die Summe 12/14 des 30fachen des Rehabilitationsgeldes und
der Leistung nach dieser Bestimmung 70 % der durchschnittlichen Pensionsbeitragsgrundlagen ge-
maflk § C 87 Abs. 2a der letzten 12 Monate, bzw., sofern dies fur den/die Angestellte(n) gunstiger
ist, 70 % der sich aufgrund der letzten Einreihung gemafn § C 35 ergebenden monatliche Bezlige ge-
mal § C 87 Abs. 2a Z 1, welche bei Zutreffen derin § C 73 Abs. 6 geregelten Voraussetzungen um den
sich aus dieser Regelung ergebenden Arbeitszeitfaktor entsprechend zu vermindern bzw. zu erhéhen
sind, nicht Uberschreiten; ein diese Grenze Ubersteigender Leistungsteil ruht zur Ganze.

5. Die Leistung gebuhrt, wenn und solange Rehabilitationsgeld bezogen wird.

§ C 197 Ubergangsbestimmung zu § 22 Abs. 3a und § C 32

Endet ein Dienstverhaltnis unmittelbar nach einem Sonderurlaub gemal § 22 Abs. 3a und gebuhrt
eine Abfertigung, so ist § C 32 sinngemal’ anzuwenden. Die Abfertigung ist aufgrund der letzten Ein-
reihung und Einstufung der/des Arbeiterin/Arbeiters auf Basis des aktuellen Lohnschemas zu berech-
nen.
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§ C 198 Ubergangsbestimmung zu § 22 Abs. 3a

(1) Der Sonderurlaub gilt in gleicher Weise fur Personen, die sich am 30. Juni 2014 in einem aufrechten
Dienstverhaltnis befinden, und die tUber diesen Zeitpunkt hinaus Anspruch auf Rehabilitationsgeld ha-
ben, ab dem 1. Juli 2014.

(2) Mitarbeiterinnen, die aufgrund einer befristeten Invaliditats- oder Berufsunfahigkeitspension vor
dem 2. Janner 2014 in den Ruhestand versetzt wurden, und die aufgrund eines Antrags auf Weiterge-
wahrung der gesetzlichen Pension aufgrund der geanderten Rechtslage Anspruch auf Rehabilitations-
geld haben, und die nicht wiedereinberufen wurden, erhalten fur die Dauer des Rehabilitationsgeldbe-
zuges die bisher bezogene Leistung ohne Neuberechnung weiter.

§ C 199 Pensionsanpassung 2020

Die Leistungen nach dem Pensionsrecht der DO.C werden fir das Jahr 2020 gemal § 728 ASVG an-
gepasst. Das Gesamtpensionseinkommen umfasst die Leistungen nach dem Pensionsrecht der DO.C
zuzuglich der Pension nach den Bestimmungen des ASVG.

§ C 200 Pensionsanpassung 2021

Die Leistungen nach dem Pensionsrecht der DO.C werden fur das Jahr 2020 gemal} § 744 ASVG an-
gepasst. Das Gesamtpensionseinkommen umfasst die Leistungen nach dem Pensionsrecht der DO.C
zuzuglich der Pension nach den Bestimmungen des ASVG.

§ C 201 Pensionsanpassung 2022

Die Leistungen nach dem Pensionsrecht der DO.C werden fur das Jahr 2022 gemafl} § 759 ASVG an-
gepasst. Das Gesamtpensionseinkommen umfasst die Leistungen nach dem Pensionsrecht der DO.C
zuzuglich der Pension nach den Bestimmungen des ASVG.

§ C 202 Teuerungsprdmie gemdfS § 124b Z408 EstG 1988

Fir Arbeiterinnen und Arbeiter des 2. Hauptstlicks kommt die Regelung des § 69 des 1. Hauptstlicks
gleichermal3en zur Anwendung.

§ C 203 Pensionsanpassung 2023
Die Leistungen nach dem Pensionsrecht des 2. Hauptstickes (DO.C) werden fur das Jahr 2023 wie
folgt angepasst und zwar Gesamtpensionen,
1. die nicht mehr als 5.670 € monatlich betragen, um 5,8 %;
2. die Uber 5.670 € monatlich betragen, um 328,86 €.

Das genannte Gesamtpensionseinkommen umfasst die Leistungen nach dem Pensionsrecht des 2.
Hauptstickes (DO. C) zuzuglich der Pension nach den Bestimmungen des ASVG. Allfallige Pensions-
anpassungen durch die Regelungen der Pensionsanpassung nach dem ASVG sind zu bertcksichti-
gen.

§ C 204 Pensionsanpassung 2024

Die Leistungen nach dem Pensionsrecht des 3. Hauptstickes (DO.B) werden fur das Jahr 2024 wie
folgt angepasst und zwar Gesamtpensionen,

1. wenn das Gesamtpensionseinkommen (Summe aller ihrer Pensionen aus der gesetzlichen Pen-
sionsversicherung und KFA-Pension) nicht mehr als 5 850 € monatlich betragt, um 8,3%;
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2. wenn das Gesamtpensionseinkommen (Summe aller ihrer Pensionen aus der gesetzlichen Pen-
sionsversicherung und KFA-Pension) mehr als 5.850 € monatlich betragt, um 485,55 €.

Das genannte Gesamtpensionseinkommen umfasst die Leistungen nach dem Pensionsrecht des
2. Hauptstiickes (DO. C) zuzlglich der Pension nach den Bestimmungen des ASVG. Allfallige Pen-
sionsanpassungen durch die Regelungen der Pensionsanpassung nach dem ASVG sind zu berUck-
sichtigen.

Anlagen

Anlage C 1 Lohnschema

glltig ab 1. Janner 2024

I ! ] v vV
A B c A B A B A B A B
56,03 64,39 65,16 74,45 82,19 91,78 9937 111,75 11965 128,31 139,14
1.977,50 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
2.033,54 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
2.089,57 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

214561 2.234)92 2.259,36 2.323,44 241230 2.502,69 259292 267991 2.771,86 2.861,32 2.950,18
2.201,63 2.299,30 2.324,53 2.397,89 249448 259448 2.692,30 2.791,67 2.891,51 2.989,64 3.089,32
2.257,66 2.363,69 2.389,70 2.47234 2.576,67 2.686,26 2.791,67 2.903,42 3.011,15 3.117,96 3.228,47
2.313,70 2.428,09 2.454,86 2.546,80 2.658,86 2.778,06 2.891,06 3.01519 3.130,80 3.246,27 3.367,62
2.369,73 249247 2.520,03 2.621,25 2.741,06 2.869,84 2.990,41 3.126,94 3.250,45 3.374,59 3.506,77
242576 2.556,86 2.585,18 2.695,71 2.823,25 2.961,62 3.089,78 3.238,69 3.370,10 3.502,91 3.645,93
2.481,80 2.621,25 2.650,35 2.770,16 2.90544 3.053,41 3.189,16 3.350,45 3.489,75 3.631,22 3.785,07
2.537,82 2.685,65 2.71552 2.844,61 2987,63 3.14519 3.288,63 3.462,20 3.609,40 3.759,54 3.924,23
2.593,85 2.750,03 2.780,68 2.919,06 3.069,81 3.236,99 3.387,91 3.573,95 3.729,05 3.887,86 4.063,38
10 2.649,89 2.814,42 2.84585 2.993,62 3.152,00 3.328,78 3.487,27 3.685,71 3.848,69 4.016,17 4.202,53
11 270592 2.878,82 2.911,00 3.067,97 3.234,20 3.420,56 3.586,64 3.797,46 3.968,34 4.144,49 4.341,68
12 2.761,96 294320 297617 3.142,42 3.316,39 3.512,35 3.686,02 3.909,21 4.087,99 4.272,80 4.480,83
13 2.817,99 3.007,59 3.041,34 3.216,87 3.398,58 3.604,13 3.785,39 4.020,97 4.207,64 4.401,12 4.619,98
14 2.874,01 3.071,99 3.106,50 3.291,32 3.480,77 3.695,92 3.884,75 4.132,72 432729 4.529,44 4.759,14
15 2.930,06 3.136,38 3.171,67 3.365,77 3.562,97 3.787,71 3.98413 4.24447 444694 4.657,74 4.898,28
16 2.986,08 3.200,76 3.236,83 3.440,22 3.64515 3.879,49 4.083,50 4.356,24 4.566,58 4.786,07 5.037,44
17 3.042,11 3.265,16 3.302,00 3.514,67 3.727,34 3.971,29 418287 4.467,99 4.686,23 4.91439 5.176,59
18 3.098,15 3.329,65 3.367,15 3.589,12 3.809,563 4.063,07 4.282,25 4.579,74 4.805,88 5.042,69 5.315,74

OCONONPLhWN-_OTOD

Zulagenbemessungsgrundlage 2.237,71

Anlage C 4 Vereinbarung gemaR § C 195

betreffend die Wahrung der pensionsrechtlichen Anwartschaft und
Leistungsanspriiche (DO-Pensionsrecht)

Infolge der Aufkiindigung/Nichtigerklarung der kollektivvertraglichen Bestimmungen zum Pensions-
recht (Stichtag Wirksamkeitsbeginn der 7. Anderung des KV Arb, 2. Hauptstiick, Abschnitt IV — Pen-
sionsrecht, VII (korrespondierendes Ubergangsrecht) und sonstigen korrespondierenden Bestimmun-
gen zu Abschnitt IV) wird zur Wahrung der Anspruche nachstehende Vereinbarung abgeschlossen:
1. Der/die Arbeiterin hat Anspruch auf eine betriebliche Pensionsleistung durch den Arbeitgeber.

2. Fur den Pensionsanspruch und das Ausmal} der betrieblichen Pensionsleistung sind die Bestim-
mungen des Abschnittes IV, des Abschnittes VII (korrespondierende Ubergangsbestimmungen zum
Abschnitt 1V) sowie samtlicher korrespondierender Bestimmungen zu Abschnitt IV in der Fassung
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der 7. Anderung des KV Arb. 2. Hauptstiick zum Zeitpunkt des Inkrafttretens maRgebend. Dies betrifft
insbesondere:

a) die Erlangung der Anwartschaften,

b) die Berechnung der Beitragsgrundlagen (Beitragsmonate und Steigerungsprozentsatze), des Pen-
sionszuschusses sowie der fiktiven anrechenbaren gesetzlichen Pension,

c) das Ruhen der Pensionsleistung.
Eine Auflistung/Abschrift dieser Bestimmungen im Anhang ist integrierter Bestandteil dieser Ver-
einbarung.

3. Anderungen die nach dem im Pkt. 2, erster Satz angefiihrtem Stichtag erfolgen, werden insoweit
berlicksichtigt, als sie durch berechnungstechnische Notwendigkeiten oder Anderung rechtlicher Rah-
menbedingungen noétig werden und zur qualitativ gleichwertigen Aufrechterhaltung der gegenstandli-
chen Pensionszusage dienen. In diesem Fall sind die jeweiligen Bestimmungen in der Fassung zum
Zeitpunkt der Kiindigung oder Aufhebung des KV Arb, samt der korrespondierenden Ubergangsbe-
stimmungen anzuwenden. Dies sind insbesondere:

a) die Anderung der Berechnungsgrundlagen um die Berechnung der zugesagten Leistungen im Falle
rechtlicher Anderungen (ASVG, APG, KV Ang) aufrechterhalten zu kénnen,

b) die Anderung der Leistungsvoraussetzungen aufgrund pensionsrechtlicher Anderungen (z.B. Anfall
von Leistungen),

c) Anpassung der Pensionsleistungen,

d) Anpassung von veranderlichen Werten die zur Berechnung der Pensionsleistung und Aufrechter-
haltung der gegenstandlichen Vereinbarung notwendig sind.

4. Sollte innerhalb von 60 Monaten nach Kundigung des Kollektivvertrages ein neues, kollektivvertrag-
liches Pensionsrecht in Kraft treten, das dem gegenstandlichen Leistungsvertrag zumindest gleich-
wertig ist, wird dieser Vertrag solange ausgesetzt, solange die kollektivvertragliche Regelung gegen-
uber der gegenstandlichen Vereinbarung gleichwertig ist.

Anlage C 5 Einzelheiten zur Altersteilzeit
Entféllt. (ersetzt durch Anlagen 6 und 7)

Anhéange

Anhang 1 Aufwertungsfaktoren 2024

fiir die Beitragsgrundlagen der Jahre Aufwertungsfaktor
S 2,058
108 e 2,013
1000 e 1,927
100 e 1,842
100 e 1,769
1003 e 1,698
100 e 1,662
100D 1,613
1000 ..ot 1,575
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fiir die Beitragsgrundlagen der Jahre Aufwertungsfaktor

007 e 1,575
1008 e 1,555
1000 e 1,534
2000 L 1,528
200 L e 1,511
200 L e 1,495
2008 L e 1,489
2004 L e 1,475
2000 L e 1,451
20006 .. e 1,418
2007 e e 1,396
2008 e 1,370
20000 L e 1,328
200 e 1,309
20 1,294
20T e 1,259
20T e 1,224
20T e 1,196
201D e 1,176
2010 e 1,162
2017 e 1,153
20T e 1,135
20T e 1,113
20020 . e 1,093
202 e 1,077
2002 e 1,058
202 e 1,000
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Anhang 2 Deckelung des Durchrechnungsverlustes im Ubergangszeitraum

Werte flir 2024
1. Hochstbetrag:
€ 3.322,98
2. Formel zur Ermittlung des maximalen Belastungsfaktors (mB)*)
mB= Altpension — 470,42
356,02

3. Betrage, bei denen sich ganzzahlige Prozentsatze der maximalen Belastung ergeben:

Altpension (DG-Leistung)

€ 826,44 .
€ 118, 6 . e
€ 1.538,48 .
€ 1,804 50 . .t
€ 2,200, 0
€ 2,806,504 . .
€ 2,082, 00 ..e
€ 3,322,008 .

Wien, am 13. Dezember 2024

1%
2%
3%
4%
5%
6%

7%

KRANKENFURSORGEANSTALT DER BEDIENSTETEN DER STADT WIEN

Mag. Jurgen Czernohorszky Norbert Pelzer
Prasident Generaldirektor

OSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND

GEWERKSCHAFT VIDA, JOHANN BOHM-PLATZ 1, 1020 WIEN

Roman Hebenstreit Mag.? Anna Daimler, BA
Vorsitzender Generalsekretarin
Gerald Mjka Farije Selimi

Fachbereichsvorsitzender Fachbereichssekretarin

*) x in Prozent

Maximale Belastung
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vida - was ist das?

v vida kampft fur faire Arbeitsbedingungen und ge-
rechte Lohne.

v vida verhandelt mit den Arbeitgebern jahrlich mehr
als 150 Kollektivvertrage, die eine jahrliche Lohnerho-
hung, Weihnachts- und Urlaubsgeld sowie vieles mehr
festlegen.

Vv vida unterstltzt Betriebsratinnen und Jugendver-
trauensratinnen bei ihrer Arbeit mit rechtlichem Rat,
mit Informationsmaterial oder bei der Verhandlung

von Betriebsvereinbarungen. v

Vv vida setzt sich national
und international fir die
politischen Grundrechte
aller Mitglieder ein.

vida ist deine Plattform!

Vv vidaonline

vida ist die Osterreichische Verkehrs- und Dienstleistungsgewerkschaft und vertritt
Arbeitnehmerlnnen aus lGber 75 Berufsgruppen von der Lehre bis zur Pension.

Alle News, Themen und Ange-
bote der vida findest rund um
die Uhr auf vida.at! Und damit
dir garantiert nichts mehr entgeht, abonniere
den vida-Newsletter unter vida.at/newsletter!

vida vernetzt
Folge uns auf Facebook! Deine Likes, Kommentare
und Nachrichten sind jederzeit willkommen.

vida informiert

Das vida-Magazin mit spannenden v )
Reportagen und News aus den Bun- !ﬂda;'
deslandern bekommst du als Mitglied ¥ Ff/
kostenlos nachhause geschickt. “; v

Mehr dazu auf
vida.at/magazin!

[ Mit Ohne
Gewerkschaft | Gewerkschaft
| Jahrliche Lohnerhghung ' A NEIN | Vida'CARD'
(nur durch Kollektivvertrag geregelt, kein Gesetz)
| Urlaubs- und Weihnachtsgeld (kein Gesetz) JA NEIN | VO RTEI LSPLATTFORM
Informationen rund um deinen Kollektivvertrag JA NEIN vde P
| Kostgnlose B.eratung, Rechtsschgtz und gerichtliche Vertretung bei A NEIN | S
arbeitsrechtlichen Angelegenheiten e
| Berufshaftpflichtversicherung bis 100.000 Euro JA NEIN | \m;a § M e
| Berufsrechtsschutzversicherung bis 20.000 Euro JA NEIN | M& iU e
A"rbeitslosenunters.tijtzung und auBerordentliche Unterstiitzung A NEIN 5 wo o : iy . ﬁ
| fiir unverschuldet in Notlage geratene Kolleginnen | Mo v
Bildungsunterstiitzungen JA NEIN Sol S Sxeos W
| Attraktive Urlaubsangebote und iber | a. g, Neem =
1.000 Vergiinstigungen mit der vida-Card A NEIN
| Kostenloses Mitgliedermagazin ,vida“ JA NEIN |
Streikunterstiitzung JA NEIN
| Spitaltaggeld bei Unféllen (Freizeit- und Berufsunfall) JA NEIN |
| Invaliditéts- und Todesfallversicherung JA NEIN |
L]
| Begrabniskostenbeitrags-Versicherung JA NEIN | S ch a u vO Y b el - | Uf
Hilfe bei Mobbing und Gewalt am Arbeitsplatz JA NEIN . tIVO rteil
l Diese 15 Vorteile kannst du iiber Nacht verlieren! NEIN Vi d a 'a
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Auskunft, Beratung und Hilfe erhalten Mitglieder bei der Gewerkschaft vida:

vida Zentrale
Johann-B6hm-Platz 1
1020 Wien

Tel.: +43 15344479
E-Mail: info@vida.at

vida Burgenland
Wiener Stra3e 7

7000 Eisenstadt

Tel.: +43 2682 770 71000
E-Mail: burgenland@vida.at

vida Karnten
Villach

Italiener StraBBe 10a
9500 Villach

Klagenfurt
Bahnhofstral3e 44
9020 Klagenfurt

Tel.: +43 463 5870 72000
E-Mail: kaernten@vida.at

vida Niederosterreich
Gewerkschaftsplatz 1

3100 St. Polten

Tel.: +43 2742311941730
E-Mail: niederoesterreich@vida.at

vida Oberosterreich
VolksgartenstraBe 34

4020 Linz

Tel.: +43 732 653397 740
E-Mail: oberoesterreich@vida.at

vida Salzburg
Markus-Sittikus-StraBe 10
5020 Salzburg

Tel.: +43 662 871228 750
E-Mail: salzburg@vida.at

vida Steiermark
Karl-Morre-Stral3e 32
8020 Graz

Tel.: +43 316 7071 76000
E-Mail: steiermark@vida.at

vida.at

vida Tirol

Sudtiroler Platz 14-16
6020 Innsbruck

Tel.: +43 51259777 77000
E-Mail: tirol@vida.at

vida Vorarlberg
Widnau 2

6800 Feldkirch

Tel.: +43 5522 3553 78000
E-Mail: vorarlberg@vida.at

vida Wien

Triester Stral3e 40/3/1
1100 Wien

Tel.: +43 1 53444 79680
E-Mail: wien@vida.at




	Inhalt
	Kollektivvertrag
	1. Hauptstück
	Abschnitt I Allgemeine Bestimmungen
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Chancengleichheit
	§ 3 Anstellungsgesuche
	§ 4 Einstellungserfordernisse
	§ 5 Personalakt
	§ 6 Verständigung der Arbeiter

	Abschnitt II Dienstrecht
	§ 7 Allgemeine Pflichten
	§ 8 Diensterfindung
	§ 9 Normalarbeitszeit der dem AZG unterliegenden Arbeiter/in
	§ 10 Normalarbeitszeit der dem KA-AZG unterliegenden Arbeiter/in
	§ 11 Verlängerter Dienst
	§ 12 Teilzeitarbeit
	§ 13 Ruhepausen und Ruhezeiten
	§ 14 Feiertage und dienstfreie Werktage
	§ 15 Wöchentliche Ruhezeit und Feiertagsruhe
	§ 15a Altersteilzeit
	§ 16 Dienstverhinderung
	§ 17 Nebenberufliche Erwerbstätigkeit
	§ 18 Anrechenbare Dienstzeit für die Einstufung in das Lohnschema sowie die Vorrückung
	§ 19 Besondere Bestimmungen über die Anrechnung von Zeiten für die Vorrückung
	§ 20 Urlaub
	§ 21 Zusatzurlaub für versehrte Arbeiter/Arbeiterinnen
	§ 22 Urlaub ohne Bezüge (Sonderurlaub)
	§ 23 Freijahr
	§ 24 Kündigung
	§ 25 Kündigungsfristen
	§ 26 Dienstweg, Beschwerden gegen Vorgesetzte
	§ 27 MitarbeiterInnengespräche
	§ 28 Personalausschuss
	§ 29 Ausübung öffentlicher Funktionen
	§ 30 Koalitionsfreiheit, Vertretung des/der Arbeiter/innen

	Abschnitt III Bezugsrecht
	§ 31 Bezugsrechtliche Einteilung der Arbeiter/innen
	§ 32 Lohn
	§ 33 Vorrückung in eine höhere Lohnsstufe
	§ 34 Beförderung
	§ 35 Bezüge
	§ 36 Vorschüsse und Aushilfen
	§ 37 Belohnungen
	§ 38 Allgemeine Dienstzulage
	§ 39 Dienstalterzulage
	§ 40 Kinderzulage
	§ 41 Nebengebühren
	§ 42 Bezüge bei Erkrankung
	§ 43 Zuschuss
	§ 43a Urlaubsentgelt
	§ 44 Überstunden
	§ 45 Zuwendungen bei Dienstjubiläen
	§ 46 Reisekosten- und Aufwandsentschädigung
	§ 47 Unterkunft, Verpflegung, Dienstkleidung
	§ 48 Schadenshaftung
	§ 49 Einmalzahlung 2008

	Abschnitt IV Schlussvorschriften
	§ 50 Gültigkeitsdauer dieses Kollektivvertrages
	§ 51 Inkraftreten der 1. Änderung
	§ 52 Inkrafttreten der 2. Änderung
	§ 53 Inkrafttreten der 3. Änderung
	§ 54 Einmalbetrag 2011 bis 2014
	§ 55 Übergangsbestimmung zur 4. Änderung des Kollektivvertrages
	§ 56 Inkrafttreten der 4. Änderung
	§ 57 Inkrafttreten der 5. Änderung
	§ 58 Inkrafttreten der 6. Änderung
	§ 59 Inkrafttreten der 7. Änderung
	§ 60 Inkrafttreten der 8. Änderung
	§ 61 Inkrafttreten der 9. Änderung
	§ 62 Inkrafttreten der 10. Änderung
	§ 63 Inkrafttreten der 11. Änderung
	§ 64 Übergangsbestimmung zu § 35 Abs 1, dritter Satz
	§ 65 Inkrafttreten der 12. Änderung
	§ 66 Inkrafttreten der 13. Änderung
	§ 67 Inkrafttreten der 14. Änderung
	§ 68 Inkrafttreten der 15. Änderung
	§ 69 Teuerungsprämie gemäß § 124b Z408 EstG 1988 - Einmalzahlung
	§ 70 Inkrafttreten der 16. Änderung
	§ 71 Inkrafttreten der 17. Änderung

	Abschnitt V Anlagen
	Anlage 1: Verwendungsgruppen
	Anlage 2: Lohnschema
	Anlage 3: Zulagen, Nebengebühren und Überstunden
	Anlage 4: Abgeltung für Ersatzruhe
	Anlage 5: Einzelheiten zum Freijahr
	Anlage 6: Einzelheiten zur Altersteilzeit
	Einzelheiten zur Altersteilzeit

	Anlage 7: Einzelheiten zur erweiterten Altersteilzeit
	Einzelheiten zur erweiterten Altersteilzeit



	2. Hauptstück
	Abschnitt I Allgemeine Bestimmungen
	§ C 1 Anwendungs- und Geltungsbereich
	§ C 1a Sprachliche Gleichbehandlung
	§ C 1b Unionsbürger, EWR-Angehörige
	§ C 2 Aufnahmeerfordernisse, Ausschließungsgründe
	§ C 3 Aufnahmegesuche
	§ C 4 Stempel- und Rechtsgebühren
	§ C 5 Personalakt
	§ C 6 Verständigung der Arbeiter (Pensionisten)

	Abschnitt II Dienstrecht
	§ C 7 Dienstrecht – Allgemeine Pflichten
	§ C 7a Diensterfindung
	§ C 8 Normalarbeitszeit der dem AZG unterliegenden Arbeiter
	§ C 8a Normalarbeitszeit der dem KA-AZG unterliegenden Arbeiter
	§ C 8b Teilzeitarbeit
	§ C 8c Überstunden
	§ C 8d Ruhepausen und Ruhezeiten
	§ C 8e Feiertage und dienstfreie Werktage
	§ C 8f Wöchentliche Ruhezeit und Feiertagsruhe
	§ C 8g Arbeitszeitrechtliche Sonderbestimmung für Lenker und Beifahrer von Kranftfahrzeugen 
	§ C 8h Altersteilzeit
	§ C 9 Dienstverhinderung
	§ C 10 Nebenberufliche Erwerbstätigkeit
	§ C 11 Allgemeine Bestimmung über die Dienstzeitanrechnung
	§ C 11a Anrechnung von Karenz- und Sonderurlauben
	§ C 12 Anrechenbare Dienstzeit für die Einstufung in das Lohnschema
	§ C 13 Anrechenbare Dienstzeit für das Urlaubsausmaß
	§ C 14 Anrechenbare Dienstzeit für die Bezüge bei Erkrankung
	§ C 15 Anrechenbare Dienstzeit für den erhöhten Kündigungsschutz
	§ C 16 Anrechenbare Dienstzeit für die Wartezeit und die Pensionsbemessung
	§ C 17 Anrechenbare Dienstzeit für die Kündigungsfrist und das Ausmaß der Abfertigung
	§ C 18 Urlaub
	§ C 19 Sonderurlaub
	§ C 19a Freijahr
	§ C 20 Erhöhter Kündigungsschutz
	§ C 21 Dienstweg, Beschwerden gegen Vorgesetzte
	§ C 22 Dienstbeschreibung
	§ C 23 Personalausschuss
	§ C 24 Schadenshaftung
	§ C 25 Ausübung öffentlicher Funktionen
	§ C 26 Koalitionsfreiheit, Vertretung der Arbeiter
	§ C 26a Enthebung vom Dienst
	§ C 26b Übernahme in den Dienst
	§ C 27 Beendigung des Dienstverhältnisses
	§ C 28 Kündigung durch den/die Arbeiter/in
	§ C 29 Kündigung durch den Dienstgeber
	§ C 30 Vorzeitiger Austritt
	§ C 31 Entlassung
	§ C 32 Abfertigung
	§ C 32a Versetzung in den Ruhestand
	§ C 32b Dienstunfähigkeit
	§ C 33 Wiedereinberufung zum Dienst

	Abschnitt III Bezugsrecht
	A. Lohnordnung
	§ C 34 Dienstbezüge
	§ C 35 Einreihung der Arbeiter/innen
	§ C 36 Einstufung in das Lohnschema, Vorrückung
	§ C 37 Kinderzulage
	§ C 38 Haushaltszulage
	§ C 39 Erschwerniszulage
	§ C 40 Vorarbeiterzulage
	§ C 40a Belastungszulage
	§ C 41 Urlaubszuschuss und Weihnachtsremuneration (13. und 14. Bezug)
	§ C 42 Verwendungszulage
	§ C 43 Gefahrenzulage
	§ C 44 Ortszulage
	§ C 44a Nachtdienstzulage
	§ C 44b Abgeltung der Rufbereitschaft
	§ C 45 Schichtzulage
	§ C 46 Sonntagszulage
	§ C 46a Abgeltung von Ruhezeiten
	§ C 46b Fahrtkostenzuschuss
	§ C 47 Überstunden
	§ C 47a Urlaubsentgelt
	§ C 47b Entgelt für Feiertage und Ersatzruhe
	§ C 47c Abgeltung des Mehraufwandes bei Dienstreisen
	§ C 48 Fortzahlung der Bezüge bei Arbeitsverhinderung durch Krankheit
	§ C 48a Zuschuss zum Krankengeld
	§ C 48b Bezüge bei Mutterschaft
	§ C 49 Auszahlung der Dienstbezüge
	§ C 50 Abtretung von Ansprüchen
	§ C 51 Abgängigkeit
	§ C 52 Vorschüsse und Aushilfen
	§ C 53 Zuwendungen bei Dienstjubiläen
	§ C 54 Unterkunft, Verpflegung, Dienstkleidung
	§ C 55 Sterbegeld

	B. Gebührenordnung
	§ C 56 Allgemeine Bestimmungen
	§ C 57 Gebühren für Dienstleistungen am Dienstort
	§ C 58 Gebühren für Dienstleistungen ausserhalb des Dienstortes
	§ C 59 Reisekosten
	§ C 60 Tag- und Übernachtungsgeld
	§ C 61 Außendienstzulage
	§ C 62 Gebühren für Dienstleistungen ausserhalb des Bundesgebietes
	§ C 63 Erkankung, Tod während einer Dienstleistung ausserhalb des Dienstortes
	§ C 64 Abordnung
	§ C 65 Versetzung, Übersiedlungsgebühren


	Abschnitt IV Pensionsrecht
	§ C 65a
	§ C 66 Leistungen
	§ C 67 Allgemeine Leistungsvoraussetzungen
	§ C 68 Pension
	§ C 69 Witwen(Witwer)pension
	§ C 70 Waisenpension
	§ C 71 Abfindung
	§ C 71a 13. und 14. Pension
	§ C 72 Ausserordentliche Leistungen
	§ C 73 Bemessungsgrundlage
	§ C 74 Ausmaß der Pension
	§ C 75 Kinderzulage
	§ C 76 Ausmaß der Witwen(Witwer)pension
	§ C 77 Ausmaß der Waisenpension
	§ C 78 Höchstausmaß der Hinterbliebenenpensionen
	§ C 79 Ausmaß der Abfindung
	§ C 80 Ausmaß der 13. und 14. Pension
	§ C 81 Anfall der Leistungen
	§ C 82 Wegfall der Leistungen
	§ C 83 Auszahlung der Leistungen
	§ C 83a Anrechnung der Leistungen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung
	§ C 83b Anrechnung der Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung
	§ C 84 Unverfallbarkeit von Anwartschaften
	§ C 84a Anwartschaften bei Beendigung des Dienstverhältnisses
	C § 85 Ruhen von Leistungsansprüchen
	§ C 86 Mitteilungspflicht
	§ C 87 Aufbringung der Mittel
	§ C 87a Sicherungsbeitrag für Pensionisten
	§ C 88
	§ C 88a Entziehung von Ansprüchen

	Abschnitt V Disziplinarvorschriften
	Disziplinarvorschriften

	Abschnitt VI Schlussvorschriften
	§ C 105 Anerkennung des Kollektivvertrages
	§ C 106 Saisonbetriebe
	§ C 107 Wirksamkeitsbeginn

	Abschnitt VII Übergangsbestimmungen
	§ C 108 Artikel III  Übergangsbestimmung zu Abschnitt IV
	§ C 109 Artikel VII Übergangsbestimmung zu Abschnitt III Lohnordnung
	§ C 110 Artikel XIV Übergangsbestimmung zu § C 70
	§ C 111 Artikel XV
	§ C 112 Artikel XVII Übergangsbestimmung zu Abschnitt I bis III und V
	§ C 113 Übergangsbestimmung zu §§ C 8 und C 44b
	§ C 114 Übergangsbestimmung zu Abschnitt III
	§ C 115 Übergangsbestimmung zu Abschnitt IV
	§ C 116 Artikel XX Übergangsbestimmung zu § C 40a
	§ C 117 Artikel XXII Übergangsbestimmung zu § C 83a Abs. 4
	§ C 117a Übergangsbestimmung zu § C 83a Abs. 4 und § C 117
	§ C 118 Übergangsbestimmung zu § C 84
	§ C 119 Übergangsbestimmung zu § C 88
	§ C 120 Artikel XXIII
	§ C 121 Übergangsbestimmung zu § C 16 Abs. 1
	§ C 122 Übergangsbestimmung zu § C 16 Abs. 1a
	§ C 123 Übergangsbestimmung zu § C § 16 Abs. 2
	§ C 124 Übergangsbestimmung zu § C 69 Abs. 4
	§ C 125 Übergangsbestimmung zu § C 74 Abs. 1
	§ C 126 Übergangsbestimmung zu § C 83a Abs. 3 Z 4 lit. a
	§ C 127 Übergangsbestimmung zu § C § 87 Abs. 3
	§ C 128 Übergangsbestimmung zu § C 87 Abs. 5b
	§ C 129 Artikel XXIV
	§ C 130 Übergangsbestimmung zu § C 6
	§ C 131 Übergangsbestimmung zu § C 11a Abs. 3
	§ C 132 Übergangsbestimmung zu § C 15
	§ C 133 Übergangsbestimmung zu § C 20
	§ C 134 Übergangsbestimmung zu § C 28 Abs. 1
	§ C 135 Übergangsbestimmung zu § C 29
	§ C 136 Übergangsbestimmung zu § C 31
	§ C 137 Übergangsbestimmung zu § C 32 Abs. 2
	§ C 138 Übergangsbestimmung zu § C 32a
	§ C 139 Übergangsbestimmung zu § C 67 Abs. 1
	§ C 140 Übergangsbestimmung zu § C 87 Abs. 4
	§ C 141 Übergangsbestimmung zu § C 87 Abs. 5
	§ C 142 Übergangsbestimmung zu Abschnitt V
	§ C 143 Artikel XXV
	§ C 144 Übergangsbestimmung zu § C 73 Abs. 3
	§ C 145 Übergangsbestimmung zu § C 73 Abs. 5
	§ C 146 Übergangsbestimmung zu § C 74 Abs. 2
	§ C 147 Übergangsbestimmung zu § C 81 Abs. 2
	§ C 148 Übergangsbestimmung zu § C 82 Abs. 3
	§ C 149 Übergangsbestimmung zu § C 83a Abs. 3 Z 4 lit. b
	§ C 150 Artikel XXVI
	§ C 151 Übergangsbestimmung zu § C 16 Abs. 1b Z 4
	§ C 152 Artikel XXVII
	§ C 153 Artikel XXVIII
	§ C 154 Artikel XXIX
	§ C 155 Artikel XXX
	§ C 156 Wahrungsbestimmungen
	§ C 157 Artikel XXXI
	§ C 158 Artikel XXXII
	§ C 159 Übergangsbestimmung zu § C 16 Abs. 1
	§ C 160 Übergangsbestimmung zu § C 20 in der Fassung des Art. XXIV Z 6
	§ C 161 Übergangsbestimmung zu § C 73
	§ C 162 Übergangsbestimmung zu § C 73 Abs. 1 Z 3
	§ C 163 Übergangsbestimmung zu § C 83a Abs. 3 Z 1
	§ C 164 Übergangsbestimmung zu § C 83a Abs. 3 Z 4 lit. c
	§ C 165 Übergangsbestimmung zu § C 83a Abs. 6
	§ C 166 Übergangsbestimmung zu § C 87 Abs. 2a
	§ C 167 Übergangsbestimmung zu §§ C 16 und C 87 Abs. 4, 5, 5d und 5e
	§ C 168 Artikel XXXIII
	§ C 169 Übergangsbestimmung zu § C 19a Abs. 3
	§ C 170 Artikel XXXIV
	§ C 171 Artikel XXXV
	§ C 172 Übergangsbestimmung zu § C 87 Abs. 5e
	§ C 173 Artikel XXXVI
	§ C 174 Übergangsbestimmung zu § C 39
	§ C 175 Artikel XXXVII
	§ C 176 Artikel XXXVIII
	§ C 177 Artikel XXXIX
	§ C 178 Artikel XL
	§ C 179
	§ C 180 Artikel XLI
	§ C 181 Übergangsbestimmung zu § C 67 Abs. 1
	§ C 182 Artikel XLII
	§ C 183 Artikel XLIII
	§ C 184 Übergangsbestimmungen zu § C 32a, Versetzung in den Ruhestand
	§ C 185 In-Kraft-Treten der 57. Änderung
	§ C 186 In-Kraft-Treten der 59. Änderung
	§ C 187 In-Kraft-Treten der 60. Änderung
	§ C 188 In-Kraft-Treten der 62. Änderung
	§ C 189 Einmalbetrag 2008
	§ C 190 Pensionsanpassung 2010
	§ C 191 Übergangsbestimmung zu § 12 Abs. 1a
	§ C 192 Übergangsbestimmung zu §§ C 12 und C 36
	§ C 193 Übergangsbestimmung zu § C 75
	§ C 194 Pensionsanpassung 2012
	§ C 195 Übergangsbestimmung zu Abschnitt IV
	§ C 196 Übergangsbestimmung zu § 22 Abs. 3a und Abschnitt IV
	§ C 197 Übergangsbestimmung zu § 22 Abs. 3a und § C 32
	§ C 198 Übergangsbestimmung zu § 22 Abs. 3a
	§ C 199 Pensionsanpassung 2020
	§ C 200 Pensionsanpassung 2021
	§ C 201 Pensionsanpassung 2022
	§ C 202 Teuerungsprämie gemäß § 124b Z408 EstG 1988
	§ C 203 Pensionsanpassung 2023
	§ C 204 Pensionsanpassung 2024

	Anlagen
	Anlage C 1 Lohnschema
	Anlage C 4 Vereinbarung gemäß § C 195
	Anlage C 5 Einzelheiten zur Altersteilzeit


	Anhänge
	Anhang 1 Aufwertungsfaktoren 2024
	Anhang 2 Deckelung des Durchrechnungsverlustes im Übergangszeitraum
	Unterzeichnungsprotokoll




<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Gray Gamma 2.2)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages false
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages false
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages false
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages false
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<


    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e55464e1a65876863768467e5770b548c62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc666e901a554652d965874ef6768467e5770b548c52175370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>



    /HUN <>
    /ITA (Utilizzare queste impostazioni per creare documenti Adobe PDF adatti per visualizzare e stampare documenti aziendali in modo affidabile. I documenti PDF creati possono essere aperti con Acrobat e Adobe Reader 6.0 e versioni successive.)
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020be44c988b2c8c2a40020bb38c11cb97c0020c548c815c801c73cb85c0020bcf4ace00020c778c1c4d558b2940020b3700020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken waarmee zakelijke documenten betrouwbaar kunnen worden weergegeven en afgedrukt. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 6.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>


    /SKY <>

    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>

    /ENU (Use these settings to create high quality Adobe PDF documents suitable for a delightful viewing experience and printing of business documents.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 7.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


